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(Beginn um 9 Uhr.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Einen schönen guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die 18. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt sind Frau Abg Mag Korun wegen Krankheit, Herr Abg DDr Schock, Herr Abg Stark, Herr Abg Mag Stefan, Herr Abg Schuster von 13 bis 15.30 Uhr und Herr Abg Dr Stürzenbecher ab 11 Uhr wegen eines Auslandstermins.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02468-2008/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Gerald Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Der Rechnungshof hat in seinem Bericht betreffend Überprüfung des Vollzugs des Wiener Pflegegeldgesetzes festgestellt, dass Pflegegeldverfahren binnen drei Monaten abgeschlossen sein sollten, bei der MA 15 war dies bei rund 72% der Fälle nicht gegeben. Welche konkreten Maßnahmen haben sie bereits veranlasst, damit es zu einer beschleunigten Abwicklung der Landespflegegeldverfahren kommt?)
Ich ersuche sie um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie stellen heute eine Frage zum Pflegegeldverfahren in der Stadt auf Grund von Verbesserungsvorschlägen, die aus einem Rechnungshofbericht hervorgehen. 

Ich möchte einleitend sagen, dass ich sehr erfreut über diesen Rechnungshofbericht bin, weil er sehr gut aufzeigt, wo es Verbesserungsbedarf gibt. 

Ich darf einleitend festhalten, dass sich der Rechnungshofbericht im Prüfungszeitraum auf die damals bestehende Organisationsstruktur der MA 15 bezieht, die sich aber, und das ist schon ein erster Schritt in Richtung Verbesserung in diesem Bereich, mit 1. Oktober 2007 durch die Teilung in MA 15 und MA 40 verändert hat. Die MA 15 ist mit der gutachterlichen Tätigkeit im Rahmen des Pflegegeldverfahrens befasst, die MA 40, die MA 2 und die Stadtwerke sind mit den Verfahren befasst.

Es sind bereits im Winter des Jahres 2007 Qualitätszirkel zum Thema Pflegegeld ins Leben gerufen worden, und zwar nicht in allen Abteilungen extra, sondern abteilungsübergreifend, um hier das oberste Ziel zu erreichen, nämlich bei den Pflegegeldverfahren dafür zu sorgen, dass sie beschleunigt werden, den Standard der Kundenfreundlichkeit zu heben, dort, wo das noch nicht so optimal ist, auch nicht so optimal ist, wie ich mir das vorstelle, wirtschaftlich zu agieren, aber keine Abstriche bei der Qualität zu machen, weil die Qualität der Gutachten durchaus eine gute ist, wie auch der Rechnungshof sagt.

Es ist so, dass auf Grund der großen Gruppe der LandespflegegeldwerberInnen sie oft erst relativ spät zu uns kommen. Hier ist es vor allem auch notwendig, und da haben wir bereits konkrete Maßnahmen gesetzt, dass wir den Bereich des Ärzte-Pools seit Mitte des Jahres 2007 vergrößern, also noch während die Rechnungshofprüfung war, weil es da zwischendurch immer Gespräche gab und wir darauf geschaut haben, möglichst nicht auf den Bericht zu warten und dann loszulegen, sondern gleich zu verbessern. Mitte des Jahres 2007 wurden mehr durch gezielte Ausschreibungen getätigt, wo rund 70 Ärztinnen und Ärzte angesprochen werden konnten. Mittlerweile gibt es 15 Vertrauensärztinnen und -ärzte, Begutachter und Begutachterinnen mehr als noch vor einem Jahr und 20 weitere Ärztinnen und Ärzte befinden sich in der Einschulungsphase. Wir requirieren hier weiter, weil natürlich die Anzahl der Vertrauensärztinnen und -ärzte sehr stark mit der Frage der Geschwindigkeit der Verfahren zu tun hat.

Weiters haben wir das Organisationsmanagement umgestellt und durch eine stärkere Trennung der Organisation des logistischen Bereichs, also wie die Einsätze erfolgen, und des medizinischen Bereichs neu strukturiert. Auch hier konnten wir dadurch schon Beschleunigungen vorantreiben. Ich bin frohen Mutes, dass wir mit diesen Maßnahmen nicht sofort, aber ich würde jetzt einmal sagen, binnen Jahresfrist das vom Rechnungshof geforderte Ziel, nämlich maximal drei Monate in der Regel - Ausnahmen bestätigen die Regel - erreichen können. 

Wir arbeiten derzeit auch gerade am Schnittstellenmanagement zwischen der MA 40 und der MA 15, an einer Schnittstelle, damit beide Abteilungen auf die Daten zugreifen können und es hier keine Probleme bei der Datenübermittlung gibt. In der MA 40 wird SOWISO, ein EDV-Programm, jetzt eingeführt. Das wird so gestaltet sein, dass die MA 15 auf diese Daten zugreifen kann und es damit mit Sicherheit zu einer Beschleunigung kommt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 1. Zusatzfrage, Herr Mag Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Landesrätin!

Als 1. Zusatzfrage würde ich gerne etwas Generelles fragen. Wenn man sich das anschaut, wenn jemand Bundespflegegeld und dann Landespflegegeld beziehen kann, so ist das doch eine ziemlich komplizierte Angelegenheit. Es stellt sich die Frage, warum es nicht möglich ist, das bundeseinheitlich zu regeln. Wir haben neun verschiedene Landespflegegelder, die unterschiedlich ausgezahlt werden. Es ist doch eine erkleckliche Anzahl von Leuten, ich glaube, in Wien sind es 60 000, die Landespflegegeld kriegen. Es handelt sich unter Umständen auch um Leute, die vielleicht doch einen schwereren Zugang haben, Sozialhilfeempfänger, mitversicherte Angehörige, also vielleicht noch schwächere Gruppen in der Gesellschaft.

Haben Sie jetzt, wo auf Bundesebene die Sozialdemokratische Partei zuständig ist, irgendwelche Intentionen, eine bundeseinheitliche Regelung des Pflegegelds voranzutreiben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Also den Sozialismus sehe ich auf Bundesebene noch nicht, aber das kann alles noch werden. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Abg Mag Marie Ringler: Vielleicht unter dem neuen Kanzler!)
Vielleicht nur kurz zu den Zahlen: Im Dezember 2007 haben in Wien 10 126 Personen Landespflegegeld bezogen. Ich sage das nur, weil Sie von 60 000 gesprochen haben. Aber, Herr Kollege Ebinger, ich bin in dieser Frage sehr Ihrer Meinung. So, wie wir es jetzt geschafft haben, im Bereich der Sozialhilfe schon sehr weit zu einer Vereinheitlichung zur Entwicklung der bedarfsorientierten Mindestsicherung sind, bin ich sehr dafür. Wir haben das auch auf der Landessozialreferentenkonferenz und Landessozialreferentinnenkonferenz, die erst letzte Woche stattgefunden hat, als Wiener wieder eingebracht, dass es sehr viel Sinn machen würde, hier eine einheitliche Regelung für die Landespflegegeldbezieherinnen und -bezieher zu finden. 

Was ich aber für vordringlicher halte, ist, dass es endlich wieder eine ordentliche Erhöhung des Pflegegelds geben muss. Denn wenn wir uns das anschauen, ist das Pflegegeld 1993 eingeführt worden und seither gab es eine Erhöhung. Also liegen wir ungefähr 21 Prozent unter dem Wert, den es damals hatte. Wenn Herr Molterer jetzt immer noch sagt, 5 Prozent Erhöhung ist zu viel, sage ich als Soziallandesrätin, 5 Prozent ist viel zu wenig!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Frau Abg Dr Pilz, bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Das war jetzt interessant, dass Sie den Sozialismus auf Bundesebene schon aufgeben, wo man noch in der Koalition ist. Das ist bemerkenswert.

Nichtsdestotrotz zurück zum Gegenstand: Sozialminister Buchinger hat angekündigt, dass er die Demenzerkrankungen und die Kinder mit Pflegebedarf beim Bundespflegegeld besserstellen möchte. Er will damit auch eine langjährige Forderung von NGOs und Angehörigen nachvollziehen, dass nämlich Dementia einen hohen Pflegebedarf nach sich zieht und man nicht nur auf die körperliche Symptomatik abstellen kann.

Ich frage Sie daher: Wollen Sie auf Landesebene diese Entscheidung, die jetzt bevorsteht, nachvollziehen? Wollen Sie Demenzerkrankungen und Kinder mit Pflegebedarf finanziell besserstellen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete!

Zum ersten Teil Ihrer Anmerkung auch eine Anmerkung von mir: Ich empfehle, sozialistische Theoretiker und den Unterschied zwischen einer sozialdemokratischen Regierungsbeteiligung und dem demokratischen Sozialismus zu kennen. Das ist nicht Teil der Fragestunde in einer Landtagssitzung.

Zum zweiten Teil ein klares Ja. Als Wiener Vertreterin habe ich mich in der Sitzung der Soziallandesreferentinnen und -referenten sehr stark dafür eingesetzt, dass das ab 2009 kommt, sowohl, was die Kinderbegutachtung betrifft, wo wir als Land Wien Vorreiter für ganz Österreich sind - wir sind die Einzigen, die zum Beispiel Kinderärzte und Kinderärztinnen zur Begutachtung haben, das wird jetzt neu vorgesehen, das gibt es bisher nirgendwo außer in Wien -, als auch, was die Demenzerkrankungen betrifft. Sobald das im Bund kommt, werden wir das auf das Landespflegegeld umsetzen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zu-
satzfrage. Frau Abg Praniess-Kastner, bitte.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Vielen Dank! Das wäre eine der Fragen gewesen, wo ich Sie gebeten hätte, das massiv in Wien zu forcieren, dass es für demenzerkrankte Menschen und für Kinder mit sehr hohem Pflegebedarf zu einer gerechteren Einstufung kommt. Es gibt im Bund die Arbeitsgruppe Pflegegeld im Sozialministerium, in der meines Wissens nach auch Herr Hacker sitzt. Dort geht es speziell auch um eine nach oben offene Pflegegeldstufe, die diskutiert wird. Ich persönlich halte eine nach oben offene Pflegegeldstufe für sehr sinnvoll.

Meine Frage, konkret an Sie: Wenn es diese nach oben offene Pflegegeldstufe gibt, um damit auch Kinder mit schweren Behinderungen wesentlich besser einzustufen, werden Sie dann auch Kinder in den Genuss der Pflegegeldergänzungsleistung oder persönlichen Assistenz kommen lassen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Grundsätzlich ist es so, dass wir in allen Fragen der Verbesserung alle Dinge, die wir im Bund umsetzen, und da sind die Länder die treibenden Kräfte, auch in Wien umsetzen werden. Das heißt, wenn es die nach oben offene Pflegestufe gibt, wenn wir uns mit dieser langjährigen Wiener Forderung im Bund durchsetzen, dann wird es das auch in Wien geben, und zwar sofort.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landesrätin!

Hinsichtlich Sozialismus auf Bundesebene werde ich nicht mehr in Ihren offenen Wunden wühlen.

Ich kann Ihnen auch sagen, dass wir hundertprozentig dafür sind, dass das Pflegegeld angehoben wird. Das ist eines der Dinge, die schon lange angehoben gehören.

Ich möchte noch eine kleine Detailfrage stellen. Der Rechnungshof hat empfohlen, dass man bei der Pflegegeldbegutachtung von Kindern und Jugendlichen das aus den Gesundenuntersuchungsstellen herauslöst und Hausbesuche durchführt, weil es gerade in diesem Bereich eine besondere Sensibilität und Kompetenz erfordert. Die Stadt Wien hat damals festgestellt, dass sie diese Rahmenbedingungen dafür prüft. 

Ich frage daher: Ist das umgesetzt? Sind Sie in Umsetzung? Wie ist hier der Stand der Dinge?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Wir haben auch hier schon während der Prüfung des Rechnungshofs begonnen, erste Schritte zu setzen, nämlich zunächst einmal eine Zusammenführung der Bereiche Erwachsene und Kinder von der Struktur her, selbstverständlich nicht von Ärztinnen und Ärzten, weil ich habe schon vorher gesagt, das Land Wien ist das einzige Land, das Kinderärztinnen und -ärzte heranzieht. Darin ist auch ein bisschen die Problematik, dass wir derzeit trotz aller Ausschreibungen noch zu wenig Kinderärztinnen und Kinderärzte haben, die bereit sind, diese Hausbesuche zu machen.

Aber wir wollen zunächst einmal die räumliche Situation verbessern. Derzeit ist die Außenstelle in der Romanogasse für die Begutachtung von Kindern mit Pflegebedarf nicht optimal. Wir möchten das in bessere Räumlichkeiten zusammenzuführen. 

Das Ziel ist es hier, verstärkt Hausbesuche einzuführen. Ich gehe aber auf Grund der personellen Situation davon aus, dass wir damit eigentlich erst im Herbst des heurigen Jahres beginnen können und das dann schrittweise umsetzen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage erledigt.

Die 2. Anfrage (FSP - 02887-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Am Mittwoch, dem 18. Juni fand in Wien eine Schülerinnen- und Schülerdemonstration mit dem Slogan "Wer hat uns verraten" Sozialdemokraten. Wer war dabei? "die Volkspartei", statt. Diese Demonstration richtete sich gegen die Tatsache, dass einige Wiener AHS seit Jahren hoffnungslos überfüllt sind sowie gegen eine Weisung der Stadtschulratspräsidentin, trotz Überfüllung alle berechtigten Schülerinnen und Schüler an der Wunschschule aufzunehmen. Diese Demonstration wurde vom Stadtschulrat verboten, warum?)
Ich ersuche ihn um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ihre Frage, warum die Demonstration der 200 Schüler vom Stadtschulrat verboten wurde, ist relativ leicht zu beantworten: Gar nicht. Denn der Stadtschulrat hat nichts zu verbieten, was Demonstrationen betrifft und daher kann er sie auch nicht verboten haben. 

Der Stadtschulrat hat im Prinzip nichts anderes gemacht, als nach Nachfrage auf Erlässe aus der Vergangenheit zu verweisen, wonach Schüler am Unterricht teilzunehmen haben. Das erscheint mir nicht besonders verwegen zu sein, denn Schüler haben grundsätzlich am Unterricht teilzunehmen. Wenn sie nicht daran teilnehmen, haben sie sich immer durch ihre Eltern oder durch wen auch immer, also wer halt dafür berechtigt ist, davon zu entschuldigen. Auskünfte von Direktoren, die natürlich Dispens vom Besuch des Unterrichts an irgendwelche Schüler geben können, oder was Schülerzeitungen erzählen, weiß ich nicht. Ich sage auch ganz offen, dass ich gar nicht die Zeit habe, jeder einzelnen solcher Aussagen nachzugehen. Aber es steht jedenfalls fest, dass der Stadtschulrat keine Demonstration verboten hat.

Ich möchte aber einleitend noch auf einen anderen Teil eingehen, den Sie hier sozusagen in Berichtsform auch geben, nämlich auf diese Parole, die Schüler gerufen haben: „Wer hat uns verraten? Sozialdemokraten!" Ich will nicht belehrend wirken, das liegt mir fern, aber Sie kennen sicherlich den geschichtlichen Hintergrund dieser Parole. Da werden Sie verstehen, dass man gewisse Sensibilitäten hat. Es stammt aus der stalinistischen Zeit der Sozialfaschismustheorie, die, wie wir alle wissen, verhängnisvolle Folgen hatte, nicht nur für den historischen Ablauf, sondern auch auf das Leben vieler Sozialdemokraten, die in den stalinistischen Kerkern umgekommen sind. Nachzulesen bei Ernst Fischer, der kein Sozialdemokrat war, auch nachzulesen bei Ruth Mayenburg im Hotel Lux, die auch keine Sozialdemokratin war.

Daher werden Sie verstehen, dass man als Sozialdemokrat da eine besondere Sensibilität hat. Ich bin nicht bereit, von wem immer das ist, ob das irgendwelche Leute sind, die sich an der Peripherie der Sozialistischen Jugend herumtreiben oder ob das Leute sind, die anderswo organisiert sind, diesen stalinistischen Slogan, von wem immer er kommt, zu akzeptieren! Diese Zeiten haben wir Gott sei Dank hinter uns, so wie andere Zeiten der Diktatur! Ich habe gegenüber allen Diktaturen, gegenüber allen Formen des Faschismus, aber auch gegenüber allen Formen des Stalinismus meine höchsten Abwehrreaktionen! Daher bitte ich um Verständnis, dass ich mit innerer, emotioneller Mühe zwischen sachlichen Anliegen differenziere, die Schüler zweifelsohne auch haben, wenn sie von solchen Parolen überdeckt werden. Dafür bitte ich um Verständnis.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie wären offensichtlich in einem sehr hohen Ausmaß dazu geeignet, den Schülerinnen und Schülern politische Bildung zu vermitteln. Das hat ein Teil Ihrer Antwort sehr deutlich gezeigt. 

Ich verhehle aber nicht, dass ich trotzdem ein bisschen unglücklich mit der Antwort bin, denn die Schülerinnen und Schüler haben versucht, in eigener Sache zu handeln und waren sozusagen unterwegs in Sachen politischer Bildung. Ich denke, das braucht auch eine gewisse Unterstützung von Seiten des Stadtschulrats, von Seiten der Schule selbst. Wenn jetzt also Direktoren von Klasse zu Klasse gehen und den Schülerinnen und Schülern mitteilen, dass eine derartige Demonstration Konsequenzen haben wird in Sachen Betragensnote und wenn sie demonstrieren wollen, sie sich halt ein ärztliches Attest besorgen sollen, könnte ich mir vorstellen, dass Sie auch daran eine gewisse Kritik üben wollen, weil politische Bildung sollte so auch nicht ausschauen.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Die Fragestellung, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Daher kommt jetzt meine Frage: Was hätten Sie an der Stelle der schulischen Autorität den Schülern in dem Augenblick mit auf den Weg gegeben? Was kann ich denen ausrichten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!
Im Prinzip dasselbe, was nachher der Schülerdelegation, die im Stadtschulrat empfangen wurde, auch gesagt wurde und wo ich höre, den Zeitungen entnehme, dieselben Artikel, in denen sie dann dazu auch zitiert werden, dass man im Hinblick auf das eigentliche Anliegen, nämlich dass das, was noch vor wenigen Monaten, kann man fast sagen, um nicht Jahre zu sagen, nämlich eine Wunschschulenregelung einzurichten, nicht mehr gut ist und man daher eine Arbeitsgruppe einsetzt, wo man sich mit einer entsprechenden Adaptierung dieses ursprünglichen Wunsches auseinandersetzt und die Schüler auch zufrieden sind, weil eine Schülerin, die als Vertreterin dieser 200 Schüler geschickt wurde, nachher zitiert wurde mit: „Wenn man sich engagiert, kann man etwas durchsetzen." - Das hätte ich auch gesagt, das Gespräch suchend, wie ich das immer wieder versuche, wenn es angenommen wird. Das hätte ich von vornherein auch dort gesagt. 

Direktoren, die durch die Klassen gegangen sind und das gesagt haben, was Sie hier zitieren, kann ich nicht nachvollziehen. Dazu liegt mir auch kein Bericht vor. Das fällt wahrscheinlich unter das, was auch ein Zitat von Ihnen ist, dass es eine entsprechende Autonomie der Schulleitung gibt. Ich persönlich, wenn ich Direktor einer Schule wäre, was mir ein gütiges Schicksal erspart hat, hätte diese Vorgangsweise nicht gewählt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Herr Abg Dr Aigner, bitte.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Das Schicksal war insofern gütig zu Ihnen, als Sie nicht Direktor einer Schule sind. Sie sind aber immerhin der Präsident des Wiener Landesschulrats und als solcher direkt für das Vorgehen im Landesschulrat, im Stadtschulrat verantwortlich. Ihre Antwort hat mich auch nicht befriedigt. 

Ich erinnere mich noch an sehr viele Wortmeldungen Ihres Abgeordnetenjungstars, der Frau Kollegin Rudas, die immer wieder betont hat, wie wichtig der SPÖ die Meinung der jungen Menschen ist, in den Tagparlamenten, in den Schülerparlamenten, in den Mitbestimmungsmöglichkeiten innerhalb ihrer Jugendzentren und dass das so ernst genommen wird. Jetzt brechen einmal Schüler aus dieser gelenkten Demokratie, wie ich das bezeichnen würde, aus und beziehen sich auf ein Thema, das sie unmittelbar betrifft, nämlich die Zustände in den Schulen, die durch die Wunschschulanweisung Ihrer amtsführenden Präsidentin ausgelöst wurden. 

Wenn die Fan-Zone voll ist, gibt es auch keine Wunsch-Fan-Zone. Dann wird zugemacht. Wenn die Schule voll ist, dann wird der Physiksaal zum Klassenzimmer, dann werden Klassen in Container gesteckt und das ist dann ein Zustand, der jahrelang andauert. Also Nein zur Wunsch-Fan-Zone, Ja zur Wunschschule, in Kauf nehmend, dass es hier jahrelange Probleme gibt und dass die Qualität des Unterrichts leidet. 

Ich erinnere mich auch noch - ich komme dann gleich zu meiner Frage, ein kurzes Vorspiel erlauben Sie mir bitte - an die Regierungsdemonstrationen im Jahr 2000, wo es der Stadtschulrat den Schülern dezidiert freigestellt hat, an den Demonstrationen gegen die Regierung teilzunehmen und nicht nur, aber auch aus meiner Schule sind Lehrer mit Rückendeckung aus dem Stadtschulrat mit ganzen Klassen auf die Demonstrationen gegangen.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie bitte zur Frage.

Abg Dr Wolfgang Aigner (fortsetzend): Ich komme gleich zur Frage. Ein Satz noch. Ihre Stadtschulratspräsidentin hat den Wiener Stadtschulrat zum Headquarter der SPÖ-Bildungspolitik auserkoren.

In welcher Weise stellen Sie als Organ der Bundesverfassung sicher, dass bei solchen Teilnahmen an Demonstrationen nicht mehr Parteipolitik, sondern Gesetzesvollzug im Mittelpunkt steht? Wie stellen Sie das sicher? Und wie begründen Sie daher, dass hier nicht dieselbe Vorgangsweise gewählt wurde, wie seinerzeit bei den Anti-Schüssel-Demonstrationen? (Abg Heinz Vettermann: Das ist eine knallharte Frage!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich halte an mir und werde mich ausschließlich mit Ihrer Frage beschäftigen, anderes lohnt ja nicht. 

Selbstverständlich ist der Gesetzesvollzug sicherzustellen. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass die Verordnung, die ich vorhin zitiert habe, aus dem Jahr 1998 stammt, also weit vor der schwarz-blauen Regierung. Auch diesmal hat der Stadtschulrat nichts anderes gemacht, als auf Nachfrage diese aus dem Jahr 1998 stammende Verordnung in Erinnerung zu rufen. Ich brauche Sie nicht an Maria Theresia erinnern, dass es bei uns eine Schulpflicht gibt, die für alle gilt. Wenn daher Anderes gemacht wird, so hat dies mit dem Stadtschulrat und seinen Erlaubnissen nichts zu tun, weder in der schwarz-blauen Regierung noch unter der jetzigen rot-schwarzen Regierung. Das hat mit all dem nichts zu tun. Insofern sage ich Ihnen, selbstverständlich ist der Gesetzesvollzug und nicht Parteipolitik zu garantieren!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Landeshauptmann!

Früher, als Schüler, war ich nicht so für Demonstrationen. Heutzutage verstehe ich jeden Schüler, dass er auf die Straße geht. Bei den Zuständen im Wiener Schulwesen ist das durchaus verständlich. (Heiterkeit bei Teilen der SPÖ.) - Das ist lustig, ja? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich überlege nur gerade, was Sie in Ihrer Jugend gemacht haben!) Ich finde das nicht so lustig, dass hier die Schüler auf die Straße gehen müssen, weil die Zustände in den Wiener Schulen eigentlich nicht mehr haltbar sind!

Die Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl hat vollmundig die Wunschschule für jeden Schüler angekündigt. Die Konsequenz sind Containerklassen, Wanderklassen und viele andere Zustände wie die Gewalt an Schulen und dergleichen. All dies lässt immer mehr zu wünschen übrig. Man könnte eigentlich jeden Tag als Schüler auf die Straße gehen. Es wäre durchaus verständlich. Die Zustände werden oftmals zugedeckt durch den Maulkorberlass, der vor drei Jahren erlassen wurde. 

Ich wollte Sie als zuständige Autorität bei den Wiener Schulen fragen: Was werden Sie tun, damit dieser Maulkorberlass zurückgezogen wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Erstens kenne ich keinen Maulkorberlass, außerdem war vor drei Jahren die Frau Bundesministerin Gehrer dafür zuständig. Ich kann mir nicht vorstellen, dass sie in der Frage als höchste Autorität einem Maulkorberlass zugestimmt hätte, denn ich bin als Organ der mittelbaren Bundesverwaltung in diesen Bereichen tätig. Daher sage ich Ihnen hier und heute bei der Fragestunde, es gibt keinen Maulkorberlass. Und daher brauche ich folgerichtig auch nicht dafür zu sorgen, dass ein Maulkorberlass entsprechend aufgehoben wird. 

Aber ich darf Ihnen versichern, mich beeindruckt natürlich jede Demonstration, denn ich habe mich von meiner Jugendzeit nicht wie andere verabschiedet, im Gegensatz zu Ihrer Jugendzeit, die natürlich weit kürzer zurückliegt als meine, muss ich ganz ehrlich sagen. Bei allem Respekt, aber die einzige Demonstration, die ich jemals selbst organisiert habe, war mit 800 Leuten. Mit 200 wäre ich am Gehsteig spazieren gegangen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Aber es ändert nichts an der Tatsache, dass ich diese Meinungsäußerung von 200 Schülern bei in etwa 15 000 in einem Jahrgang zur Kenntnis nehme. Ich habe nichtsdestotrotz Respekt. Das ist mit ein Grund, warum diese Arbeitsgruppe im Gespräch und im Einvernehmen mit den Schülervertretern errichtet wurde, um diese ursprüngliche, nicht aus dem Stadtschulrat kommende Vorstellung von der Wunschschule entsprechend zu adaptieren, sodass, so nehme ich an, auch im nächsten Schuljahr, respektive übernächsten Schuljahr dann alle, auch die 200, zufrieden sein werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Wir haben jetzt auch unter dem Slogan „Wer hat uns verraten? Sozialdemokraten!" gegoogelt und glauben jetzt, Sie haben sich irgendwie vergoogelt, weil das, was Sie hier in den Raum gestellt haben, historisch nicht unbedingt richtig ist. Aber ich weiß, dass bei einer mündlichen Anfrage nicht die Zeit und die Gelegenheit für diesen historischen Exkurs ist. 

Ich habe eine andere, mir sehr wichtig erscheinende Frage. Da geht es um die Errichtung neuer AHS, denn unbestritten ist, dass zu wenig Platz ist. Für die Errichtung von AHS ist der Bund zuständig und das war immer die Kritik an Gehrer, nicht dafür zu sorgen, dass ausreichend Platz ist und Schulen errichtet werden.

Ich frage Sie daher: Wie weit sind die Verhandlungen mit dem nunmehr und vielleicht noch kurze Zeit roten Unterrichtsministerium gediehen, um neue AHS zu errichten, sodass wir in den nächsten Jahren nicht dasselbe Debakel wie in den vergangenen Jahren erleben? (LhptmStin Grete Laska: Sind Sie plötzlich für AHS-Standorte? Das ist ja ganz etwas Neues! – Abg Susanne Jerusalem: Lesen Sie meine Aussendungen nicht? – LhptmStin Grete Laska: Partiell!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich bin immer sehr für den Dialog. Auch in der Fragestunde macht er großen Sinn.

Frau Abgeordnete!

Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Google die oberste historische Autorität dazu wäre. Aber ich könnte Ihnen aus dem Stegreif natürlich eine Reihe von Publikationen von außerordentlich hervorragenden Historikern zitieren, die das kommentieren. Darin können Sie nachlesen, wie die Geschichte gewesen ist, die nicht nur von der Sowjetunion, sondern auch von allen anderen kommunistischen Parteien, insbesondere in Deutschland, ausgegangen ist. 

Sie wissen ganz genau, in welcher Form sich das letztendlich abgespielt hat, wenn man die These vertritt, Sozialdemokratie und Nationalsozialismus sind zwei Seiten derselben Medaille, welche entsprechenden Aktivitäten der Kommunistischen Partei Deutschlands sich gegen die Sozialdemokraten ausgebildet haben. Also ich glaube nicht, dass ich Google anerkennen werde, was immer Sie darin finden, sondern eher die historischen Autoritäten und die Historiker, die sich damit ernsthaft beschäftigt haben. Wir haben ja auch einige Österreicher darunter, die sich da sehr gut auskennen. Ich habe vorhin ja eine Österreicherin zitiert. (StR David Ellensohn: Der Spruch stammt aus 1916 von den radikalen Linken!)

In der Tat wollen wir es nun dabei belassen und ich wende mich Ihrer Frage zu. Natürlich mischen wir uns ein, das ist gar keine Frage, auch beim Bau von AHS. Aber Sie wissen ganz genau, dass die eigentlichen Verhandlungen dazu zwischen dem Unterrichtsministerium und dem Finanzministerium stattfinden und 10-Jahres-Pläne erstellt werden. Wie sinnvoll ein 10-Jahres-Plan ist, sei einmal dahingestellt, wenn ich denke, dass sich die Flexibilitäten und die Notwendigkeiten im öffentlichen Schulwesen in schneller Abwechslung ändern, sodass man dabei auf diese Änderungen einzugehen hat. Aber wir mischen uns grundsätzlich ein, jawohl! Das haben wir auch in der Vergangenheit getan, denn es sind in der nicht allzu sehr zurückliegenden Vergangenheit eine ganze Menge neuer AHS aufgebaut worden, teilweise mit bemerkenswerten architektonischen Leistungen, wie in etwa das Schulschiff, das auch nicht unbestritten gewesen ist, bevor es errichtet wurde und das heute ein gewisses architektonisches Ansehen genießt, abgesehen davon, dass ich höre, dass auch Schüler, Eltern und Lehrer damit sehr zufrieden sind.

Selbstverständlich bin ich der Auffassung, wenn man in die Richtung hingeht, dann wird man wahrscheinlich, so hoffe ich jedenfalls, gemeinsam mit der Unterrichtsministerin eher die Richtung der neuen Mittelschule vorantreiben, denn das Unterrichtsministerium ist, wie alle guten österreichischen Beamten, neutral, wie wir auch aus der jüngeren Vergangenheit wissen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man in einem Jahr auf Beamtenebene solche politisch unfairen Aktionen machen kann. Das heißt also, Standorte zu forcieren, wo diese neue zukunftsweisende Schulform des 21. Jahrhunderts umgesetzt wird. 

Jetzt herzugehen und darüber nachzudenken, dass wir noch zusätzliche Standorte brauchen, um die Schulform des 19. Jahrhunderts zu forcieren, darin sehe ich eigentlich nicht meine Aufgabe. Aber für die neue Mittelschule werden wir noch eine ganze Menge, auch an räumlichen Voraussetzungen, zu schaffen haben. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist diese Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 02885-2008/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dipl-Ing Roman Stiftner gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Werden Sie einen Gesetzesentwurf vorbereiten, um das Müllverschmutzungsproblem auf der Donauinsel - insbesondere an den Grillplätzen - endlich entschieden einer Lösung zuzuführen?)
Ich ersuche sie um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen!

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Wir kehren zurück zum Thema „Donauinsel und Grillplätze". Wir haben nicht vor, ein eigenes Gesetz für die Donauinsel zu erlassen, weil wir hier bereits das Reinhaltegesetz beschlossen haben und uns das als Grundlage für Handlungen in diesem Bereich ausreichend erscheint. Darüber hinaus gibt es auch noch in der Grünanlagenverordnung und im Naturschutzgesetz die Möglichkeit, in diesem Bereich aktiv zu werden. 

Ich möchte den Anlass gleich nutzen, Sie ein bisschen darüber aufzuklären, was auf den Grillplätzen tatsächlich an Reinigungsleistungen von Seiten der Stadt beziehungsweise der MA 45 passiert. Das betrifft die 15 Grillplätze wie auch die Grillzonen, sprich, die Grillplätze, die reserviert werden müssen und die beiden sozusagen größeren Grillzonen. (Abg Robert Parzer: 16!) - 16? Bei mir steht 15. (Abg Robert Parzer: Wir haben es nachgezählt!) Okay, sagen wir 15 bis 16 Grill-
plätze und auf jeden Fall die beiden Grillzonen. 

Es werden sowohl der Grillplatz als auch die Grillzone täglich gereinigt, das heißt, auch an Wochenenden und an den Feiertagen, und zwar von 6 Uhr in der Früh bis 11 Uhr am Vormittag. Auch die Mistkübel, die dort stehen - das sind die hochwassererprobten Betonringe, die wir dort eingerichtet haben und die eine entsprechende Größe aufweisen, die sozusagen für die Grillzone geeignet sind -, werden ebenfalls täglich durch die Saugwägen der MA 45 entleert. Es ist bei allen Grillplätzen entweder ein fixes WC oder ein Mobilklo in der Nähe aufgestellt, um da zu versorgen. Das heißt, von der Reinigungssituation her sind wir dort eigentlich sehr gut aufgestellt. 

Sie wissen, dass wir im Auftrag der MA 45 seit letztem Jahr auch die Grillplatzmeister eingesetzt haben. Es sind fünf Personen für die beiden Grillzonen, wo wir eigentlich eine gute Rückmeldung haben, was die Zufriedenheit der Leute vor Ort betrifft. Es gibt ein eigenes Beschwerdesystem in der MA 45 und es hat in unserem Beschwerdesystem im letzten Jahr überhaupt keine Beschwerde zum Thema der Grillzone oder der Grillplätze gegeben. Keine einzige! 

Wir haben auch eine Zufriedenheitsbefragung bei den Grillplätzen gemacht. Dort wurde die Note 1,9 erzielt. Ich glaube, dass die Gesamtsituation dort recht gut ist. 

Sie wissen, dass die MA 45 einen Sicherheitsdienst bestellt hat, der dafür zuständig ist, Missstände aufzudecken beziehungsweise im Bedarfsfall die Kontrahenten sofort hinzurufen, wenn im Bereich der Donauinsel irgendetwas Konkretes zu tun oder herzurichten ist. 

Ich glaube, dass das Gesamtkonzept sehr gut durchdacht ist. Dass diese Grillplätze sehr gut angenommen werden, wissen wir. Gerade im Bereich der Donauinsel ist das, glaube ich, ein sehr guter Platz, weil es eben keine unmittelbaren Anrainer gibt, weil das auch an einem Ende der Donauinsel konzentriert wird und wir am Rest der Donauinsel die Möglichkeit für die anderen Nutzergruppen wie Jogger, Kinderspielplätze, Radfahrer und so weiter haben, genügend Nutzungsform zu bieten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage, Herr Dipl-Ing Stiftner, bitte.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Sie wissen, dass Aktionen sicherlich eine gute Sache sind. In der Realität zählen natürlich die Resultate. Die sehen ganz anders aus, als Sie uns das heute dargelegt haben. Es gibt zahlreiche Beschwerden. Uns liegen Sie vor. Ich kann sie Ihnen dann gern weiterleiten, wenn sie noch nicht bei Ihnen eingegangen sein sollten. 

Ich möchte auch zur Umfrage sagen, wenn man die Benutzer, die dort grillen, fragt, dann wird das Resultat natürlich ein ganz anderes sein, als wenn man die befragte Gruppe auf jene ausdehnt, die dort Anrainer sind oder vielleicht einen Gastronomiebetrieb haben. 

Frau Stadträtin, ich glaube, es gibt hier schon noch sehr viel zu tun. Ich kann Ihre Meinung, dass alles in Ordnung ist, leider nicht teilen! 

Das bringt mich auch zu dem Punkt, dass Sie heute gar nicht sicher waren, ob es 15 oder 16 Grillplätze sind. Da frage ich: Gibt es irgendetwas wie eine Inventarisierung? Auf der anderen Seite muss man fragen: Wie geht man eigentlich mit städtischem Eigentum um? 

Wir haben Vorschläge eingebracht, die Sie gestern in einem Antrag abgelehnt haben. 

Ich frage Sie jetzt konkret, denn es wäre eine ganz einfache Maßnahme, um vielleicht auch einmal einen psychologischen Aspekt einzubringen, nachdem sehr viel illegale Grillelemente dort vorherrschen und die Grillzonen nicht gut kontrollierbar sind: Wann haben Sie eine Registrierung vor, bevor man dort die Grillzone nutzt, sprich, eine Feuerstelle errichtet, abseits der Grillplätze, wo man ohnehin vorreservieren muss? Ich meine die Grillzonen, wo man mit seinem Griller hingehen kann. Haben Sie vor, eine Registrierung einzuführen, damit die Kontrolle dort entsprechend durchgeführt werden kann und eine Identifikation mit einem Personalausweis möglich ist, damit die Verantwortlichen, sollte etwas passieren, dann rasch identifiziert werden können?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Kollege Stiftner!

Ich bin mir ganz sicher, dass es 15 gemauerte Grillplätze sind. Sie haben behauptet, es sind 16. Wir werden dann feststellen, wer in diesem Bereich recht hat. Ich habe überhaupt keine Zweifel daran. 

Ich habe nicht vor, dort eine Registrierung einzuführen. Wir haben den Wachdienst, das sind Securitys extra dazu. Sie sind auch angehalten, besonders an sozusagen grillintensiven Tagen, also Wochenenden, wo Schönwetter ist, weil dort das dann erfahrungsgemäß sehr stark genutzt wird, dafür zu sorgen, dass es eben kein illegales Grillen außerhalb der Grillzonen gibt. (Abg Robert Parzer: Das gibt es aber!) Es kommt durchaus auch dazu, dass Leute abgewiesen werden müssen, weil es keinen Platz mehr gibt. 

Was die Kontrolle von Personalausweisen betrifft, so ist es nicht so, dass diese Organe die Kompetenz dazu haben. Denn dafür, dass jemand die Kompetenz hat, eine Ausweisleistung zu fordern, muss es in diesem Land vorher einen Gesetzesbeschluss geben, so wie wir es bei den „Waste Watchern“ gemacht haben. (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Das war meine Frage!) Bei den „Waste Watchern“ funktioniert das sehr gut. Wir haben das auch bei den Forstaufsichtsorganen, wie Sie wissen, denen gegenüber ebenfalls eine Ausweisleistung ermöglicht wurde. Sonst ist das der Polizei vorbehalten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die 2. Zusatzfrage. Frau Abg Floigl. 

Abg Veronika Floigl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Macht es Ihrer Meinung nach Sinn, ein eigenes Gesetz zur Reinhaltung der Donauinsel zu machen, nachdem erst kürzlich das neue Wiener Reinhaltegesetz in Kraft getreten ist? Wie haben sich dieses Gesetz und die Arbeit der „Waste Watcher“ bisher bewährt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Natürlich macht es aus meiner Sicht überhaupt keinen Sinn, ein eigenes Gesetz für die Donauinsel zu machen, die bekanntlich ein Teil von Wien ist und damit auch dem Reinhaltegesetz unterliegt. Wenn wir das anfangen, dann können wir auch beim Prater, möglicherweise für den Donaukanal und auch für andere Dinge ein eigenes Gesetz machen. Ich glaube, das würde niemand verstehen. Ich glaube, dass es klug ist, das unter einem zusammenzufassen, nämlich unter dem Reinhaltegesetz, wo wir all diese Bereiche davon erfasst haben. 

Die Arbeit der „Waste Watcher“ hat sich insofern sehr bewährt, weil alle Befürchtungen, die es in diesem Bereich gegeben hat, dass wir keine Polizei sind, ob das ernst genommen wird und die Leute ihren Ausweis herzeigen werden, ob sie dem Folge leisten werden, all diese Probleme sich als Nichtprobleme herausgestellt haben, weil die „Waste Watcher“ als Autorität sehr gut anerkannt werden und deren Anweisungen beziehungsweise der Aufforderung zur Ausweisleistung auch Folge geleistet wird. 

Das kann man auch an den Zahlen sehen. Wir haben jetzt die aktuellen Zahlen erhoben. Es wurden bisher 466 Strafmandate ausgestellt, es gab 132 Anzeigen und 415 Ermahnungen. 

Ich glaube, dass das ein Instrument ist, das sehr gut ist. Das werden wir auch weiter ausbauen. Ich habe schon vor zwei Tagen berichtet, dass wir zu den 30 noch weitere 60 Personen dazu haben, die diese Ausbildung beziehungsweise Vereidigung als „Waste Watcher“ bereits absolviert haben und dass wir weiterhin vorhaben, Personen, die ohnehin im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit beziehungsweise ihrer normalen Arbeit viel draußen unterwegs sind, in Zukunft als „Waste Wachter“ auszubilden. Das heißt, wir wollen das über die MA 48 hinaus verwenden, zum Beispiel beim Stadtgartenamt, dass die einzelnen Objektleiter in den Parks auch „Waste Watcher“-Ausbildungen bekommen, weil es dann natürlich für die Mitarbeiter leichter ist, wenn sie sehen, es finden grobe Verschmutzungen in ihrem Park statt, bevor sie die „Waste Watcher“ anrufen, die dann kommen müssen, dass sie selbst tätig werden können. Das ist unser Konzept. Wir werden schauen, dass wir das so weit wie möglich auf so viele Personen wie möglich ausdehnen können, um ein möglichst breit gefächertes Netz zu haben. 

Aber klar ist, und das habe ich immer gesagt, auch bei der Beschlussfassung der „Waste Watcher“, es ist nicht unser Ziel, dass hinter jedem Busch in jedem Park jemand sitzt, der kontrolliert, sondern wichtig ist es, dass es einmal im Bewusstsein verankert wird, es kann Strafen geben. Wenn ich mich nicht an die Spielregeln halte, dann kann es mir passieren, dass ich gestraft werde. Dieses Prinzip, finde ich, greift schon sehr gut. 

Wir werden das weiter publik machen, weil davon lebt es natürlich auch, dass man irgendwie mitbekommt, dass diese Maßnahme in Kraft ist, dass das greift. Ich bin sehr zuversichtlich, dass sich diese Maßnahme weiterhin sehr gut bewähren wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Frau Abg Matiasek. 

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Landesrätin!

Auch ich bin Ihrer Meinung, dass man kein eigenes Gesetz für die Donauinsel braucht. Meistens hapert es an der Vollziehung der Gesetze. Gesetze haben wir sehr viele, zum Teil auch wirklich sehr gute, oft klappt es aber nicht so ganz mit der Einhaltung und der Vollziehung.

Meine Frage bezieht sich auch auf das Reinhaltegesetz und in Folge der Einsetzung der „Waste Watcher“-Truppe. Sie haben damals gesagt, es werden auch nächtliche Sondereinsätze kommen - im Normalfall ist die Arbeitszeit zwischen 6 Uhr und 21.30 Uhr -, vor allem im Hinblick auf Sperrmüllablagerungen, die mir genauso ein Dorn im Auge sind. Die Entsorgung kostet die Stadt bis zu 700 Millionen EUR im Jahr und das ist doch ein großer Brocken. 

Ich frage Sie: Wie ist der Stand der Dinge bis jetzt? Welche Bilanz können Sie ziehen, was die nächtlichen Einsätze dieser Truppe betrifft?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Wir haben diese nächtlichen Einsätze gemacht. Ich habe die konkreten Zahlen jetzt nicht mit, kann sie Ihnen aber gern nachliefern. 

Wir haben das vor allem dort gemacht, wo wir wissen, es gibt in Wien bestimmte Hotspots, wo gerne Sperrmüll abgelagert wird. An diesen Hotspots, das ist vor allem am Sonntag Abend vor Mistplätzen, hat es solche Einsätze schon gegeben. Ich lasse Ihnen das gern noch zukommen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich bin überrascht, wie sehr uns offensichtlich das Grillen beschäftigt. Man könnte sagen, das sind die Grillen des Landtags oder des Gemeinderats. Letztendlich denke ich mir, die Niederungen der Kommunalpolitik beschäftigen sich mit Grillmeistern, Abfall, Kontrolle und dergleichen Dinge mehr. 

Interessanter wäre allerdings, gerade zu diesem Punkt, sich damit zu beschäftigen, wie es tatsächlich mit Verordnungen ausschaut, wie man mit Verpackungsmaterial umgeht. Wir hatten schon einmal diese Debatte.

In der Bundesrepublik gibt es das Dosenpfand. Das Dosenpfand hat dazu geführt, dass zum Beispiel die Verwendung von Metalldosen massiv zurückgegangen ist. In Österreich gibt es diese unsägliche Verpackungsverordnung eigentlich nicht mehr, die nicht wirklich etwas gelöst hat. 

Deswegen meine Frage: Welche Aktivitäten werden Sie setzen, dass eine wirklich gute Lösung in Richtung Verpackungsverordnung wieder Platz greifen wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter!

Ich habe Ihnen vorgestern, glaube ich, schon erzählt, dass ich das bei der Landesumweltreferentenkonferenz zum Thema gemacht habe. Es hat auch einen Beschluss der Landesumweltreferentenkonferenz zum Thema Mehrweg gegeben. 

Wie Sie wissen, kann ich mit einem Dosenpfand und einer sonstigen Pfandlösung sehr viel anfangen. Es macht aber leider nur Sinn, wenn man das Österreich-weit macht. Das ist bei Österreich-weit aktiven Ketten logisch. In Wien allein so etwas zu machen, ist bundesgesetzlich sehr schwierig, aber ich finde es ehrlich gesagt auch sinnlos für die Bürgerinnen und Bürger. Ich werde mich weiter beim Umweltminister dafür einsetzen. Vielleicht bekommen wir jetzt einen neuen Umweltminister. Das steht dieser Tage in den Sternen. Vielleicht werden dann die Karten neu gemischt und die Unterzeichnung der freiwilligen Vereinbarung mit der Wirtschaft steht kurz bevor. Man wird sehen, wie sich die aktuellen politischen Ereignisse darauf auswirken.

Ich glaube, dass so eine freiwillige Vereinbarung mit der Wirtschaft der endgültige Todesstoß für alle Mehrwegsysteme in diesem Land ist. Das geht über mehrere Jahre und dann haben wir es, außer in der Gastronomie, nirgendwo mehr. Davon bin ich überzeugt. 

Noch dazu hat der Umweltminister angekündigt, was mich sehr bedenklich gestimmt hat, dass man künftig die Verpackungssysteme nach ihrer CO2-Effizienz bewerten will, was auf den ersten Blick sehr bestechend klingt. Mir ist aber schon klar, dass das durchaus der Versuch der Einwegindustrie ist, zu erklären, dass Einwegflaschen von der Ökobilanz und von der CO2-Effizienz her viel besser und toller als diese Glasflaschen sind, die immer hin- und hergefahren und gewaschen und ich weiß nicht was werden müssen. Diese Ansätze kenne ich schon. Bei mir haben auf jeden Fall die Alarmglocken sehr laut geläutet, als der Umweltminister bei den Landesumweltreferenten angekündigt hat, dass das künftig die Zielrichtung sein soll, weil ich durchaus weiß, dass es von Seiten der Industrie schon solche Studien in der Schublade gibt, deren Inhalt ich ganz massiv bezweifle.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 5. Zusatzfrage. Herr Abg Dipl-Ing Stiftner, bitte.

Abg Dipl-lng Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Sie haben mich heute ein bisschen verwirrt. In der Antwort an mich haben Sie mir erklärt, dass die Grillwächter keine Kompetenzen hätten, was man natürlich leicht, und deswegen haben wir die Frage auch im Wiener Landtag gestellt, ändern könnte. Als zuständige Stadträtin wären Sie dafür verantwortlich. Andererseits haben Sie bei der Zusatzfrage Ihrer Fraktionskollegin gerade erklärt, dass die „Waste Watcher“ Superkompetenzen haben, alles kontrollieren können und das so effektiv funktioniert. 

Offensichtlich schicken Sie dann diese „Waste Watcher“ nicht auf die Donauinsel, sonst könnten sie das erfüllen, was wir hier gefordert haben, nämlich auch die Ausweiskontrollen durchzuführen. Offensichtlich ist hier wieder einmal das zu Tage getreten, was wir oft kritisieren, nämlich ein Missmanagement!

Das bringt mich auch zu meiner Zusatzfrage, die dahin geht, dass Sie immer reaktiv tätig sind. Wir haben hier gestern die Gebühr von 10 EUR beschlossen, nicht auf Ihre Initiative hin, sondern deshalb, weil das Kontrollamt massive Kritik an der Anmeldepraxis geübt hat. 

Wir haben aber auf der Donauinsel gerade in diesen Bereichen große Nutzerkonflikte. Die können Sie nicht wegleugnen! Das kann man siebzehn Mal hier anders erklären, Tatsache ist, die Menschen nehmen anderes wahr! Wir haben das Problem, dass die Radfahrer und die Fußgänger dort keine eigenen Bereiche haben. Das Migrationsproblem und Migrantenproblem ist nicht gelöst. Wir haben die Grillzonen, die FKK-Zone, die Badegäste. Eine so große Freizeiteinrichtung, Frau Stadträtin, glaube ich, bedarf auch eines Managementkonzepts, eines klar strukturierten Konzepts, wo welche Bereiche angesiedelt werden sollten.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie bitte zur Frage. 

Abg Dipl-lng Roman Stiftner (fortsetzend): Ich komme zur Frage. 

Deshalb meine Frage an Sie: Haben Sie vor, und wenn ja, wann, einen solchen Managementplan vorzulegen, damit dieses tolle Freizeitgebiet auch mit seinem vollen Potenzial genutzt werden kann? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich werde mich bemühen, etwas langsamer zu sprechen. Vielleicht verwirre ich Sie dann nicht ganz in dem Ausmaß wie bei der Beantwortung der ersten Frage.

Es gibt auf der Donauinsel ein klares Managementkonzept. Wie Sie sehen, haben wir versucht, für verschiedene Benutzergruppen verschiedene Bereiche zugänglich zu machen. Ehrlich gesagt, ich habe kein Problem damit. Die Donauinsel hat 42 000 m Strandfläche, ist jetzt der falsche Ausdruck, Uferlinie, würde ich einmal sagen. Das heißt, wenn man ein paar hundert Meter davon für Grillzonen und Grillbereiche hernimmt, noch dazu im Bereich der Steinspornbrücke, der zum etwas entlegeneren Bereich der Donauinsel zählt, sehe ich dort wirklich kein großes Potenzial für Nutzerkonflikte. Wir haben die Griller dort angesiedelt, wo die MA 45 nach vielen Jahren Erfahrung der Meinung war, dass sie am wenigsten störend sind, auch von der Rauchentwicklung her. 

Natürlich wird das dort an manchen Tagen viel genutzt, so wie auch an manchen Tagen in den Wiener Bädern viele Leute sind. Trotzdem regt sich keiner darüber auf und sagt: „Warum sind jetzt so viele?" Das liegt in der Natur der Sache. Wenn es schön ist, kommen einfach viele Leute hinaus und wollen das nutzen. Die Donauinsel ist, Gott sein Dank, groß genug, um allen Platz zu bieten. 

Sie brauchen sich wirklich keine Sorgen um Missmanagement oder sonstige Absurditäten zu machen! Es gibt ein ganz klares Konzept dahinter! (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Das ist nicht vorhanden!) - Ich soll langsam reden, genau, sonst verstehen Sie es nicht! Danke für die Erinnerung, Herr Kollege! - Es gibt dahinter ein klares Konzept mit einer ganz klar strukturierten Aufteilung für alle Nutzergruppen. Ich glaube, dass es auch sehr gut funktioniert, abgesehen von einigen Unkenrufen! (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Dann haben Sie es nicht verstanden!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 3. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02889-2008/0001 - KFP/LM). Sie wurden von Herrn Abg Mag Gudenus gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Heute wird die nachverhandelte 15a-Verein-
barung betreffend sprachliche Frühförderung und Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen beschlossen. Einige Bundesländer hatten die Unterzeichnung ursprünglich verweigert, weil die vom Bund vorgesehenen Maßnahmen aus ihrer Sicht nicht "bedarfsgerecht" genug waren. Warum hat Wien trotzdem als erstes Bundesland unterschrieben?)
Ich ersuche um Beantwortung. 

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ihre Frage nach der 15a-Vereinbarung, die wir heute im Landtag das zweite Mal behandeln, ist insofern sehr leicht beantwortet, als wir aus Wiener Sicht - ich habe das schon das letzte Mal erklärt - diese 15a-Vereinbarung als einen Schritt in die richtige Richtung sehen und deshalb, zwar nicht als das erste Bundesland, denn das erste Bundesland war das Burgenland, sehr rasch danach, schon in der ersten Phase, diese 15a-Vereinbarung unterschrieben haben.

Der eigentliche Grund, warum wir diese 15a-Vereinbarung heute noch einmal hier diskutieren und beschließen werden, ist ein anderer. Der Grund ist, dass die vier Ministerinnen und Minister, die diese 15a-Vereinbarung auf Bundesebene ausverhandelt und unterschrieben haben, jeweils in ihren Bundesländern, also die Mitglieder der SPÖ in SPÖ-regierten Bundesländern und die ÖVP-Ministerin und der ÖVP-Minister Hahn in den ÖVP-regierten Bundesländern, diese 15a-Vereinbarung vorbereitend zu diskutieren und dann auch sicherzustellen hatten, dass nicht nur der Bund eine Willenserklärung abgibt, indem er unterschreibt, sondern auch die einzelnen Bundesländer. Da dürfte es so gewesen sein, dass in den ÖVP-regierten Bundesländern die Überzeugungskraft der beiden Minister nicht jene Effekte erzielt hat, die dazu geführt hätten, dass es bis zu jenem Datum, das in der seinerzeitigen Beschlussvorlage auch im Landtag drinnen war, nämlich der 31. März, tatsächlich zu einer Unterschrift kommt. Das ist, sage ich einmal, eine originelle Situation, dass es auf Bundesebene eine Einigung zu einem wichtigen Thema mit zwei wichtigen Kernbereichen gibt, nämlich einerseits dem Thema der Kinderbetreuung, in dem auch der erste Ansatz zur Entwicklung eines bundesweiten Bildungsplans für die Drei- bis Sechsjährigen ist, wo erstmals Anzeichen zu erkennen sind, dass der Kindergarten als Bildungseinrichtung tatsächlich bundesweit anerkannt werden soll und wo die ersten Ansätze auch im Hinblick auf die Standards drinnen sind - endlich, sage ich aus Wiener Sicht -, bundesweit bestimmte Standards festzulegen. Das macht sich deutlich in den unterschiedlichen Förderbereichen, die in dieser 15a-Vereinbarung festgelegt sind. 

Trotzdem war es so, dass es den beiden Ministern nicht gelungen ist, ihre Bundesländer davon zu überzeugen. Damit war klar, dass zum ersten Terminsetzungszeitpunkt, nämlich dem 31. März, die SPÖ-regierten Bundesländer unterschrieben haben, zugestimmt haben, weil es zwar aus unserer Sicht nicht der Weisheit letzter Schluss, aber ein erster Schritt in die richtige Richtung ist. Wir hätten uns aus sozialdemokratischer Sicht mehr erwartet, aber die Bundesregierung ist eine Koalition aus zwei unterschiedlichen Politbildern und da müssen Kompromisse geschlossen werden. Das ist vollkommen klar, auch gut und richtig so.

Was ist heute der Unterschied? Warum ist die Frage der Nachverhandlungen? Was haben diese ergeben? Was hätte der letzte Beschluss bedeutet? Dass zumindest für das Jahr 2008 nur jene Bundesländer das Geld bekommen hätten, die auch unterschrieben haben. Es steht in dieser Vereinbarung, dass der Rest des Geldes nicht in das Bundesbudget zurückfließt, sondern die Möglichkeit besteht, diesen unter allen Bundesländern, die dem beigetreten sind, aufzuteilen. Nun hätten wir aus unserer Sicht auch sagen können: „Pech gehabt, Ihr habt euch nicht entscheiden können! Wir verändern nicht und damit könnt ihr erst im nächsten Jahr dabei sein!" - Das wäre aber vor allem für die Kinder und Familien in den anderen Bundesländern schädlich gewesen, die für einen Nachdenkprozess und Überzeugungsprozess der eigenen Fraktion offensichtlich länger gebraucht haben. Daher haben wir zugestimmt, dass in diesem heute vorliegenden Entwurf ein Datum geändert, nämlich statt dem 31. März der 31. Mai eingesetzt wurde und zweitens aus den im ersten Entwurf festgeschriebenen Prozentzahlen der Aufteilung des Geldes in den einzelnen Bundesländern jetzt fixe Zahlen geworden sind. 

Das heißt, die Nachverhandlungen, worüber immer sie geführt wurden, haben inhaltlich eine Nullwirkung gehabt. Es war offensichtlich nur der Entscheidungsprozess, der in der ÖVP länger gedauert hat. Das haben wir mit unendlicher Toleranz zur Kenntnis genommen und legen dem Wiener Landtag daher heute noch einmal diese 15a-Vereinbarung zur Beschlussfassung vor, weil wir grundsätzlich, und das ist das Einzige, worüber ich Sie bitte, noch einmal nachzudenken, der Meinung sind, dass sowohl der Teil, der die Kinderbetreuung betrifft, als auch jener Teil, der die Sprachförderung betrifft, für die Kinder und Familien in Österreich ein ganz wichtiger Schritt ist und wir dem daher politisch auch zustimmen wollen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Sie haben angeregt, noch einmal darüber nachzudenken. Natürlich stimmt uns so manches nachdenklich, vor allem, was die sprachliche Frühförderung und die damit zusammenhängenden Sprachtests betrifft. Die Fragebögen, die vom Unterrichtsministerium ausgearbeitet wurden, werfen einige Fragen auf. 

Es gibt Expertenkritik an diesen Sprachtests in den Kindergärten. Zum Beispiel werden die Kinder, die nicht in den Kindergärten sind, nur einen halben Tag getestet und diejenigen, die den Kindergarten besuchen, werden über einen Monat lang beobachtet. Es gibt auch die Kritik, dass diese Sprachtests zu sehr grammatikorientiert sind und nicht so sehr auf die persönlichen Verhältnisse des Kindes eingehen. Es wird auch nicht berücksichtigt, ob sich das Kind prinzipiell verständlich machen kann oder nicht. 

Meine Frage ist: Gibt es hier noch Möglichkeiten zur Nachjustierung dieser Fragebögen? Kann Wien da mitreden? Wird es eine Optimierung geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. 

LhptmStin Grete Laska: Herr Abgeordneter!

Ich bin davon überzeugt, dass der erste Durchlauf, der gerade stattgefunden hat, und das erste Jahr der Förderung dazu beitragen, dass jener Punkt, der in der 15a-Vereinbarung festgehalten ist, nämlich der Punkt der Evaluierung, aus diesen Erkenntnissen schöpfend, dazu führen wird, dass man das eine oder andere noch verändern wird.

Aber genau die Richtung, in die Sie jetzt gefragt und argumentiert haben, müsste Sie eigentlich jener politischen Forderung näher bringen, die in die Richtung ginge, dass man sagt, frühkindliche Bildung und frühkindliche Förderung kann nicht früh genug beginnen. Daher ist unsere Forderung, die Sie kennen, aber ich wiederhole es noch einmal, die Schulpflicht generell um ein Jahr vorzuziehen, nicht um den Kindern schon mit fünf das Schreiben, das Lesen und das kleine Einmaleins beizubringen, sondern entlang aller modernen Erkenntnisse einer Frühkindpädagogik für alle Kinder diese Pflicht dazu zu nützen, dass alle möglichst früh in den Genuss der Förderung kommen.

Ich weiß schon, es gibt die traditionellen Reflexe darauf, dass man sagt, warum wir es nicht in Wien machen, es gibt die Möglichkeit des Gratis-Kindergartenjahres und ähnliche Forderungen mehr. Ich sage, das Argument dagegen bleibt immer gleich. Es muss in Österreich gleiche Bildungsstandards vom Burgenland bis Vorarlberg geben. Da kann es keinen Unterschied geben. Es ist gut, dass es in Österreich bundesgesetzliche Regelungen für das Bildungswesen gibt.

Wenn Sie sich daher nicht schon dazu entschließen können, heute diesem wichtigen, aber kleinen Schritt bildungspolitischer Natur zustimmen zu können, vielleicht gelingt es doch in weiterer Folge, sich jenen Forderungen anzuschließen, die bildungspolitisch einen größeren Schritt bedeuten würden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

In der 15a-Vereinbarung regelt der Artikel IX die Abrechnung des Bundeszuschusses. Da steht unter Absatz 1 sehr detailliert aufgelistet, was die Bundesländer als Nachweis für die widmungsgemäße Verwendung der Mittel abliefern müssen. 

Meine Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, dass dieser Nachweis, diese Schriftlichkeit, die das Land Wien machen wird, auch den Mitgliedern des Ausschusses zur Verfügung gestellt werden kann?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Frau Abgeordnete!

Ich bin davon überzeugt, dass die Regelungen, die besonders von der Frau Ministerin Bures mit sehr viel Bedacht darauf, dass die Regelungen die gesetzlichen Vorgaben und abrechnungstechnischen Vorgaben erfüllen müssen, auf der anderen Seite nicht bis ins Detail alle Eventualitäten regeln, weil dazu auch die Systeme in den neun Bundesländern viel zu unterschiedlich sind. Vor allem die Bundesländer außerhalb Wiens haben das Problem, dass die Aufgabenstellung im Kinderbetreuungsbereich zwischen dem Land und den einzelnen Gemeinden noch zu determinieren ist. Das heißt, hier sind die Grenzen im Gegensatz zu anderen Bestimmungen eher weiter gesteckt.

Daher bin ich für Wien davon überzeugt, dass wir diese Regelungen erfüllen können und daher auch die Mittel, die uns zustehen, abrufen können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Frau Abg Riha.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellver-
treterin!

Teile der 15a-Vereinbarungen werden ja in den letzten Wochen bereits umgesetzt. Die Sprach-Screenings finden in den Kindergärten statt und sind in den nächsten Tagen abgeschlossen. Auch bei den externen Kindern ist der Sprachstand weitestgehend erhoben und umgesetzt.

Leider gibt es aber für jene Kinder, die keinen Kindergarten besuchen, im September 2008 keine vorgesehenen Kindergartenplätze. Während die Kinder, die in den Kindergarten gehen, eine Förderung im Kindergarten bekommen, werden die Kinder, die noch in keinen Kindergarten gehen, drei Tage in der Woche in speziell dafür vorgesehenen Gruppen gefördert. Das ist für 2008 wahrscheinlich auch nicht mehr zu ändern, aber: Neues Jahr, neue Chance.

Meine Frage: Wird die Stadt Wien für Herbst 2009 für jedes Kind mit einem Sprachförderbedarf einen Kindergartenplatz vorsehen? Oder noch konkreter gefragt: Wird es in den Kindergärten eine Reservierung von Plätzen auf Grund der Erfahrungen von 2008 geben, sodass auch im September 2009 für die externen Kinder ein Kindergartenplatz zur Verfügung stehen wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, ich bitte um Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Auch diese Diskussion führen wir mit Regelmäßigkeit. Da sage ich Ihnen dasselbe, was ich zuerst gesagt habe: Die einzige Sicherstellung, dass das wirklich flächendeckend funktioniert, ist die Schulpflicht ab fünf. Ob im Kindergarten oder in der Schule durchgeführt, ist egal, das hat nichts damit zu tun. Denn die jetzige Regelung sieht im Gegensatz zur vorherigen Regelung des Sprachförder-Tickets, wofür 120 Stunden vorgesehen waren, eine Förderung von 360 Stunden vor, also eine Verdreifachung. Dies wird sowohl räumlich als auch personell sichergestellt, und damit wird das, was möglich ist, abgedeckt.

Das andere ist die Tatsache, die man Österreich-weit umzusetzen hat. Wenn wir es schaffen, auf Bundesebene - das kann ja nicht so schwierig sein, Sie übernehmen die ÖVP, ich die SPÖ - eine Regelung umzusetzen, dass sie sich gemeinsam zu einer Schulpflicht ab fünf entscheiden, dann gilt nach wie vor meine Zusage, dass man im Hinblick auf die Finanzierung, ähnlich wie bei anderen 15a-Vereinbarungen, eine 15a-Vereinbarung abschließen kann, die die Finanzierung im Hinblick auf Infrastruktur und Personal festlegt. Dann ist das kein Problem, dann haben wir Österreich-weit die pädagogisch richtige Lösung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Zuerst möchte ich vorausschicken: Ich freue mich sehr, dass die Präsidentin des Wiener Stadtschulrates anwesend ist, was ja bei Bildungsthemen eine Seltenheit ist. Aber es ist einem nicht verboten, auch gescheiter zu werden und öfter den Diskussionen im Landtag und im Gemeinderat beizuwohnen.

Jetzt zu meiner Frage. Sie haben gemeint, reflexartig die Reaktion der Freiheitlichen ... (LhptmStin Grete Laska: Reflexartig ja, freiheitlich nicht!) Nein, nein, ist schon in Ordnung. (LhptmStin Grete Laska: Jetzt ja!) Ist ja nichts Schlimmes.

Meine Forderung kommt wieder reflexartig, nämlich zum kostenlosen Kindergarten. Da haben Sie vollkommen recht, das ist ein Reflex, aber meiner Ansicht nach auch ein berechtigter Reflex. Denn die Kostenstaffelung wird zwar als sozial verkauft, aber in Wirklichkeit ist ja die Tatsache, dass die - wie hier betont wird - Bildungseinrichtung Kindergarten noch immer mit Kosten behaftet ist, sehr unsozial.

Meine Frage ist: Wann kommt endlich der kostenlose Kindergarten in Wien?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Zum Ersten freue ich mich natürlich, wenn es gelingt, einzelne Mitglieder des Hauses, im speziellen Fall Sie, durch die Anwesenheit der Frau Präsidentin glücklich zu machen. (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Ich bin überglücklich!) Glückshormone sind etwas Wichtiges, und wenn Sie sozusagen jetzt gerade diesen Adrenalinschub verspüren, dann nehmen Sie das als Glücksgefühl mit. Nach diesen vier Tagen der Diskussion - oder bisher dreieinviertel Tagen - ist das gut. 

Vielleicht schafft es gerade dieses Glücksgefühl auch, die richtige politische Schlussfolgerung zu ziehen, die Sie mit Ihrer Fragestellung verbinden, nämlich genau das, was ich zuerst gesagt habe. Dann fordern Sie doch auch, gemeinsam mit uns, die Vorverlegung der Schulpflicht! Dann fordern wir doch gemeinsam die Anerkennung des Kindergartens als Bildungseinrichtung, flächendeckend für ganz Österreich! Und reden wir dann gemeinsam darüber, dies zu machen, vergleichbar mit den skandinavischen Ländern, eben nicht nur für Einzelne, die es wollen, für andere, die es sich leisten können, und für die Dritten, die meinen, dass eine Spielgruppe als Ergänzung des Tagesablaufes, wenn die Eltern etwas anderes vorhaben, eben die richtige Aufbewahrungsstätte für ein paar Stunden wäre. 

Bekennen wir uns gemeinsam zu einer Veränderung der Bildungslandschaft in Österreich! Dann haben wir alles das erfüllt, was Sie jetzt, durchaus reflexartig, wieder gefragt haben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 4. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 02888-2008/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Bereits im FAG 2005 bis 2008 war vereinbart worden, eine "Verwaltungsreform II" zwischen den Gebietskörperschaften [Bund, Länder, Gemeinden] abzuschließen. Diese wurde im November 2005 unterzeichnet. Im Zuge der im Jahr 2007 stattgefundenen vorgezogenen Verhandlungen des FAG 2008 wurde auch eine politische Vereinbarung zur Abänderung der Verwaltungsreform II zwischen Bund, Ländern und Gemeinden getroffen. Wesentliche Punkte darin sind die Einbremsung der Kostendynamik des Aktivitätsaufwandes (soll heißen: Einsparungen beim Personalaufwand) sowie eine finanziell gleichwertige Umsetzung der Pensionsreform des Bundes auf Länderebene. Welche Schritte wurden bislang seitens des Landes Wien zur Einhaltung dieser Vereinbarung gesetzt?)
Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Zu Ihrer mündlichen Anfrage hinsichtlich des Standes der Umsetzung der im Zusammenhang mit dem Finanzausgleichsgesetz 2005 beziehungsweise Finanzausgleichsgesetz 2008 vereinbarten Verwaltungsreformen II beziehungsweise IIa darf ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Aus Ihrer Sicht sind die Kernelemente der Verwaltungsreformen II und IIa die Bereiche Aktivitätsaufwand und Anpassung der Pensionsreformen der Länder an die des Bundes. Neben diesen beiden Themenkomplexen, deren Bedeutung unbestritten ist, stellen jedoch auch die Bereiche Abschaffung der Selbstträgerschaft und vor allem eine einheitliche Abgabenordnung der Länder zentrale Punkte dar. 

Die Abschaffung der Selbstträgerschaft wird in Zukunft zu einem Abbau eines erheblichen Verwaltungsaufwandes führen und somit einen wesentlichen Beitrag zu einer höheren Effizienz in der öffentlichen Verwaltung leisten. Die Harmonisierung der Abgabenordnungen der Länder stellt ebenfalls einen Meilenstein dar, der insbesondere im Sinne der Bürgerorientierung beachtenswert erscheint.

Zu den von Ihnen angesprochenen Themenbereichen Aktivitätsaufwand und Pensionsreform darf festgehalten werden, dass sich Bund, Länder und Gemeinden bereits 2005 auf klare Zielvorgaben hinsichtlich der Senkung des Aktivitätsaufwandes für den Zeitraum 2005 bis 2010 geeinigt haben. In den Finanzausgleichsverhandlungen 2007, die zum FAG 2008 führten, wurde in der so genannten Verwaltungsreform IIa festgehalten, dass hinsichtlich des Aktivitätsaufwands der einzelnen Länder und Gemeinden die in der Verwaltungsreform II im Jahre 2005 vereinbarten Ziele weiterverfolgt werden. Lediglich der Bund vertrat die Auffassung, seine Zielsetzung zu erhöhen, weil in den Folgejahren nur mehr jeder zweite Dienstposten nachbesetzt wird; das macht also der Bund.

Da Wien seine Verpflichtungen aus dem Jahre 2005 bereits jetzt erfüllt und trotz neuer vom Bund übertragener Aufgaben kontinuierlich, aber behutsam den Personalstand senkt, ergibt sich auf Grund der Verwaltungsreform IIa kein zusätzlicher Handlungsbedarf, sondern Wien wird seinen eingeschlagenen Weg konsequent fortsetzen. So konnte etwa der Personalstand von 2006 auf 2007 erneut um rund 400 Bedienstete reduziert werden, was Sie im Rechnungsabschluss 2007, der vorgestern beschlossen wurde, auch erkennen können.

Hinsichtlich der Anpassung der Pensionsreform wurde vereinbart, dass die Länder für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich unter Beachtung der unterschiedlichen Strukturen eine finanziell gleichwertige Umsetzung der Pensionsreform des Bundes machen werden und im Rahmen eines Monitorings sich Bund, Länder und Gemeinden wechselseitig über den Stand der Umsetzung informieren. Es wurde vereinbart, die Umsetzung bis Ende 2009 abzuschließen.

Bereits in den Finanzausgleichsverhandlungen verwiesen die Länder stets auf die unterschiedlichen Strukturen zwischen Bund und Ländern. Dies wird auch durch eine Studie des Staatsschuldenausschusses aus dem Jahre 2007 bestätigt. Der Staatsschuldenausschuss kommt dabei unter anderem zu folgenden Schlussfolgerungen:

Die Länderregelungen sind durchwegs großzügiger als jene des Bundes, allerdings ist ein Prozess der Annäherung an die Bundesregelungen beziehungsweise an die allgemeinen Pensionsregelungen für Bedienstete ohne Beamtenstatus klar erkennbar. Eine vollkommene Übernahme der Pensionsregelungen des Bundes durch die Länder erscheint angesichts der systemischen Divergenzen problematisch. Eine Vereinigung des letztendlichen Leistungsvolumens könnte aber durch landesspezifische Maßnahmen dennoch - zumindest teilweise - erfolgen.

Unabhängig von den Details der seinerzeitigen Verhandlungen erlauben Sie mir noch eine grundsätzliche Anmerkung. Die Länder haben immer den Standpunkt vertreten, dass die vorrangig durch den Bund betriebene Aufhebung des Harmonisierungsgebots im Bundesverfassungsgesetz selbstständige Landesregelungen ermöglicht. Davon haben etliche Bundesländer - unter anderem Vorarlberg und Wien, aber auch Oberösterreich - Gebrauch gemacht. Wenn nunmehr im Rahmen der Finanzausgleichsverhandlungen Evaluierungen angedacht wurden, so kann das keinen Einfluss auf die Souveränität des Landesgesetzgebers haben. Auch der Rechnungshof ist als Gebarungskontrollorgan nicht befugt, Entscheidungen des Gesetzgebers zu kritisieren beziehungsweise zu relativieren. 

Letztlich - und das lässt sich aus den Ausführungen des Staatsschuldenausschusses in seiner Publikation „Verwaltungs- und Pensionsreformen im öffentlichen Dienst sowie Finanzierung des Krankenanstaltenwesens" aus dem Jahre 2007 entnehmen - zeigt auch ein Blick auf den Bund, dass die Bundespensionsreform wohl auch noch nicht der Weisheit letzter Schluss ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Dipl-Ing Margulies, bitte.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Dass die Selbstträgerschaft abgeschafft wurde, ist auch mir nicht verborgen geblieben, und selbstverständlich sind mir auch die anderen Punkte geläufig. Ich habe mich deshalb auf die beiden Punkte konzentriert, weil insbesondere bei den Vollbeschäftigungsäquivalenzen für die Bundesländer 5 670 Stellen, die eingespart werden sollen, in Summe bei den Bundesländern ausgewiesen sind. Sie haben jetzt selbst gesagt, in Wien wurden - wie auch dem Rechnungsabschluss zu entnehmen ist - im letzten Jahr knapp 400 Beschäftigte eingespart.

Wie hoch ist insgesamt der Anteil derjenigen Beschäftigten, um die der Beschäftigtenstand in Wien reduziert werden sollte, damit tatsächlich auch Wien diese Vereinbarung erfüllt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Um das sehr offen zu sagen: Es ist für mich keine relevante Frage. Für mich ist das eine relevante Frage: Wie effizient gestaltet sich die Verwaltung insbesondere auch vor dem Hintergrund des technischen Fortschritts? Hier ist es zweifelsohne so, dass es die ganzen letzten Jahrzehnte hindurch immer wieder Verwaltungsreduzierungen gegeben hat, wobei wir uns auch immer wieder bemüht haben, entsprechende Dienststellen neu zu schaffen. Sehr gut ist das erkennbar etwa bei den Wiener Stadtwerken, wo etwa 1 200 bis 1 300 Dienstposten eingespart wurden, auf der anderen Seite fast 1 000 Dienstposten neu geschaffen wurden, beispielsweise im gesamten Bereich der Energieberatung. 

Daher denke ich, man muss das hier einfach zur Kenntnis nehmen: Es gibt einen technischen, einen ökonomischen, einen gesellschaftlichen Veränderungsprozess, insbesondere dort, wo man sich im Dienstleistungsbereich oder, noch deutlicher, im Marktbereich befindet, daher werden wir das auch immer wieder umstellen. Dass es dabei vermehrt zu Dienstposten kommt, die sich im Bereich von Privatangestelltenverhältnissen respektive im Vertragsbedienstetenbereich befinden und es immer weniger Beamte gibt, ist wohl auch klar.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Die SPÖ hat immer wieder vertreten, dass die Pensionsrechte aneinander angeglichen werden, und man merkt das gerade bei den Ministern - oder jetzt Staatssekretären -, die die SPÖ im Bereich der Beamtenminister stellt. Jetzt ist aber gleichzeitig festzustellen, dass hier in Wien der Wiener Landeshauptmann als Dienstgeber ein anderes Pensionsregime hat als alle anderen. Das Pensionsantrittsalter von 65 ist in Wien noch nicht umgesetzt, das heißt, es nähert sich auch später als in den anderen Bundesländern.

Wie sieht das jetzt aus? Der Rechnungshof darf das ja nach den Äußerungen gar nicht überprüfen, weil der Rechnungshof nicht befugt ist - das entnehme ich der jetzigen Stellungnahme -, hier überhaupt irgendwelche Aussagen zu treffen. Wie nimmt die Stadt Wien das dann auf, wenn der Rechnungshof, der ja derzeit eine Untersuchung der verschiedenen Pensionsaufwände durchführt, zu dem Ergebnis käme, dass Wien hier Nachholbedarf hat?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe nicht behauptet, dass der Rechnungshof nicht den Vollzug zu kontrollieren hat. Ganz im Gegenteil, das ist eine genuine Aufgabe. Aber wir wollen natürlich Kontrolle sehr sauber von der Legislative unterscheiden. Das eine ist Bestandteil der Verwaltung, das andere ist die Legislative, wir brauchen uns jetzt nicht über diesen Verfassungsgrundsatz zu unterhalten. 

Daher halte ich es für völlig legitim, wenn der Rechnungshof oder auch andere Kontrollorgane den Vollzug entsprechend kontrollieren, aber es steht einem Kontrollorgan nicht zu, die Entscheidungen der Legislative entsprechend in Frage zu stellen, zu konterkarieren oder was immer. Das ist doch ein wesentlicher Unterschied, und ich denke, im Hinblick auf diesen Verfassungsgrundsatz ist das auch eine völlig klare Geschichte. Ich weiß, dass ich mich auch im völligen Einklang mit dem Präsidenten des Rechnungshofes befinde. Dass es da immer den Versuch gibt, Grenzziehungen neu zu definieren, das gehört zur Sache, dagegen ist nicht wirklich etwas zu sagen. 

Im Übrigen ist Wien keineswegs das einzige Bundesland, das eigene Pensionsregelungen geschaffen hat. Denn ich habe sehr bewusst auch Vorarlberg erwähnt, und ich habe auch Oberösterreich erwähnt. Ich könnte möglicherweise auch andere Bundesländer erwähnen. Kärnten wäre dabei ein interessanter Vergleich, was die Bundesregelungen betrifft. 

So gesehen, erwarte ich durchaus mit einer gewissen Neugier auch diesen Rechnungshofbericht dazu. Sicherlich werden wir uns mit Verwaltungseffizienzvorschlägen, wenn solche dabei sind, außerordentlich ernsthaft auseinandersetzen. Aber wenn hier politische Beschlüsse vom Gesetzgeber gefasst werden, dann werden das auch politische Entscheidungen bleiben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Günther.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Der Bezug des Kollegen Margulies auf das Finanzausgleichsgesetz 2008, von dem der Wiener Bürgermeister, aber auch der Präsident des Städtebundes gesagt haben: so schlecht sind wir dabei gar nicht ausgestiegen, bringt mich zu einem anderen Bereich, der uns schon seit vielen Jahren immer wieder befasst, und zwar zum Thema Einheitswert. 

Die Grundsteuer ist sicher eine der Haupteinnahmequellen der Länder oder der Gemeinden und hat sich vor allem durch das lange Nichterhöhen der Einheitswerte in den letzten Jahren auch nicht erhöhen können. Jetzt gibt es ein neues Modell, von dem gesagt wird: Wir stellen das komplett um, und es wird auch zu Erhöhungen kommen. 

Zuletzt haben wir zweieinhalb oder drei Tage über hohe Kosten vor allem im Wohnbereich diskutiert, und für mich stellt sich jetzt die Frage: Wissen Sie, a) wann wird dieses Modell eingeführt, und b) wird die Belastung auch für die Mieter kommen? - Denn die Grundsteuer kann nur an die Mieten weitergegeben werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Landtagsabgeordneter!

Das ist eine besonders interessante Frage, weil eine sehr ernsthafte Problemstellung dahinter steht. Wir haben das ausführlich auch im Leitungsgremium des Österreichischen Städtebundes diskutiert, weil es natürlich alle Gemeinden trifft, und wir wollen das in weiterer Folge auch noch mit dem Gemeindebund entsprechend akkordieren. Denn zu Recht haben Sie darauf hingewiesen, dass dies nur mehr eine der beiden tatsächlichen, genuinen Finanzquellen für die Gemeinden ist. Das andere ist die Kommunalsteuer, also die ehemalige Lohnsummensteuer.

Das ist natürlich auch eine Frage der Autonomie der Gemeinden, die, glaube ich, seit 1962 in der österreichischen Verfassung festgelegt ist. Es ist selbstverständlich auch eine Frage dessen, wie man die Gemeinden finanziell ausstattet. Denn sonst ist es eine auf Papier geschriebene Autonomie, aber nicht eine, die auch real entsprechend umgesetzt werden kann. 

Daher ist diese Frage der Grundsteuer tatsächlich eine sehr wichtige Geschichte. Denn auf der einen Seite stehen wir durch diese lange Dauer des Aufschiebens der Neuregelung bei den Einheitswerten im Vergleich zum Verkehrswert vor der Situation, dass dies nunmehr in die verfassungsrechtliche Bedenklichkeit gerät. Das heißt, es kann uns hier in einer durchaus absehbaren Zeit ein Schicksal drohen, wie wir es bei der Erbschaftssteuer oder auch bei der Schenkungssteuer gehabt haben, und dann wird man natürlich wieder in hohem Ausmaß politisch abhängig. Heute ist es ja politisch an sich unbestritten. 

Auf der anderen Seite - ganz recht, ich teile diese Sorge auch - ist es so, dass eine erhöhte Grundsteuer sich auf die Wohnungskosten niederschlagen würde. Es ist gar keine Frage, das muss jemand, der auch für 220 000 Gemeindewohnungen verantwortlich ist, natürlich interessieren, und zwar in doppelter Hinsicht: auf der einen Seite vom Stadtbudget, also Gemeindebudget her, wenn man das so sagen will, auf der anderen Seite auch im Hinblick darauf, was den Wohnungssektor betrifft.

Hier haben Wissenschafter vom KDZ ein Modell ausgearbeitet. Dieses Modell wird nunmehr im Städtebund und im Gemeindebund diskutiert, damit setzt man sich genau vor dieser Problematik, die ich jetzt genannt habe, vor diesem Zwiespalt entsprechend auseinander. Ich möchte jetzt nicht in einer Fragestunde des Wiener Landtages diese Diskussion präjudizieren, weniger aus fachlichen Gründen - ich habe schon einigermaßen eine Meinung dazu -, sondern weil ich weiß, dass die Meinung sehr, sehr geteilt ist. Das hat überhaupt nichts mit parteipolitischen Vertretungen zu tun, sondern diese Diskussion verläuft in ganz hohem Ausmaß quer zu allen Parteilinien und hat sehr viel mehr mit der Finanzkraft oder Nichtfinanzkraft von Gemeinden zu tun, wie sie sich in dieser Frage entscheiden, auch im Hinblick auf das neue Modell.

Ja, natürlich richtet sich das neue Modell auch in erster Linie danach aus, dass man das Inzweifelziehen der Verfassungskonformität der Grundsteuer vermeidet. Darauf bezieht sich das Modell in erster Linie, das ist gar keine Frage, aber die politische Diskussion steht uns noch bevor. Lustig ist es nicht, aber am Ende des Tages wird man entscheiden müssen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Dipl-Ing Margulies.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich nehme mit ein bisschen Bedauern zur Kenntnis, dass, wenn ich Sie zu einem Papier frage, das Sie mit Sicherheit mitverhandelt haben, und eine konkrete Frage dazu stelle, Sie sagen: die Frage ist nicht relevant, und deshalb dann auch keine Auskunft geben. Aber so ist es eben.

Es ist ja nicht mein Papier, denn ich halte Papiere, in die man prinzipiell, ohne näher zu definieren, in welchen Bereichen Personal eingespart oder aufgestockt werden soll, einfach nur Zahlen hineinschreibt, prinzipiell für bedenklich, genauso, wie wenn man in einem Papier feststellt, dass man ein besseres Pensionssystem an ein schlechteres angleicht, sind Kosten neutral. 

Aber in diese Richtung geht jetzt tatsächlich meine zweite Frage, und zwar ohne viel kryptisches Herumreden: Damit man die Absichtserklärung bezüglich Pensionssystem umsetzt, müsste diesbezüglich bis 2009 in Wien eine Reform des Pensionssystems stattfinden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nein, denn meiner Auffassung nach haben wir die Erfordernisse des Pensionssystems bereits erfüllt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die Fragestunde erledigt. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Stärkung der Kontrollrechte und des Kontrollamtes durch Reform der Wiener Stadtverfassung überfällig!" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Kenesei, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Warum dieses Thema, und warum jetzt? Wir haben ja am Dienstag zu sehr später Stunde alle gemeinsam beklagt, dass das Thema Kontrolle immer als letzter Tagesordnungspunkt nach der Rechnungsabschlussdebatte unter Ausschluss der Öffentlichkeit und ohne großes Aufsehen diskutiert wird. Wir möchten heute diese Aktuelle Stunde nutzen, um nochmals, zum wiederholten Male, zum, ich weiß gar nicht, wievielten Male darüber zu reden, was alles in dieser Stadt noch fehlt, um tatsächlich von einer modernen und effizienten Kontrolle reden zu können. 

Seit einem Jahr liegt ein Initiativantrag der Opposition unbehandelt in der Schublade bei irgendwem in der SPÖ, entweder beim Herrn Bürgermeister oder bei der Frau Stadträtin oder im SPÖ-Klub, oder ich müsste fast befürchten, dass es in der Rundablage gelandet ist. (Abg Mag Waltraut Antonov: Im Nirwana!) Also ich glaube, der ist irgendwo vielleicht gelesen worden und dann einer allgemeinen Altpapierentsorgung zugeführt worden. 

Die SPÖ hat offensichtlich überhaupt kein Interesse an einer modernen Stadtverfassung, an einer modernen Kontrolle, vor allem nicht an einer effizienten Kontrolle. Wenn ich mir sehr viele Debattenbeiträge der letzten eineinhalb, zwei Jahre von SPÖ-Abgeordneten ansehe, dann könnte man unzählige Beispiele aufführen, die immer wieder zu demselben Schluss kommen: Wir reden da herinnen, haben Lippenbekenntnisse, nur die Taten folgen nicht. Das ist das Hauptproblem. Immer wieder wird zwar die Arbeit des Kontrollamtes gelobt, es tun alle recht brav, es bedanken sich alle immer beim Herrn Kontrollamtsdirektor und seinen Mitarbeitern - aber die Arbeitsbedingungen werden in keinster Weise auf moderne Beine gestellt!

Mir ist schon klar, warum die SPÖ keine Regelungen will, mit denen Konsequenzen aus den Kontrollamtsberichten gezogen werden. Denn die SPÖ-Abgeordneten mit ihrer Haltung - mehr oder weniger - der Duldungsstarre sind ja der Garant dafür, dass den SPÖ-Stadträten nichts passiert. Die Stadträte kommen zwar brav in die Kontrollausschusssitzungen, der eine hat schon visuell den Helm auf, die anderen zucken mit den Schultern, wieder andere sind offensichtlich so ausgepolstert wie die Viking Stars und lassen das irgendwie über den breiten Rücken abprallen.

Genau so macht es jetzt die SPÖ mit diesem Initiativantrag. Es ist wirklich jämmerlich, das Verhalten der SPÖ-Abgeordneten und der SPÖ als solche, dass sie nicht in der Lage und nicht willens sind - und das ist der Hauptvorwurf -, hier irgendetwas zu tun, damit sich diese ganze Sache in Bewegung setzt. Man kann sich nur wundern - ich habe es vorhin schon gesagt -, wie sehr sich das gesprochene Wort der Genossen von den Taten, die da herinnen passieren, unterscheidet. Man werde, man könnte, man müsste, man sollte - meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, tun Sie es! Tun Sie es, es ist ganz einfach. Nicht: man könnte, werde, müsste, sondern tun Sie es!

Kollege Reindl steht immer da heraußen, mit einer fast weinerlichen Stimme beklagt und bejubelt er gleichzeitig, dass eigentlich eh alles passt, man müsste nur noch ein bisschen an den Schräubchen drehen. Herr Kollege Reindl, wir haben einmal in einem gemeinsamen Gespräch versucht, hier alle Parteien etwas in Gang zu bringen. Dann ist es auf die lange Bank geschoben worden, da hat es geheißen: Na ja, das machen sich die Klubobleute aus. Die Klubobleute haben auf der Fraktionsebene genau ein Mal über die Stadtverfassung geredet und da einen ... (Abg Godwin Schuster: Da würde ich aber einmal mit deinem Klubvorsitzenden reden!)
Ich habe ihn schon gefragt, da brauchst du keine Sorge zu haben. (Abg Godwin Schuster: ... ein Mal nur?) Nein, über die Kontrolle und über die effiziente Umgestaltung der Kontrollrechte ist nicht gesprochen worden. Entschuldigung, es bewegt sich einfach nichts! Da kommt der 6er auf der Quellenstraße öfter, als dass ihr da irgendetwas tut. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) Ich meine, das ist ein Jammer mit euch, es ist ein Jammer! Es ist einfach so: Man kann nicht so tun, als ob man ohnehin wollte, und gleichzeitig immer wieder mit angezogener Handbremse in Verhandlungen gehen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! Es ist mühsam, es ist ärgerlich, es ist unangenehm, es macht keinen Spaß. Wir sind nicht da, nur um irgendwie ein Abgeordneten-Beschäftigungsprogramm abzuwickeln. Das kann es nicht sein. Wenn ihr wollt, dass uns nicht fad wird, gebt uns irgendwelche Hausaufgaben bis zum nächsten Gemeinderat, und wir beantworten sie dann da herinnen! Vielleicht ist das eine Variante, auf die wir uns einigen können. (Beifall bei der ÖVP.) Aber es ist lächerlich, einen Initiativantrag zuzuweisen ... (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Nein, ich habe nur vier Minuten, und die nutze ich. 

Es ist lächerlich, einen Initiativantrag zuzuweisen, und dann legen die Genossen die Hände in den Schoß und sagen: So, jetzt lassen wir die Opposition sich abstrampeln. Ein Mal im Jahr dürfen wir uns um Mitternacht hier irgendwie auslassen, dürfen zuerst den Herrn Kontrollamtsdirektor loben, dann ein bisschen die SPÖ schelten und hier unseren Jammer kundtun. (Abg Godwin Schuster: Das ist so von der ÖVP voll mitgetragen worden!) Das ist ein Jammer, und wir werden in Zukunft ... (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: ... ÖVP zugestimmt hat!)
Lieber Kollege Schuster! Ich garantiere dir von dieser Stelle aus, wir werden in Zukunft in jeder Gemeinderatssitzung nach einem Kontrollausschuss über diese Geschäftsstücke debattieren. (Abg Godwin Schuster: Das ist ein Witz, was du machst! Wie war das damals noch ...? Die ÖVP hat das alles mitgetragen!) Wir werden Mittel und Wege finden, dass wir sie da herinnen debattieren. Ob es von der Stadtverfassung gedeckt ist oder nicht, oder ob es einen Juristen gibt, der sagt, das ist erlaubt oder nicht, wir werden Mittel und Wege finden. Wir werden ... (Abg Godwin Schuster: Wir haben einen Eid abgelegt ...!) 

Ja, ist in Ordnung, jetzt legen wir die Hand auf den Eid, das passt schon. Wir werden Mittel und Wege finden, glaube es mir! Wir werden Mittel und Wege finden, und wenn wir das Instrument der Dringlichen Anfragen und Anträge benützen müssen, wenn wir das Instrument der Aktuellen Stunde benützen müssen. Wir werden die SPÖ dazu bringen, dass sie sich zumindest einmal zu bewegen beginnt. Sich zu bewegen beginnt! Ihr habt weder Ja noch Nein, weder Muh noch Schmeck's zu diesem Antrag gesagt. (Abg Godwin Schuster: Noch einmal: Das war auf Punkt und Beistrich mit der ÖVP akkordiert!) 

Wir setzen uns zusammen und plaudern eben ein bisschen. (Beifall bei der ÖVP.) Vom Plaudern passiert nichts! Es soll eine Reform der Stadtverfassung kommen, es soll eine Reform der Kontrollrechte kommen, und es sollen die Punkte dieses Initiativantrages eingearbeitet werden. Nur: Wann, Kollege Schuster, wann? Wir sind über die Hälfte der Legislaturperiode, es bewegt sich nichts. (Abg Godwin Schuster: Aber gestatte auch uns, eine Meinung zu kritisieren! Gestatte das auch uns!)
Organisatorische Unabhängigkeit des Kontrollamtes: Njet. Mehr Transparenz beim Bestellungsvorgang: Njet. Inhaltliche Kompetenzerweiterung des Kontrollamtes: Nein. Das alles sind die Punkte, die da drinstehen, und die sind unbehandelt. Die sind unbehandelt!

Warum wehrt sich die SPÖ denn so gegen eine stärkere Überprüfung von Konsequenzen und Empfehlungen des Kontrollamtes hinsichtlich Ihrer Stadträte, denen Sie den Rücken machen? (Abg Godwin Schuster: Passiert ja! ... Vorsitzender des Ausschusses! Warum machst du nicht stichprobenartig Kontrollen?) Wo gibt es die Stellungnahmen der Stadträte dazu, zu denen sie nach einem Jahr oder nach 15 Monaten hier stehen müssen und Rede und Antwort stehen (Abg Godwin Schuster: Passiert ja!), warum nämlich Sachen nicht passieren? Denn das ist das eine, in der Kontrollausschusssitzung mit Kreide im Hals zu sagen: Ja, selbstverständlich werden wir alles machen, um Gottes willen, das ist uns leider passiert, wir bemühen uns ja so, und wir machen eh alles!

Da herinnen ist das beste Beispiel das, was wir in den letzten Tagen diskutiert haben. Und es gibt unzählige Beispiele! Unzählige Beispiele (Abg Godwin Schuster: Sag es!), wo wirklich Empfehlungen des Kontrollamtes nicht umgesetzt wurden (Abg Godwin Schuster: Nenne fünf!), wo es immer wieder Lippenbekenntnisse gibt (Abg Volkmar Harwanegg: Sag es konkret!), nämlich von den Stadträten und Stadträtinnen, und da herinnen passiert einfach nichts. 

Dieses Nichts-Passieren ist offensichtlich das größte Credo der SPÖ (Beifall bei der ÖVP): einfach so tun, als ob nichts gewesen wäre; in der Kontrollausschusssitzung gehen wir ein bisschen in Vorlage, da haben wir mittlerweile auch Abgeordnete, die sich zu Wort melden dürfen und dort auch eine Wortspende abgeben, oft auch sehr kritisch oder mitunter manches Mal kritisch (Abg Godwin Schuster: Sag einmal, weißt du nicht ...? ... sinnlos, was du sagst!) - und sobald ihr da zur Tür hereingeht, ist das wie abgedreht! Da muss irgendwo eine geheime Induktionsschleife sein, wo das einfach abgedreht wird. Das kann ich mir nicht vorstellen, dass das zwei verschiedene Menschen sind: die einen, die drüben in der Rathausstraße im Kontrollausschuss sitzen, und die anderen, die da herinnen im Gemeinderat sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Es wäre Zeit, endlich Bewegung in die Sache zu bringen. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur ein Mal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Abg Mag Kowarik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Das Thema der Aktuellen Stunde: „Stärkung der Kontrollrechte und des Kontrollamtes durch Reform der Wiener Stadtverfassung überfällig!" Kollege Kenesei hat schon viel darüber gesprochen, und er hat recht, das Thema ist natürlich wichtig! Alle Oppositionsparteien verlangen schon lange Verbesserungen in diesem Bereich und setzen auch Initiativen. Wir haben es ja schon gehört. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an die Diskussion von vorgestern, als wir im Zuge der Debatte über die Berichte des Kontrollamtes schon darüber gesprochen haben. Auch darf ich an dieser Stelle an die Diskussion und an die Debatte vom 24.10.2007 erinnern. Da sind alle drei Oppositionsparteien gemeinsam aufgetreten, was ja selten genug vorkommt, aber trotzdem haben wir das auch damals schon thematisiert. 

Interessant und bezeichnend war dann auch die Rückmeldung von Seiten der SPÖ. Ich erinnere an den Klubobmann der SPÖ, Kollegen Oxonitsch, der sich damals verwundert gezeigt hat, warum man das auf die Tagesordnung setzt. Eigentlich sollte es einen nicht verwundern, sondern es sollte umgekehrt sein: Wir sind verwundert, warum noch immer nichts passiert ist! Es wurden damals leider Gottes alle Anträge der Opposition abgelehnt, was auch bezeichnend ist.

Wir wissen, Kontrolle ist wichtig. Man braucht das nicht wieder hunderttausend Mal zu betonen, aber offensichtlich muss man es schon machen. Jede größere Organisationseinheit bedarf der Controlling-Einrichtungen, das ist heutzutage eine Selbstverständlichkeit. Es ist auch die Feststellung ganz wichtig, dass die Art und die Qualität der Kontrolle und ihrer Einrichtung immer auch ein Gradmesser dafür ist, wie ein demokratisches Gemeinwesen funktioniert und funktionieren kann. Daher sind Verbesserungen in diesem Bereich, im Bereich der Kontrolle, immer auch ein Gewinn für die Demokratie, und es ist eigentlich unverständlich, dass man sich dagegen wehrt. 

Wir hoffen, dass wir möglichst bald tatsächlich Reformen umsetzen können. Daher ist die heutige Aktuelle Stunde auch ein gutes Signal, nach dem Motto: Steter Tropfen höhlt den Stein. Wir hoffen, dass das auch irgendwann einmal ankommt. Es gibt ja Signale von der SPÖ, wir haben das schon gehört. Herr Lhptm Häupl hat sich diesbezüglich schon einmal vorsichtig positiv geäußert, sage ich einmal. Auch Kollege Abg Reindl hat am Dienstag gesagt: Na ja, eigentlich sind wir ohnehin auch dafür. Taten, nicht Worte! Herr Kollege Kenesei hat es ganz richtig gesagt: Wir wollen von der SPÖ auch Taten sehen. 

Worum geht es? Ganz kurz nur - die Zeit für dieses Thema ist sehr knapp, obwohl es natürlich wichtig wäre -: Die vier wesentlichen Punkte, die es anzusprechen gilt, sind die Unabhängigkeit, die Öffentlichkeit, die Erweiterung der Prüfkompetenzen und vor allem auch die Konsequenzen aus den Kontrollberichten. Was macht man daraus?

Zum ersten Punkt: Die Unabhängigkeit, die organisatorische Unabhängigkeit ist natürlich ein ganz wesentlicher Faktor. Auch die Personalhoheit wäre wichtig, um sich im Zweifelsfall aus Umklammerungen lösen zu können und wirklich unabhängig vorgehen zu können. 

In diesem Zusammenhang ebenfalls eine sehr wichtige und sensible Funktion hat der Leiter des Kontrollamtes, nämlich der Direktor. Wir wissen, wie das bisher immer abgelaufen ist: Als Oppositionspartei hat man kurz vorher erfahren, wer das werden soll - eigentlich auch ein unwürdiges Schauspiel! Der jetzige Kontrollamtsdirektor ist von sich aus zu den Oppositionsparteien gekommen und hat sich vorgestellt, das spricht für ihn. Man kann das ganz klar regeln: Es sollte vorher eine öffentliche Anhörung geben, wo alle Gemeinderatsmitglieder, die es interessiert, die Möglichkeit haben, sich über das Programm und über die Person des zukünftigen Kontrollamtsdirektors zu informieren. Das wäre eine Aufwertung, die unbedingt wichtig ist. 

Zweiter Punkt: Öffentlichkeit der Prüfergebnisse. Ich habe das auch vorgestern schon angeführt. Es ist eigentlich eine kuriose Situation, wenn man sogar in der Debatte über die Kontrollamtsberichte eigentlich noch gar nicht daraus zitieren darf, weil - wir wissen es - die Veröffentlichung erst nach Beschlussfassung darüber möglich und vorgesehen ist. Es ist also wirklich eine hatscherte Situation. Es ist natürlich auch keine Lösung, Gesetze zu negieren, sondern die Lösung ist, endlich diese veralteten, nicht mehr zeitgemäßen oder eigentlich nie zeitgemäßen Gesetzesbestimmungen zu ändern und das wirklich neu anzupassen. Dass die Kontrollamtsberichte sofort, wenn sie da sind, auch auf der Homepage veröffentlicht werden, ist, glaube ich, wirklich keine Hexerei. 

Meine Zeit läuft mir davon. Der letzte Punkt ist der wichtigste, und das sind die Konsequenzen aus den Kontrollberichten. Hier wäre es wichtig, dass eine institutionalisierte Nachkontrolle eingeführt würde, wie es zum Beispiel auch der Rechnungshof macht, damit die Ergebnisse wirklich umgesetzt werden können und auch positive Aspekte daraus gezogen werden können. 

Daher unser Appell an die SPÖ: Bitte, sich endlich zu bewegen und nicht nur Worte von sich zu geben, sondern auch Taten folgen zu lassen! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Mag Antonov zum Wort gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich danke zunächst meinen beiden Vorrednern, die hier schon ausführlich alle Anträge auf Reformen, die wir voriges Jahr eingebracht haben, erläutert haben. Das war nicht zuletzt meine Initiative als Kontrollausschussvorsitzende, die Initiative der GRÜNEN, und das sind Vorschläge, die von einer breiten Opposition getragen werden und die man nicht so einfach vom Tisch wischen kann. 

Ich möchte Ihnen etwas zitieren: Die parlamentarische Opposition ist ein wesentlicher Bestandteil der parlamentarischen Demokratie. Die Opposition hat die Aufgabe, Regierungsprogramm und Regierungsentscheidungen zu kritisieren und zu kontrollieren. Sie steht den die Regierung tragenden Abgeordneten und Fraktionen als Alternative gegenüber. 

Wissen Sie, wo das steht? Das steht in einer Verfassung. Das findet sich natürlich nicht in der Wiener Stadtverfassung, sondern das findet sich in der Verfassung des deutschen Bundeslandes Schleswig-Holstein. Zitiert wurde dieser Text bei einer Veranstaltung, die Nationalratspräsidentin Prammer gemacht hat: „Zur Zukunft der parlamentarischen Kontrolle". Sie hat unterstrichen, dass sie diese Kontrollrechte der Minderheiten stärken will. 

Ich bitte Sie, liebe KollegInnen von der SPÖ: Unterhalten Sie sich mit Ihrer Nationalratspräsidentin und fragen Sie nach, was sie damit meint! Sie wird es Ihnen sicher erklären. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Bei dieser Veranstaltung war unter anderen auch Prof Öhlinger, den werden Sie sicher ebenfalls kennen. Das ist ja auch keiner, von dem man nicht sagen kann, dass er ein großer Experte ist. Er hat sinngemäß gesagt: Untersuchungsausschüsse müssen ein Minoritätenrecht sein, und wenn es ein Minoritätenrecht ist, dann soll auch die Minoriät steuern, wo es langgeht. 

Das bringt mich zu den Ausführungen des Kollegen Deutsch, die er bei der Debatte zu Gesundheit und Soziales gemacht hat. Kollege Deutsch hat sich hier hingestellt und hat gesagt: die Missstände in der 
U-Kommission. - Ach ja, da habe ich ganz vergessen, dass Sie, liebe KollegInnen von der SPÖ, eines immer wieder anführen: Wir haben ein tolles Minderheitenrecht mit der U-Kommission in Wien. Ja, super, aber dieses Minderheitenrecht endet mit der Einsetzung der Untersuchungskommission. Dann ist Schluss mit dem Minderheitenrecht! 

Kollege Deutsch hat sich also hergestellt und hat gesagt, es wäre ein Skandal, dass wir die Missstände noch immer nicht aufgedeckt haben. Jetzt sage ich Ihnen, was der wahre Skandal ist. Der wahre Skandal ist, dass Sie es verhindern, dass Dokumente auf den Tisch gelegt werden! Sie lehnen alles ab: nein, nein, nein, wollen wir nicht, dürfen wir nicht, können wir nicht. Mit x Ausreden verhindern Sie, dass diese Untersuchungskommission so arbeitet, wie Kollege Deutsch es selbst gefordert hat und wie er es zu Recht gefordert hat. 

Ja, Missstände gehören auf den Tisch, Missstände gehören aufgedeckt! Wenn Sie das auch nur ein bisschen ernst meinen, dann geben Sie Ihre Blockadehaltung in der Untersuchungskommission auf und lehnen Sie nicht alle Anträge der Minderheiten ab! (Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wenn Sie sich anschauen, wie die Sitzungen der Untersuchungskommission ablaufen, dann können Sie nie wieder sagen, dass das ein Minderheitenrecht ist. 

Wahrscheinlich werden Kollege Reindl und Kollege Harwanegg heute auch vieles dazu sagen, was jetzt von den Reformvorschlägen wie behandelt wird. Eigentlich ist es fast schade, dass nicht Kollege Deutsch zum Wort gemeldet ist. Ich hätte gerne noch ein weiteres Mal von ihm gehört, wie skandalös die Vorgehensweise der Opposition ist. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das regt mich mittlerweile so auf, dass ich mich wirklich bald nicht mehr beherrschen kann. Sie sind hier der Skandal, meine lieben KollegInnen von der SPÖ, Sie und niemand anders! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.)

Ich möchte Ihnen, nachdem ich gestern übers Personal gesprochen habe, noch eines sagen. Wenn Sie sagen, es gibt keine Fehler im System, dann putzen Sie sich am Personal ab, weil es dann an den Einzelnen hängen bleibt. Überlegen Sie sich das!

Zum Schluss habe ich eine konkrete Aufforderung oder eine Bitte an Herrn Reindl und an Kollegen Harwanegg: Kommen Sie hier heraus, nennen Sie einen konkreten Zeitplan, wann die Kontrolle reformiert wird! (Abg Mag Thomas Reindl: Gleich!) Nennen Sie den Zeitplan heute, das ist Ihre letzte Chance. Bei der nächsten Wahl verlieren Sie, und wir bestimmen den Zeitplan! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Mag Reindl zum Wort gemeldet. - Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Nach den zwei eher lustigen Wortmeldungen ein bisschen seriöser. (Abg Mag Alexander Neuhuber: Wird es jetzt traurig? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Zu Frau Antonov darf ich anmerken, dass 80 Prozent aller Anträge der Untersuchungskommission einstimmig beschlossen wurden. (Abg Dr Sigrid Pilz: Nur die peinlichen nicht!) Sie können also nicht sagen: Es ist alles abgelehnt worden, wir machen hier Blockadepolitik. (Abg Mag Waltraut Antonov: Aber dann zählen Sie auf, was einstimmig war und was abgelehnt wurde!) 80 Prozent einstimmig! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Dann stimmt zu!) Es muss auch das Recht der Mehrheit sein, dass man nicht 100 Prozent zustimmt, sondern eben 80 Prozent. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Zu Herrn Kenesei: Herr Kenesei! Günter! Du bist Vorsitzender des Kontrollausschusses. Du hast auf die Verfassung der Stadt Wien einen Eid abgelegt. Dass du dich hier herstellst und sagst, es ist dir vollkommen egal, was in der Verfassung steht (Abg Günter Kenesei: Nein! - Weiterer Widerspruch bei der ÖVP), ob es gedeckt ist oder nicht - du hast hier auch die demokratischen Spielregeln zu beachten! (Abg Günter Kenesei: Wir werden Mittel und Wege finden ...!) Um nichts anderes bitte ich dich. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Günter Kenesei: ... eine Sondersitzung! Jeden zweiten Tag ...!)

Meine Damen und Herren! Die Wiener SPÖ bekennt sich zur Kontrolle. Die Wiener SPÖ bekennt sich auch zu den Minderheitenrechten, die wir in Wien haben. (Abg Günter Kenesei: Wir können Sondersitzungen machen! Ihr werdet schauen! Jeden Freitag ...!) Die Wiener SPÖ bekennt sich außerdem dazu, dass wir bei der nächsten Reform der Verfassung, die in dieser Legislaturperiode stattfinden soll, auch einige Änderungen, was im Speziellen das Kontrollamt betrifft, vornehmen.

Ich möchte aber auch sagen, dass das Kontrollamt - außer dem Rechnungshof - die größte Prüfinstitution Österreichs ist: 80 Mitarbeiter, große Eigenständigkeit, Personalhoheit. Ich möchte auch noch erwähnen, dass wir bitte auch nicht vergessen dürfen, dass das Kontrollamt allein heuer 3 000 Seiten Prüfberichte produziert hat. Man kann daher beim besten Willen nicht sagen, dass Kontrolle nicht stattfindet. (Abg Mag Waltraut Antonov: Man sollte nicht nur die Seiten zählen! - Abg Günter Kenesei: Was hat das eine mit dem anderen zu tun?)
Des Weiteren möchte ich feststellen, dass es unrichtig ist, dass wir in Wien eine schlechte Kontrolle haben. Wir haben viele gute Instrumente des Parlamentarismus. (Abg Günter Kenesei: Das hat auch keiner gesagt! Wer hat das gesagt? - Abg Franz Ekkamp in Richtung ÖVP: Was regst du dich so auf?) Als einen der Punkte möchte ich zum Beispiel die Fragestunde nennen, die auch ein Minderheitenrecht und ein Kontrollrecht ist. Das ist zum Beispiel nicht in allen Gemeindenräten und Landtagen in Österreich vorgesehen. (Abg Dr Herbert Madejski: Wir reden hier von Wien!) Zum Beispiel in Niederösterreich und in Vorarlberg gibt es überhaupt keine Fragestunde im Landtag. Das finde ich sehr sonderbar. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Auch die Aktuelle Stunde ist ein Kontrollrecht, und auch diese gibt es zum Beispiel nur in Wien und in Linz, in allen anderen Einrichtungen nicht. (Abg Günter Kenesei: Seid dankbar, dass ihr hier sitzen dürft - so ist es!) Die Aktuelle Stunde ist auch ein Instrument der Abgeordneten und kein Instrument der Regierung. Es liegt in unserem Ermessen, was wir hier diskutieren. (Abg Mag Wolfgang Jung: Oh!)
Auch die Möglichkeit der Akteneinsicht, meine Damen und Herren: Niederösterreich und Kärnten - das muss man sich einmal vorstellen - erlauben im Landtag keine Akteneinsicht! (Abg Mag Wolfgang Jung: Ist das eine Drohung? Oder was ist das jetzt?) Das ist wirklich unerhört. Ich finde, das gehört sich auch als Minderheitenrecht. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist peinlich! - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Weiters haben in Wien - und das ist auch wichtig - der Herr Präsident des Rechnungshofes und auch Mitglieder anderer Kontrolleinrichtungen, wie der Umwelt- oder der Patientenanwalt, Rederecht. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das haben zum Beispiel Tirol, Niederösterreich und Oberösterreich - das sind alles schwarze Bundesländer - nicht. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das ist, finde ich, auch ein wichtiges Recht. (Abg Godwin Schuster: Die ÖVP verhindert ...! - Weitere heftige Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Für einen Dringlichen Antrag als Kontrollinstrument bedarf es zum Beispiel in Tirol und in der Steiermark einer Zweidrittelmehrheit. Einer Zweidrittelmehrheit! Das muss man sich einmal vorstellen: zu einem Dringlichen eine Zweidrittelmehrheit in Tirol und in der Steiermark! Ich hoffe, dass es jetzt zumindest in Tirol besser wird. (Anhaltende Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.)
Einen Untersuchungsausschuss als Minderheitsrecht gibt es nur in drei Landtagen, meine Damen und Herren, nämlich in Wien, in der Steiermark und in Tirol. Da rede ich jetzt aber überhaupt nicht über das Parlament, über das österreichische Parlament. (Heftige Zwischenrufe bei ÖVP, GRÜNEN und FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Ich möchte um ein bisschen mehr Ruhe für den Redner bitten. Er hat nur mehr eine kleine Restzeit. (Anhaltende Zwischenrufe bei ÖVP, GRÜNEN und FPÖ.)
Abg Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Ich weiß, es tut Ihnen weh, wenn man die Minderheitenrechte vorstellt. Ich verstehe das. (Widerspruch bei der ÖVP.) Ich verstehe das. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch Prüfanträge an das Kontrollamt sind nur in Wien ebenfalls ein Minderheitenrecht. Und auch die Beauftragung des Rechnungshofes ist in vielen Bundesländern kein Minderheitenrecht. (Anhaltende Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Sie sehen, wir haben umfassende, auf eine gute demokratische Basis gestellte Kontrollrechte. (Widerspruch bei ÖVP, GRÜNEN und FPÖ.) Ich bin mir sicher, dass wir in Wien hier sehr gut aufgestellt sind. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Die Rede des Herrn Abg Reindl war eine unglaubliche! So etwas habe ich schon lange nicht gehört. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Herr Kollege Reindl hat vergessen, über Wien zu reden. Nichts gegen Niederösterreich, Flandern oder Oberbayern, aber wir sind hier in Wien. (Heiterkeit bei FPÖ und ÖVP.) Ich hoffe nicht, Herr Kollege Reindl - das ist ganz ernst gemeint -, dass Ihr Kommentar über „lustige" Wortmeldungen der Opposition den Geist der SPÖ zur Bereitschaft von Reform bedeutet. Das wäre schlimm. (Beifall bei FPÖ, ÖVP und von Abg Marco Schreuder.)
Der Rest Ihres Redebeitrags ist in die gleiche Richtung gegangen, gar keine Frage. (Abg Godwin Schuster: Ihr habt im Parlament nichts gemacht! Alles verhindert!) Wir haben nur fünf Minuten, wir machen keine Wechselrede, Herr Kollege. 

Es ist eines ganz eindeutig festzustellen: Wir haben einen Wunsch nach Stärkung der Kontrollrechte, nach einer Reform der Verfassung von Geschäftsordnungen. Ich glaube, grundsätzlich ist zu sagen, dass hier einmal auch ganz Simples gemacht werden muss: Lesbarkeit und Verständlichkeit von Gesetzen, von Geschäftsordnungen, von Verfassungen. Diese gehören wirklich so gemacht, dass das gegeben ist, und nicht, dass ein halbes Jahr nach Erscheinen irgendeines Gesetzes, einer Geschäftsordnung oder einer Verfassung sofort ein Kommentar nachgeschoben werden muss.

Die Stärkung der Kontrollrechte darf natürlich nicht nur Landtag, Gemeinde oder Bezirksvertretung betreffen, sondern muss selbstverständlich die Bürgermitbestimmung beinhalten. 

Bisher haben Sie, zumindest am Beispiel des Kontrollamtes, klar die Reform - na, sagen wir, - nicht vorangetrieben; das ist so weit untertrieben, dass man es gar nicht sagen könnte. Wir werden ja im Herbst sehen, ob dieser Arbeitskreis, der sich mit der Verfassungsänderung, mit den Änderungen der Geschäftsordnung und der Kontrollrechte beschäftigt, wirklich etwas bringt. Die Bereitschaft der SPÖ zur Rechtsreform wird im Herbst klar und deutlich ersichtlich sein. 

Ich würde aber auch einmal weggehen vom Kontrollamt, auch weggehen von Gemeinde und Landtag, und einmal etwas ansprechen, was sehr vernachlässigt wird, nämlich die Bezirksvertretungen. Ich glaube, dass gerade bei den Bezirksvertretungen doch ganz deutliche Wünsche vorhanden sein müssten, hier sozusagen zu einer Behandlung aufzurufen. 

Es wäre zum Beispiel eine interessante Sache, eine Direktwahl des Bezirksvorstehers anzustreben. (Abg Dr Matthias Tschirf: Richtig! Alte Forderung der ÖVP!) Das wäre eine, wie ich glaube, sehr wichtige Sache. 

Weiters sollte es auch ein Misstrauensvotum gegen den Bezirksvorsteher geben. Wir haben gerade gestern eines hier im Gemeinderat gehabt. Es ist, wie man weiß, ein ganz, ganz selten angewendetes Mittel, aber es sollte auch in der Bezirksvorstehung zur Verfügung stehen. (Beifall bei der FPÖ.) Weiters sollten - nicht zuletzt auch aus Eigeninteresse, gar keine Frage - die Rechte der Bezirksvorsteher-Stellvertreter festgelegt und verstärkt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube, klare Regelungen hinsichtlich Räumlichkeiten, Computerbenutzung und Ähnliches mehr sollten eine Selbstverständlichkeit sein. Weiters wäre es, glaube ich, ganz, ganz wichtig, dass man die Ausweitung und Verbesserung der Akteneinsicht in den Bezirken anstrebt. Das liegt ganz im Argen. Die Mitarbeiter der Klubs sollten kopieren können, wie sie wollen, und Zugriff haben. Ich glaube, das ist ganz wichtig. 

Genauso gehört die Protokollierung in den Bezirksvertretungen klar verbessert. Die gibt es nicht. Das ist ja praktisch nur ein Mitschreiben von Anträgen, mehr passiert nicht. Die schriftliche Beantwortung von Anfragen im Bezirk sollte eingeführt werden, auch keine Frage, und eine Informationsdatenbank für Bezirke eingerichtet werden. 

Weiters wäre es dringend notwendig, eine Verbesserung und Vereinheitlichung in allen Bezirken hinsichtlich der Behandlung von Resolutionen und Anträgen voranzutreiben. Es ist heute ganz offensichtlich so, dass die Zulassung oder Nichtzulassung von Anträgen im bloßen Ermessen des Bezirksvorstehers liegt. Auch wenn es vielleicht anders geregelt ist, ist dies heute die Übung, das ist keine Frage.

Ausweitung der Info-Pflichten des Bezirksvorstehers gegenüber der Bezirksvertretung! Weiters sollten auch Ausschussvorsitzende in der Bezirksvertretung nach d'Hondt bestellt werden. Das wäre ganz wichtig.

Natürlich wäre dies ein Wunsch: Sitzungstermine - da und dort gibt es doch Probleme - sollten in der Bezirksvertretung einvernehmlich und einhellig beschlossen werden. Das ist auch ein wichtiger Punkt. 

Wir haben immer schon den Wunsch gehabt, dass die früher gegebene Einbindung der Bezirke bei der Verleihung der Staatsbürgerschaft in irgendeiner Form wiedereingeführt wird. Als Gremium, als Einzelorgan war es früher üblich und hat eine direkte und lebendige Verbindung mit dem Neubürger hergestellt. Ich halte das für eine wichtige Sache.

In fünf Minuten kann man nicht viel mehr von sich geben. Ich habe heute also die Bezirksvertretungen herausgegriffen. Ich nehme an, die anderen Redner werden sich auch mit Stadtverfassung, Geschäftsordnung von Gemeinderat und Landtag noch auseinandersetzen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dipl-Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! 

Rufen wir uns in Erinnerung: Die Rede des Kollegen Reindl war die ernsthafte! Daher denke ich tatsächlich, wir sollten uns als Abgeordnete dafür bedanken, dass wir parlamentarische Rechte haben. Danke für die Fragestunde! Danke für die Aktuelle Stunde! (Heiterkeit bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.) Danke für die Möglichkeit der Dringlichen Anfrage! Danke dafür, dass ich zu einem Punkt überhaupt reden darf! Danke, liebe Wiener SPÖ! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.)
In dem Wissen, dass es tatsächlich nicht in allen Landtagen so ist, muss man den Dank doppelt und dreifach verstärken. Nichtsdestoweniger zurück zum tatsächlichen Punkt: der Möglichkeit der Kontrolle. 

Die Kontrolle beginnt ja nicht beim Kontrollamt und beim Kontrollamtsbericht, sondern die Kontrolle beginnt schon bei viel kleineren Geschichten. Es gibt die Möglichkeit der Anfrage. Es gibt die mündliche Anfrage, es gibt die schriftliche Anfrage. Das Faszinierende an der mündlichen Anfrage ist, dass es, auch wenn die Anfrage noch so intelligent formuliert ist, keine Diskussion über die Antwort gibt. Und wenn der/die zuständige amtsführende Stadtrat/-rätin eigentlich die Antwort verweigert, ist es vollkommen egal. 

Wenn man eine schriftliche Anfrage stellt, gibt es nicht die Debatte über die schriftliche Anfrage. Die Antwort kann richtig oder falsch sein, das ist vollkommen egal. Man kann auch hineinschreiben: „Ich will keine Antwort geben." Das ist ebenfalls ein zahnloses Instrument. 

Dann gibt es natürlich noch die ganze Frage von Ausgliederungen. Wenn man eine Anfrage betreffend Wiener Linien stellt und diese unangenehm ist, wird gesagt: Das ist ein Unternehmen, da können wir keine Auskunft geben. Wenn wir eine Anfrage stellen betreffend Wohnberatung, betreffend FSW, betreffend Wien Holding, vollkommen egal: Man bekommt keine Antwort. 

Die spannende Geschichte dahinter ist ja tatsächlich, dass immer mehr und immer zentralere Bereich aus der direkten Stadtverwaltung ausgegliedert sind. Wir müssen uns nicht selbst anschwindeln: Die Stadtplanung erfolgt schon längst nicht mehr nur in der dafür zuständigen Magistratsabteilung, sondern viel stärker bei der Wien Holding, viel stärker bei der Wiener Stadtwerke Holding, viel stärker beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. Auch die Wirtschaftsförderung wird nun einmal über diese drei genannten Institutionen erheblich stärker abgewickelt als direkt über die Stadt Wien.

Wie ist es im Sozialbereich, beim FSW? Da dürfen wir uns auch nicht anschwindeln. Wir haben gesehen - und da geht es noch nicht um die punktuelle Kontrolle, wenn man tatsächlich einmal einen Vorwurf hat -, mit welchem Schmierblatt wir im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte vom FSW abgekanzelt wurden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es lässt sich einfach zusammenfassen: Ich wünsche mir als Kontrollrechte nichts anderes, als was jede Partei, wenn sie in Opposition ist, beständig fordert! Es würde auch auf Bundesebene reichen, hätte die SPÖ jetzt auf Bundesebene dasselbe gefordert wie zu dem Zeitpunkt, als sie in Opposition war. Das wünsche ich mir für Wien. Diese Art der Kontrollrechte wünsche ich mir, nichts anderes, als was beständig von Parteien gefordert wird, bevor sie in eine Regierung wechseln. Dann ist es immer wieder vergessen. (Abg Godwin Schuster deutet in Richtung ÖVP.)
Ja, Kollege Schuster, der Vorwurf richtet sich nicht nur an die SPÖ. (Abg Godwin Schuster: Dann sag es doch auch!) Dafür, dass es manche Kontrollrechte in Wien und in Österreich nicht gibt, zeichnen durchaus auch andere Fraktionen verantwortlich. Aber wir befinden uns jetzt hier im Wiener Landtag.

Ich komme zum Schluss, und das ist tatsächlich ein Punkt, der sich quer durch alle aufgedeckten Kontrollfälle, die wir oft auch im Kontrollausschuss behandeln, zieht. Solange nicht endgültig nachgewiesen ist, dass irgendetwas falsch ist, wird seitens der Sozialdemokratie gemauert und normalen Ersuchen, dass man irgendetwas prüft, nicht stattgegeben. Man legt ein paar Unterlagen vor und sagt: Vielleicht stimmt es nicht hundertprozentig, schauen wir es uns doch bitte an. - Nein! Es gibt nicht den Wunsch nach Kontrolle per se, sondern es gibt ihn nur dann, wenn tatsächlich etwas nachgewiesen wird. 

In Summe ist das gesamte Kontrollsystem so aufgebaut, dass eines übrig bleibt: Dort, wo die Kontrolle endet, ist immer noch der rote Filz, und das muss aus Sicht der Wiener SPÖ aufrechterhalten werden. - Danke sehr. (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und von StR Johann Herzog.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Neuhuber zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Auch ich kann jetzt nicht umhin, mich mit dieser Sternstunde des Parlamentarismus, dem Redebeitrag des Kollegen Reindl, kurz auseinanderzusetzen, und sage: Kollege, lass uns mitlachen! Habt ihr irgendeinen fraktionsinternen Kabarettwettbewerb, wer heute die inhaltsleerste Rede macht? Ich meine, es könnte ja sein. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) Sollte dem so sein, dann bin ich mir sicher: Du bekommst heute die Goldene Zitrone verliehen, sowohl von den anderen Fraktionen als auch bei dir selbst.

Mir kommt das ein bisschen so vor wie der „Slime" - ich weiß nicht, wer sich noch daran erinnern kann aus seiner Kindheit, das ist schon etwa 20, 30 Jahre her: Das war – (In Richtung GRÜNE.) tut mir leid - eine grüne Masse (Heiterkeit.), die schwabbelig und klebrig war (Heiterkeit bei der ÖVP.) und die Ihnen durch die Finger gelaufen ist. Und so kommt mir die SPÖ vor: Das ist eine rote Masse, die einem durch die Finger rinnt in der Frage der Stärkung der Rechte der Opposition in diesem Haus. Ab und zu bekommt man sie ja zu greifen, und dann ist sie ja verbindlich, dann kann man reden, aber herauskommen tut nie etwas. 

Und diesen „Slime“ - alle, die ihn damals einmal in der Hand hatten, wissen das noch -, den konnte man so an die Wand klatschen, dann ist er heruntergelaufen. Das erinnert mich jetzt auch ein bisschen an die heutige Diskussion, denn wir stehen da an einer Wand: Es hätte genauso gereicht, dass wir als Oppositionspolitiker mit der Wand geredet hätten oder mit einer Säule. (Beifall bei der ÖVP. – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Selbst die Säulen hier im Haus haben mehr Bewegungsfähigkeit als ihr von der SPÖ in der Frage der Stärkung der Minderheitsrechte!

Aber ich will noch ein paar Ideen aufzählen - zu sehr kann man ohnedies nicht ins Detail gehen -: Wir hätten ja genügend Kontrollorgane in der Stadt. Ich nehme nur einmal uns selbst her, den Gemeinderat - wie ich Ihnen gestern beim Misstrauensantrag gesagt habe: der Gemeinderat als Aufsichtsrat. Und fangen wir bei den trivialen Dingen an, wie Kollege Margulies gesagt hat, nehmen wir etwa einmal die Akten her; jeder kennt das aus den Ausschüssen. Ich bin auch in der Privatwirtschaft in Aufsichtsräten, und ich kann Ihnen als Aufsichtsrat sagen: Wenn ich solche Aufsichtsratsvorlagen bekäme, solche Akten, wie sie teilweise hier im Haus aussehen - Kollege Schuster, nehmen wir etwa das Hanappi-Stadion als Beispiel, mit läppischen 7 Millionen EUR an Förderung, was da an Akt zur Verfügung gestanden ist, und auch noch in vielen anderen Fällen -, das würde jeder Aufsichtsrat zurückhauen an das Management und sagen: Bitte noch einmal! Diese Übung ist nicht genügend! - Dafür gibt es genügend Beispiele. Dort fängt es einmal ganz im Kleinen an.

Und weil wir vorgestern und gestern, Montag und Dienstag, wieder einmal zwei Tage lang eine Rechnungsabschlussdebatte hatten: Es ist ja schon der Vorschlag angeklungen, die Spezialdebatte in die Ausschüsse zu verlegen. Das ist, glaube ich, eine Idee, über die man durchaus einmal reden sollte. Vielleicht kann man dafür eines der wesentlichsten Elemente hier im Haus, nämlich die Fragestunde - was für mich eigentlich immer das Spannendste ist, weil das gelebter Parlamentarismus ist; da geht es ein bisschen hin und her, da gibt es auch eine Widerrede -, auch in den Rechnungsabschluss und in die Budgetdebatte in einer verlängerten Form hineinziehen und dort mit den zuständigen Stadträten darüber reden. Es hat ja wirklich keinen Sinn, dass wir uns hier jedes Jahr quasi dieselben Reden wie im Vorjahr, nur durch die neuen Zahlen und ein paar neue Facts abgeändert, gegenseitig vorlesen. Eine etwas verlängerte Fragestunde wäre also sicher einmal ein interessanter Ansatz.

Zum Kontrollamt selbst sind ja genügend Vorschläge gekommen. Da gehe ich noch einmal auf das ein, was Kollege Kenesei gesagt hat. Wenn wir Kontrollamtsberichte wie bisher einmal im Jahr zu fast mitternächtlicher Stunde diskutieren und die SPÖ hier nicht zu einer Bewegung bereit ist (Abg Mag Thomas Reindl: Wir diskutieren sie im Ausschuss auch, Herr Kollege!) - im Ausschuss; aber hier im Plenum! -, wenn wir das hier im Plenum nur zu mitternächtlicher Stunde ein Mal diskutieren, dann werden wir Mittel und Wege auf dem Boden der Verfassung finden - Kollege Reindl, das ist ja gar keine Frage, denn da gibt es ja ein paar Möglichkeiten -, das hier hereinzuziehen. Nun, dann gibt es eben Sondersitzungen des Gemeinderats, dann gibt es eben zu Kontrollamtsberichten Dringliche Anfragen an die Ressorts! Wir werden schon Mittel und Wege finden, um das endlich einmal hier herinnen auch zu diskutieren. (Beifall bei der ÖVP und von Abgeordneten der GRÜNEN.) 

Konsequenzen aus den Berichten - auch das kommt ja beim Kontrollamt immer wieder, meine Damen und Herren. Gerade im Lichte des gestrigen Misstrauensantrags ist das, glaube ich, einer der wichtigsten Punkte überhaupt beim Kontrollamt: Welche Konsequenzen gibt es? - Jetzt hatten wir gestern den Misstrauensantrag gegen Frau VBgmin Laska wegen der Explore 5D. Alles, was dort passiert ist, wäre zu vermeiden gewesen, hätte man den Kontrollamtsbericht um die Auftragsvergabe an Mongon und seine Firma ernst genommen. Da ist das Prozedere bereits drinnen gestanden, das How-to-do: Wie mache ich es richtig? - Aber nein, man nimmt diese Berichte ja nicht ernst, man nickt sie ab, man schubladisiert sie, und dann kommen genau diese Miseren und dieses Fiasko heraus, wie wir sie beim Prater seit Jahren haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine weitere Idee oder Anregung wäre eine Aufwertung der nichtamtsführenden Stadträte. Wir leisten uns hier einen gewissen Luxus damit. Man könnte diese, jovial ausgedrückt, vielleicht zu Oberaufsichtsräten machen und ihnen besondere Befugnisse zuweisen. Da wäre etwa das Recht denkbar, als nichtamtsführender Stadtrat das Kontrollamt zu beauftragen, da wäre die Möglichkeit der Akteneinsicht auch abseits der Tagesordnung denkbar, da wäre die Möglichkeit denkbar - das wäre eigentlich relativ logisch -, genauso wie die amtsführenden Stadträte im Plenum jederzeit das Wort zu ergreifen, und, und, und.

Also Ideen und Möglichkeiten gibt es genug, es fehlt nur bisher der Wille der SPÖ, meine Damen und Herren. Nur: Das ist ein Auslaufmodell! Sie kommen mir in dieser Frage so vor, als wäre Ihr Motto - um hier den alten Bürgermeister Lueger ein bisschen abzuwandeln -: Was ein Minderheitsrecht ist, bestimme ich! (Beifall bei der ÖVP), nämlich die SPÖ. - Aber das ist ein Modell, das 100 Jahre alt und damit im Auslaufen begriffen ist. Das werden auch Sie noch kapieren. (Beifall bei der ÖVP und von Abgeordneten von FPÖ und GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Harwanegg zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Ruf bei der FPÖ in Richtung des sich zum Rednerpult begebenden Abg Volkmar Harwanegg: Der Arme! - Was haben sie denn dir angetan, dass du reden musst? - Bist du g’scheit!)

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten!

Das Thema der Aktuellen Stunde der ÖVP ist ja ein Thema, das wir schon in einigen Sitzungen behandelt haben: voriges Jahr Sonderlandtag, Anfrage vom 14.12.2007 und auch, wie schon zitiert, vor wenigen Tagen anlässlich der Vorlage des Kontrollamtsberichts.

Zunächst einmal kann ich mich nur wundern, denn, wie gesagt, vor wenigen Tagen haben wir darüber gesprochen, und es ist von allen Rednern die Arbeit des Kontrollamts gelobt worden, die sehr wohl als sehr effizient dargestellt wurde (StR Johann Herzog: Keine Kritik am Kontrollamt!) - und heute auf einmal ist alles schlecht, alles zu gering, die Berichte, der Inhalt und alles drum und dran. Also, Sie müssen sich entscheiden – und nicht innerhalb einer Woche von einem Standpunkt zum anderen wechseln. (StR Johann Herzog: Es gibt keine Kritik am Kontrollamt! – Ruf: ... zuhören!) Nicht zuhören, sondern das ist ein Faktum! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich kann es nur wieder sagen - unsere Vizebürgermeisterin sagt ja auch immer, man muss wiederholen, das bringt den Lernerfolg; ich hoffe das auch -: Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, wir sind in Wien betreffend die Minderheitsrechte führend in ganz Österreich, von den Bundesländern und von den Landeshauptstädten! (Beifall bei der SPÖ.)
Und weil Sie immer die politische Verantwortung ansprechen - ich nehme an, Sie meinen die Stadträte -: Es ist auch nicht so, dass dort überwiegend oder zu einem großen Teil das Problem ist. Das sind teilweise Probleme bei den Abteilungsleitern, und bei den ausgegliederten Bereichen (Abg Ing Mag Bernhard Dworak: Ah? Ah?) bei den Geschäftsführern! (Lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Das gilt, bitte! Wir haben ja erst in den letzten Sitzungen darüber diskutiert, und da können Sie uns wirklich nicht vorwerfen, dass wir als Sozialdemokratische Fraktion hier nicht aktiv waren und sehr massiv die Kritik eingebracht haben! (Beifall bei der SPÖ. – Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)

Natürlich gibt es Themen – ich glaube, ich bin dafür bekannt, dass ich mich zum Beispiel sehr intensiv mit dem Vergabewesen beschäftige, und das ist so ein Thema -, wo wir, also unsere Fraktion, sehr oft mit dem Kontrollamt Kritik üben. Und wir sind da auch bemüht, durch die Maßnahmen der Verwaltungsakademie und anderer Bereiche Verbesserungen herbeizuführen. Und es ist da auch, muss man sagen, wie den Kontrollamtsberichten zu entnehmen ist, einiges geschehen.

Vorschläge, Reformen - Verfassung, Stadtverfassung, Rechte - sind, wie schon mein Vorredner von unserer Fraktion gesagt hat, in Arbeit. Es wird im Herbst wieder eine weitere Gesprächsrunde der Klubobmänner geben. (Ruf bei der ÖVP: Es wird alles verschoben!) Seien Sie nicht ungeduldig! (Lebhafte Heiterkeit bei der ÖVP.) Die Verfassungsänderung ist ein sehr kompliziertes Thema! Ich darf Ihnen das sagen, ich war bei der letzten Verfassungsänderung in unserem Ausschuss dabei. Ich weiß, wie kompliziert das ist und wie schwierig dann innerhalb der einzelnen Fraktionen, vor allem der Opposition, die Meinungsbildung zu diesen Verfassungsreformen ist. Das sei hier auch einmal angemerkt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme zum Schluss. - Natürlich wäre es jetzt verlockend, auf teilweise sehr emotionsvolle Äußerungen der einzelnen Vorredner einzugehen. Da sind Formulierungen verwendet worden, die eigentlich, muss ich sagen, mit der Würde des Landtags nicht vereinbar sind (Rufe bei der ÖVP: Oh?), und es ist eigentlich zu bedauern, dass solche Äußerungen gefallen sind. Ich darf Ihnen versichern, dass die Sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses bemüht ist, wenn Reformen notwendig sind und als solche anerkannt werden, sich hier entsprechend einzubringen und mitzuwirken. 
Man muss hier allerdings unterscheiden zwischen dem, was auch meine Vorredner angesprochen haben, nämlich Reformwünschen grundsätzlicher Art, die die Verfassung, die Ausweitung der Rechte betreffen, und dem inneren Ablauf des Kontrollausschusses selbst. Und hier sind Reformen passiert: was die Lesbarkeit der Berichte, aber auch, was den Ablauf betrifft. - Natürlich würde ich mir auch noch wünschen, dass man uns nicht so viele Geschäftsstücke zu einer Sitzung vorlegt, in die man sich dann, wenn die Geschäftsstücke zufällig am Wochenende schon vorhanden sind, vier, fünf Stunden lang einliest, um sich das Wissen um den Inhalt des Aktes entsprechend anzueignen. Das ist ein Thema, das wir uns anschauen müssen. Zu diskutieren wird auch die Frage sein, ob wir öfter Sitzungen machen sollen. Über all das kann man reden. 

Aber eines lasse ich nicht gelten - und ich bin einer der Ältesten in diesem Kontrollausschuss -: dass keine Reformen erfolgt sind. Es sind Reformen erfolgt! Wir werden die Reformen weitertreiben, und ich glaube, die Arbeit des Kontrollausschusses ist insgesamt eine gute. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Vor Sitzungsbeginn ist von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Wiener Rathaus ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt, wie sie beantragt wurde.

Die Abgeordneten Dipl-Ing Stiftner, Dr Wolf, Dkfm Dr Aichinger haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Aufhebung des Wiener Valorisierungsgesetzes eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zu.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 2, 1, 3, 4, 5 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich kann daher so vorgehen.

Die Postnummer 2 betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a Bundes-Verfassungsgesetz über die Errichtung einer gemeinsamen Sachverständigenkommission in Tierzuchtangelegenheiten - des so genannten Tierzuchtrats. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten. Sie ist am Wort.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsident Heinz Hufnagl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Smolik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. - Bitte, Frau Abgeordnete.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir beschließen heute die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Errichtung einer gemeinsamen Sachverständigenkommission in Tierzuchtangelegenheiten. Diese Sachverständigenkommission wird ja in dieser 15a-Vereinbarung auch als Tierzuchtrat bezeichnet. Unserer Meinung nach - und wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen - ist es wichtig, dass in diesem Tierzuchtrat auch die Tierschutzangelegenheiten nicht zu kurz kommen. Und Tierschutzorganisationen, aber auch zum Beispiel die Veterinärmedizin kritisieren, dass sich in dieser Vorlage der Tierschutz eben nicht in sehr hohem Maße wiederfindet. 

Wir haben uns dann überlegt, wie wir das etwas verbessern könnten. In diesem Tierzuchtrat geht es ja hauptsächlich um Tierzuchtangelegenheiten - für Wien nicht ganz so wichtig, weil wir sehr wenige Tierzuchtorganisationen haben, aber oft gibt es natürlich schon auch im Bereich der Hundezucht einen Anknüpfungspunkt. 

Wie könnten wir das also lösen? Wir glauben, dass wir mit dem Tierschutzombudsmann in Wien eine sehr engagierte Stelle haben, und glauben auch, dass wir als Stadt Wien einen Vertreter – solche müssen wir ja nominieren - aus dem Tierschutzombudsbereich nehmen sollten.

Ich möchte deshalb gemeinsam mit Kollegin Sonja Kato einen Antrag einbringen, dass die Stadt Wien in diesen Tierzuchtrat ein Mitglied beziehungsweise Ersatzmitglied aus der Tierschutzombudsstelle nominieren soll, und wir beantragen die sofortige Abstimmung.

Wir haben ja auch in der Rechnungsabschlussdebatte schon öfter über den Tierschutz diskutiert. Ich möchte einen zweiten Antrag einbringen, der ein Thema betrifft, das auch schon diskutiert wurde, nämlich die Fiakerpferde. Auch mit diesem Thema hat sich die Wiener Tierschutzombudsstelle auseinandergesetzt und im Tätigkeitsbereicht 2006 festgestellt, dass sich durch das Inkrafttreten des Bundestierschutzgesetzes vor allem hinsichtlich der Haltung und des Umgangs mit den Fiakerpferden einiges an Verschlechterungen ergeben hat. Die Tierschutzombudsstelle empfiehlt auch, dass die Stadt Wien hier Initiativen ergreifen sollte, im Rahmen ihrer Zuständigkeit Maßnahmen ergreifen sollte, um den Fiakerpferden wieder den rechtlichen Schutz angedeihen zu lassen, den sie sich verdient haben und der ja auch bestand, bevor das Bundestierschutzgesetz in Kraft getreten ist. Ich möchte folgenden Beschlussantrag einbringen: 

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird ersucht, einen Gesetzesentwurf für eine Novelle des Wiener Fiaker‑ und Pferdemietwagengesetzes gemäß den Vorschlägen der Wiener Tierschutzombudsstelle vorzulegen. Die Novellierung soll im Einvernehmen mit der für den Tierschutz zuständigen Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal erfolgen. 

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Wir werden dem Tierzuchtrat natürlich zustimmen. Ich nehme an, die nachfolgenden RednerInnen werden das auch machen und es wird ein einstimmiger Beschluss werden. Ich bin gespannt, inwieweit wir in Wien von diesen Tierzuchtangelegenheiten betroffen sind, und hoffe sehr, dass der Tierschutzombudsmann hier die Tierschutzangelegenheiten sehr intensiv einbringen wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Tierschutz ist eine sehr wichtige Angelegenheit, eine Angelegenheit, die den GRÜNEN sehr am Herzen liegt. Tierrechte, aber auch Menschenrechte und BürgerInnenrechte sind ein Grundpfeiler der Demokratie, und wenn beides gemeinsam in Gefahr gerät, ist es notwendig, dass wir uns hier mit diesem Thema genauer auseinandersetzen. 

Im Moment sitzen in Österreich zehn Personen in Untersuchungshaft. Die Anwälte dieser Personen haben keine völlige Akteneinsicht. Die sitzen seit fünf Wochen in Untersuchungshaft, und kein einziger Anwalt hat völlige Akteneinsicht, worum es denn überhaupt geht. Wir sprechen da nicht von Guantánamo oder irgendeinem fernen Land, sondern das passiert hier in Österreich: in Wien, in Wiener Neustadt, in Innsbruck. 

Es handelt sich um nichts Geringeres als ein Abmontieren des Rechtsstaats. In der Bundesrepublik Deutschland hat man bei so etwas sehr oft sogar die FDP an seiner Seite. In Österreich gibt es im bürgerlichen Spektrum niemanden, der für einen Rechtsstaat eintritt. Das ist bedauerlich. Dieser Rechtsstaat wird in Österreich mit Füßen getreten, mit den Füßen des Innenministers und mit den Füßen der WEGA. 

Ich werde im Einzelnen darauf eingehen, was bisher vorgefallen ist und warum TierschützerInnen eingesperrt sind, ohne zu wissen, wie die Anklage im Einzelnen genau lautet.

Am 21. Mai 2008 stürmen Beamte der WEGA und ähnliche Einheiten in Wien, Salzburg, Tirol und der Steiermark in einer Razzia verschiedene Wohnungen und Häuser in Österreich - mitten in der Nacht, mit dem Rammbock durch die Tür, schwer bewaffnet, mit der Waffe in der Hand, und diese in der Nähe des Kopfes dieser Personen; manches Mal angeblich im falschen Haus und dann anschließend daneben im richtigen. Es sind Personen nackt aus dem Bett herausgeholt worden. Die Annahme, dass die Tierschützer und Tierschützerinnen zu Hause um 6 Uhr früh oder um 5 Uhr früh bewaffnet hinter der Türe sitzen und warten, ob irgendjemand hereinkommt, ist mehr als lächerlich. Allein diese Razzia zeigt, ... (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung) - Ich habe den Zwischenruf nicht verstanden und kann ihn nicht kommentieren, aber er war sicher nicht besonders hilfreich.

Sie kamen mit dem Rammbock durch die Tür, und plötzlich standen die Tierschützer da, mit der angehaltenen Pistole vor dem Kopf, es wurden ihnen Handschellen angelegt, und sie wurden abgeführt, weg!

Seit diesem Zeitpunkt ist ihr Kontakt zur Außenwelt schwer reduziert. Inhaftiert wurden zehn Personen - darauf komme ich noch zu sprechen -, und der Hauptvorwurf, der einzige, der übrig bleibt, lautet auf den § 278a StGB. Das ist der so genannte Mafia-Paragraph in Österreich. Der wird jetzt verwendet, um aus den Tierschützern und Tierschützerinnen eine kriminelle Organisation zu machen. Das ist der einzige Vorwurf, der momentan tatsächlich zugeordnet wird, und dieser gilt pauschal für alle. Keinem Einzigen und keiner Einzigen der Inhaftierten wird konkret eine einzige Sachbeschädigung oder auch nur sonst irgendein Delikt vorgeworfen. Kein einziges Delikt wird einer einzelnen Person exakt zugeordnet. Es gibt nur den Vorwurf: § 278a - kriminelle Organisation, kriminelle Vereinigung.

Dazu gibt es mittlerweile eine Serie von Presseaussendungen. Und damit man auch weiß, was dieser § 278a regelt - der eigentlich für Geldwäscher, für Waffenschieber, für Menschenschlepper gedacht war und der jetzt missbraucht wird für Menschen, die sich in einer NGO organisieren -, damit ich genauer erläutern kann, worum es da genau geht, bringe ich einen kurzen Auszug aus dem Strafgesetzbuch. § 278a StGB betrifft: „Wer eine auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche Verbindung einer größeren Zahl von Personen gründet oder sich an einer solchen Verbindung als Mitglied beteiligt, die“ - unter anderem – „eine Bereicherung in großem Umfang oder erheblichen Einfluss auf Politik oder Wirtschaft anstrebt" oder „andere zu korrumpieren oder einzuschüchtern oder sich auf besondere Weise gegen Strafverfolgungsmaßnahmen abzuschirmen sucht, ..." 

Der letzte Punkt wird verwendet, weil Personen sich verschlüsselt E-Mails geschickt haben. - In Österreich empfiehlt einem fast jedes Programm: Verschicken Sie Ihre E-Mails verschlüsselt! - Das haben hier ein paar Personen auch gemacht. Ich nehme an, dass das auch in diesem Haus einige Mitglieder des Landtags hin und wieder tun, um die Sicherheit des Datenverkehrs aufrechtzuerhalten. Das ist einer der Vorwürfe, die hier getätigt werden. 

Das Vorbild hat sich der Herr Innenminister offensichtlich in Deutschlands abgeschaut, im Mai 2007 - eine ebenfalls völlig überzogene Aktion. In Deutschland heißt der Paragraph 129a - Bildung terroristischer Vereinigungen. Im Vorfeld des G8-Gipfels in Heiligendamm stürmten dort, ähnlich wie in Österreich am 21. Mai dieses Jahres, Polizeieinheiten Wohnungen und Häuser von Mitgliedern von NGOs - in Deutschland von GlobalisierungskritikerInnen -, 40 Wohnungen, Büros und verschiedene Projektinitiativen von linken Aktivisten und Aktivistinnen. 

Der konkrete Missbrauch in Österreich schaut so aus: Eine Hausdurchsuchung und die Verhängung der U-Haft müssen sich auf bestimmte Tatsachen - und nicht bloße Vermutungen – stützen. Eine Verdachtslage gegen eine Person muss bestehen, um derartige Maßnahmen setzen zu können. Das gibt es in diesem Fall nicht. Wie gesagt, es wird ja keinem irgendetwas vorgeworfen, und auch nicht der einen eingesperrten Frau. Und deswegen wird konstruiert - weil es eben keinen einzelnen Tatverdacht gibt -: 278a, der in diesem Fall missbräuchlich herangezogen wurde, wissentlich missbräuchlich herangezogen wurde vom Innenministerium.

Da kann man zwischendurch sagen: Zum Glück wird es demnächst neu besetzt!, aber ich befürchte, es wird nicht besser. 

Wenn man den § 278a nimmt, dann braucht man keine Zuordnung mehr, dann muss man nur noch sagen: Die gehören irgendwo dazu! - Es würde also momentan genügen, den § 278a auf alle Personen in diesem Raum auszuweiten, die sich irgendwie mit Tierschutz beschäftigt haben und eventuell ein Mail an den Verein geschickt haben, gegen Tierfabriken zum Beispiel. Das genügt schon. Wenn Sie in Kontakt mit einer einzigen Person gestanden sind, die momentan inhaftiert ist, könnten Sie auf Grund dieses § 278a im Moment abgeführt werden - Landtagsabgeordnete nicht ganz so leicht, aber sagen wir einmal: Bei allen Personen, die uns im Internet zuschauen, könnte jetzt hinter ihnen die Wohnung aufgebrochen werden, könnte einer von der WEGA hereinmarschieren und diese Person mitnehmen - weil sie zum Beispiel 20 EUR gespendet hat oder weil sie auf der Mariahilfer Straße, wo verschiedene Tierrechtsorganisationen immer wieder Unterschriften sammeln, unterschrieben hat. Das genügt im Moment, um in Österreich weggesperrt zu werden - mittlerweile fünf Wochen. Im Übrigen: Wie lange das noch dauert, weiß kein Mensch. Es gibt keine Auskünfte darüber.

Das ist im Moment ein Justizskandal erster Güte! Diese Konstruktion der kriminellen Organisation macht es möglich, dass täglich alle Personen, die bei diesen Vereinen tätig sind oder tätig waren – das geht ja rückwirkend, bis in die 90er Jahre sollen Vorfälle untersucht werden -, damit rechnen müssen, dass sie jederzeit abgeholt und inhaftiert werden können. 

Die Kritik von uns ist einfach, dass der § 278a StGB hier missbräuchlich verwendet wird. Und damit das auch nicht mehr so leicht passieren kann – und es soll auch nicht mehr passieren -, muss er reformiert werden. 

Die Personen, die jetzt in U-Haft sind, sind in völlig unterschiedlichen Organisationen tätig. Es sind nicht alle bei einem Verein, sondern die sind alle in verschiedenen Organisationen tätig. Das Einzige, was sie gemein haben, das Einzige, was denen in dieser Frage gemeinsam ist: Sie engagieren sich alle für den Tierschutz. Punkt, das war's. Die kriminelle Organisation wird abgeleitet aus: „Ich engagiere mich für den Tierschutz". Punkt. Sonst gibt es nichts! – Jetzt, aktuell, Österreich 2008: Alles, was Sie tun müssen, ist, sich für den Tierschutz zu engagieren. Überlegen Sie sich das, ob Sie sich das noch leisten können!

Warum sind das zehn Personen? – Das ist natürlich kein Zufall. Wären es neun oder acht oder sieben oder sechs, dann greift der Paragraph nicht. Es müssen schon zehn sein. Und genau zehn hat man gefunden, genau zehn hat es gegeben, auf die das zutrifft - eben nicht neun und nicht acht. Und deswegen kommt es natürlich auch nicht zur Enthaftung eines Einzelnen, denn dann sind es nur noch neun. In dem Moment, wo eine Person auf freien Fuß gesetzt wird - was ich für unbedingt richtig halten würde, für richtig halte -, bricht das alles zusammen, dieses Kartenhaus an Vorwürfen.

Die Voraussetzung des Vorwurfs wird allgemein gehalten: Die Personengruppe soll seit 1997 verschiedene Delikte ausgeübt haben – irgendwelche Stinkbomben fallen lassen, irgendwelche Schaufenster zerstört, irgendwelche Fahrzeuge zerkratzt und so weiter. Eine Konkretisierung, warum sie diese Personengruppe festgenommen haben - jetzt rede ich nicht einmal von den einzelnen Personen, sondern über die Frage: Warum waren es diese Tierschutzorganisationen? -, die gibt es auch nicht. Es gibt gar nichts! Es gibt hier ein paar Sachbeschädigungen, da ein paar TierschützerInnen, und zack!, tut man sie zusammen. Genauso gut hätte man irgendeine andere NGO nehmen können: irgendwelche AntifaschistInnen, die Demos machen, irgendwelche Menschen, die Globalisierungskritik üben, irgendjemanden einfach. 

Dieser Paragraph ist zu einem Politparagraphen geworden - leider, er war ja nicht als solcher beabsichtigt -, er wird ausgenützt, um Opposition mundtot zu machen - das ist in diesem Zusammenhang ja fast schon eine freundliche Ausdrucksweise, denn wenn man für mehrere Wochen weggesperrt ist, die eigene Familie nicht sehen kann, die eigenen Kinder nicht sehen kann, kann sich jeder vorstellen, was das für die einzelnen Personen bedeutet. Es ist einer der Inhaftierten im Moment im Hungerstreik, oder zumindest einer im Hungerstreik, der hat bereits über 20 Kilo abgenommen. Der sitzt dort drinnen und steht kurz vor der Zwangsernährung. 

Als Ziel dieser kriminellen Organisation wird dann der wirtschaftliche Ruin bestimmter Unternehmen behauptet. - Behauptet, sonst nichts. Das Ziel dieser Tierschützer und Tierschützerinnen ist, Unternehmen zu ruinieren. - Eine Behauptung; Beweis: null, nichts. Eine These aufgestellt, Punkt, fertig - das genügt. Das ist in diesem Rechtsstaat anscheinend alles möglich, deswegen möchte ich den Rechtsstaat in dieser Frage unter Anführungszeichen setzen.

Der Rechtsstaat hat elendig versagt. Der § 278a StGB wird hier als Ermittlungsparagraph missbraucht. Die Hoffnung, dass man bei den Hausdurchsuchungen irgendetwas findet, das anschließend vielleicht rechtfertigt, dass man die Leute einsperrt, anklagt, hat sich nicht bewahrheitet: Bis zum heutigen Zeitpunkt keine fertigen Anklagen! Bis zum heutigen Zeitpunkt keine Akteneinsicht, keine vollständige Akteneinsicht für die Anwälte! - Das ist an sich ein Skandal: Sie sitzen in U-Haft, haben einen Anwalt, und der hat keine Akteneinsicht? Wie soll da jemand herauskommen aus dem Schlamassel? Wie sollen die jemals wieder von hinter den schwedischen Gardinen hervorkommen können?

Das Schlimme daran ist Folgendes - und das sollten sich schon alle überlegen; das sollten sich alle überlegen, die zum Beispiel Jugendliche in der Familie haben, die sich vielleicht in irgendwelchen linken politischen Organisationen herumtreiben, wo man noch ein bisschen frecher ist und sich noch ein bisschen mehr traut. Das könnte der eine oder andere haben. Es könnten ja Leute hier Kinder oder Enkel haben, die vielleicht irgendwo in einer linken politischen Jugendorganisation tätig sind. Was denen droht, wenn das Innenministerium wieder einmal durchknallt, sehen wir in diesem Fall! Hier wird ein Exempel statuiert: Deutschland und Österreich zeigen in diesem Fall, dass kritische oppositionelle Organisationen immer mit dem Zugriff des Staates rechnen müssen. In Deutschland gab es völlig überzogene Aktionen - damit man nicht sagt: bei uns sind es die Tierschützer, das kann den anderen nicht passieren -: Bei uns sind es die Tierschützer, in Deutschland waren es die Globalisierungskritiker und die Globalisierungskritikerinnen! - Das kann morgen auch in Österreich passieren. 

Es besteht die Gefahr, dass dieser § 278a jetzt einmal ausprobiert wurde, und wenn die Öffentlichkeit in dieser Frage nicht aufgerüttelt wird, wenn das Innenministerium in dieser Frage nicht eingebremst wird, wenn hier die ÖVP funktionieren darf, wie sie möchte, dann wird dieser § 278a noch öfter greifen. Und mindestens einer von Ihnen wird irgendwann dann einen Verwandten im Gefängnis besuchen müssen, denn irgendjemand wird schon jemanden in der Verwandtschaft haben, der heute 18 ist und sich in einer Organisation aufhält, die Herr Platter und andere Personen in der Volkspartei für verfolgenswert halten. 

Der § 278a gehört reformiert. Er ist für Geldwäscher, Waffenschieber und Menschenhändler gemacht. Und das, was Herr Platter da macht, ist der schlimmste Justizskandal, der schlimmste Polizeiskandal, den wir seit Jahren in Österreich haben. (Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf.) Das wissen wir schon, denn diese Leute sind jetzt seit fünf Wochen in U-Haft, und ich möchte nicht wissen, was Sie sagen würden, wenn ein Verwandter von Ihnen in U-Haft ist und Ihr Anwalt bekommt keine Akteneinsicht, Herr Tschirf. Der Anwalt kriegt keine Akteneinsicht! – Eine solche ist ja normal.

Und das ist ja das Bedauerliche: In Deutschland haben wir eine FDP, die stellt sich her und verteidigt BürgerInnenrechte - eine konservative Partei, in vielen Fragen Ihnen ähnlich, aber wenn es um Bürgerrechte geht, dann sind sie da -, in Österreich aber gibt es keine bürgerliche Kraft, die ein Interesse an einem funktionierenden Rechtsstaat hat (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich, was Sie sagen!), und das ist bedauerlich. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das ist nicht unglaublich. Unglaublich ist, was sich Herr Platter in diesem Land leistet! (Abg Dr Matthias Tschirf, auf den Redner weisend: Nein, unglaublich ist, so mit dem Rechtsstaat und mit der Gerichtsbarkeit umzugehen!) Deswegen tut es mir zwar leid für die Tiroler und Tirolerinnen, dass er wieder in die Berge zieht - wo es sehr schön ist -, aber ich bin froh für den Rest Österreichs, dass er aus Wien verschwindet. Ich sage das einmal so. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wir bringen heute einen Antrag ein betreffend Informationen zur Untersuchungshaft der TierrechtsaktivistInnen und Evaluierung des § 278a Strafgesetzbuch - Kriminelle Organisation - die Begründung ist zu einem guten Teil, möchte ich behaupten, erfolgt:

„Der Landtag möge beschließen: Der Wiener Landtag verurteilt das unverhältnismäßige Auftreten der Polizeieinheiten bei der Verhaftung der TierrechtsaktivistInnen am 21. Mai. 

Der Wiener Landtag fordert die zuständige Justizministerin auf, endlich genauere Informationen über die angeblichen Haftgründe der Öffentlichkeit bekannt zu geben.

Der Wiener Landtag fordert das Justizministerium auf, Vorschläge für eine Novellierung des § 278a StGB auszuarbeiten, mit dem Ziel, in Zukunft einen Missbrauch dieser Norm gegenüber unangenehmen politischen AktivistInnen zu verhindern." 

Ich hoffe, dass dieser Antrag in diesem Haus - ich sage jetzt nicht: eine ganz breite Mehrheit findet, denn ich weiß schon, wer nicht dabei sein wird, aber ich wünsche mir eine Mehrheit für diesen Antrag. 

Es gibt auf Bundesebene eine Menge Aussendungen von Herrn Jarolim und von Herrn Keck, Justiz- und Tierschutzsprecher der SPÖ, die in die gleiche Richtung gehen wie die Anliegen der GRÜNEN in dieser Frage. Und ich finde es sehr bedauerlich, dass die Volkspartei, und wir werden das wahrscheinlich bei einem meiner Nachredner - Herr Ulm ist zu Wort gemeldet, wenn ich richtig informiert bin - mit Bedauern zur Kenntnis nehmen müssen, hier einen Polizeieinsatz der WEGA verteidigt, der nicht zu verteidigen ist. Wie soll man das begründen, dass man um 5 Uhr oder 6 Uhr in der Früh in Häuser einbricht, wo man glaubt, Menschen zu finden - und die wohnen ja dann auch dort -, die bis jetzt als Tierschutzaktivisten aufgefallen sind und sonst nichts - nicht Leute, die schon 37 Banküberfälle gemacht haben oder sonst irgendetwas -, wo man bei keinem annimmt, das er bewaffnet zu Hause ist und mit einer Glock oder sonst irgendeinem Unding hinter der Türe steht? Warum muss man dort mit dem Rammbock hineinmarschieren? Warum muss man dort mit Waffen herumlaufen? - Dort wohnen im Übrigen nicht nur einzelne Personen, das sind ja nicht nur lauter Single-Haushalte, sondern dort wohnen mitunter Familien! Dort sind Kinder daheim, dort sind noch andere Leute! Muss da die WEGA durchmarschieren, wie wenn - ich weiß nicht - eine terroristische Vereinigung am Werk wäre?

Muss sie nicht! Völlig unverhältnismäßig! Angeordnet aus dem Innenministerium. – Wundert uns ja nicht: Wir haben von Herrn Platter vom ersten Tag an nichts gehalten, und er hat alles, was wir von ihm erwartet haben, gehalten - was allerdings das Gegenteil eines Lobes ist. Deswegen: Schön, dass er weg ist! Wir werden uns überlegen, wie wir die „Platter-Watch" weiterführen. Wahrscheinlich verdient es dann der nächste Innenminister oder die nächste Innenministerin auch. 

Wir wünschen uns, dass die Menschen, die jetzt seit fünf Wochen in U-Haft sitzen, aus dieser U-Haft entlassen werden. Wenn es konkrete Anklagen wegen Sachbeschädigung gibt, haben wir einen Rechtsstaat, der entsprechende Möglichkeiten vorsieht. Dazu ist es nicht notwendig, die Leute ein, zwei, drei, vier, fünf, sechs Monate festzuhalten - alles möglich! Was uns die Anwälte sagen, ist: Vielleicht sitzen diese Personen noch einen Monat? Wissen wir nicht! Können wir nicht abschätzen! Vielleicht sitzen sie den ganzen Sommer ein? Weiß niemand! - Wie ihre Familien das Leben organisieren müssen, ohne Einkünfte et cetera, das weiß ich auch nicht genau. 

Wir wünschen uns, dass diese Personen alle sofort aus der U-Haft herauskommen. Und anschließend, bei begründetem Verdacht, gibt es eben den Rechtsstaat, und der kann ja dann vorgehen gegen irgendeine Sachbeschädigung - wenn es denn einer einzelnen Person vorgeworfen wird, was bis zum heutigen Tag nicht ein einziges Mal geschehen ist, sondern man verwendet ein Konstrukt, § 278a, das man jeden Tag gegen jede Organisation verwenden kann. 

Und ich möchte einmal kurz ausführen, wie man diesen § 278a missbräuchlich verwenden könnte - noch missbräuchlicher, als es bereits erfolgt ist -:

§ 278a regelt eigentlich mit ein paar genauen Worten, worum es geht, und hat ein paar Kriterien festgelegt. Ein Kriterium ist zum Beispiel die auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche Verbindung einer größeren Zahl von Personen. - Das sind die GRÜNEN auch. Das ist die Sozialdemokratie auch. Und auch der ÖVP gehören immer noch mehrere Personen an: Das ist die ÖVP auch. 

Ein weiteres Kriterium: Ziel der Organisation ist es, erheblichen Einfluss auf Politik oder Wirtschaft anzustreben. – Nun, das macht die ÖVP hundertprozentig. Das streitet sie auch nicht ab. 

Die ÖVP erfüllt da ziemlich viele Tatbestände, wenn ich mir das so anschaue, einen nach dem anderen, von diesem § 278a: Eine Organisation, der mehrere Personen angehören, die auf längere Zeit angelegt ist, die unternehmensähnlich agiert, die erheblichen Einfluss auf Politik oder Wirtschaft anstrebt (Heiterkeit bei den GRÜNEN und ironische Heiterkeit bei Abg Dr Matthias Tschirf), die sich auf besondere Weise gegen Strafverfolgungsmaßnahmen abzuschirmen versucht. - Nichtöffentliche Sitzungen wird es in der ÖVP auch geben. Die Namen der Mitglieder werden nicht veröffentlicht – okay. Die Namen der Spender und Spenderinnen werden nicht veröffentlicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - Das steht alles so hier drinnen! (Ruf bei den GRÜNEN: Das ist der 278er!)
Aber: Wenn ich jetzt die Tierschützer und Tierschützerinnen mit der ÖVP vergleiche, dann muss ich sagen, der Vergleich geht zugunsten der ÖVP aus, betreffend Organisation nach § 278a. Eindeutig! Die zehn Inhaftierten haben weniger mit dem § 278a zu tun als der Klub der Volkspartei, der hier sitzt. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das heißt, Sie wollen uns einsperren?) Nein, denn - und jetzt kommt es erst -: Wenn das so wäre, dann könnten ja theoretisch morgen die WEGA-Beamten bei Ihnen einmarschieren und Sie im Pyjama vor die Haustüre zerren, mit Handschellen abführen, fünf Wochen oder drei Monate wegsperren (Ruf bei der ÖVP: Die Wunschvorstellung des StR Ellensohn!), und wir würden alle nicht wissen, warum. 

„Aber die Abgeordneten und die Minister der Volkspartei" - ich löse es dann gleich auf, weil das alles so schön herauskommen wird – „wissen: Draußen, im Parlament," in den Landtagen, „werden grüne Abgeordnete jeden Schritt von Polizei und Staatsanwalt verfolgen. Wir werden die öffentliche Meinung mobilisieren.", so wie wir es auch jetzt versuchen. Mit Anfragen, Sondersitzungen, Landtagsanträgen werden wir versuchen, all diese Probleme zu lösen. „Wir werden die Parteispitze" der Volkspartei „im Gefängnis besuchen, damit sie wissen, dass sie nicht alleine sind" – falls wir dürfen. „Wir werden keine Ruhe geben, bis die Inhaftierten wieder auf freiem Fuß sind. Wir lassen nicht zu," - das ist der Schlusssatz dieses schönen Papiers – „dass der Anti-Mafia-Paragraph des Strafrechts politisch missbraucht wird. Die ÖVP kann sich auf uns verlassen."

Das schreibt Peter Pilz, der sich mit Herrn Platter sehr lange beschäftigt hat und der sich überhaupt nicht gewundert hat über diese Auswüchse. Eigentlich haben wir das früher erwartet! Als das letztes Jahr in Deutschland vorgefallen ist, haben wir genau gewusst, irgendwo in Österreich sitzen sie und planen so etwas Ähnliches und überlegen sich halt, welche sie nehmen sollen: Nehmen wir die TierschützerInnen? Nehmen wir die AntiglobalisierungskritikerInnen? Nehmen wir die Sozialistische Jugend? Nehmen wir die Grünalternative Jugend? Wen nehmen wir? - Entschieden haben sie sich für Leute, die politisch nicht so stark sind und nicht so stark organisiert sind und die deswegen umso mehr den Schutz der GRÜNEN - und ich hoffe, heute bei der Abstimmung über den Antrag auch den Schutz der Sozialdemokratie - brauchen. Denn wir versuchen es auch alleine und werden auch alleine kämpfen, aber je mehr wir auf unserer Seite haben, desto eher wird dieser traurige Zustand beendet: Zehn Personen, denen nichts einzeln vorgeworfen wird - man kann das nicht oft genug sagen -, sitzen im Häf'n und wissen nicht, warum, und würden gerne herauskommen und den Sommer in Freiheit verbringen. Und wenn sie irgendwo eine Stinkbombe fallen lassen haben und das strafrechtlich relevant ist, dann greifen die entsprechenden Gesetze. 

Was wir nicht brauchen, sind Gewaltphantasien, die von der WEGA ausgelebt werden. Was wir nicht brauchen, ist ein Innenminister - demnächst Ex-Innenminister -, der hier glaubt, politisches Kleingeld aus dieser Frage schlagen zu können.

Wir hoffen, dass weder die ÖVP von der WEGA gestürmt wird noch die GlobalisierungskritikerInnen und auch kein weiterer Tierschützer, keine weitere Tierschützerin. Wir bleiben an der Sache dran und hoffen heute auf breite Zustimmung durch dieses Haus. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Herr Abg Dr Aigner ist ab 11.17 Uhr wegen einer dringlichen familiären Angelegenheit entschuldigt und wird dem Rest dieser Sitzung nicht mehr beiwohnen.

Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Was wir soeben gehört haben, war, dass sich ein Stadtrat arg verstiegen hat mit seiner Wortmeldung. Das ist umso bedauerlicher, als der traurige Inhalt dieser Rede sich schwarz auf weiß in einem Antrag nachlesen lässt.

Herr Kollege! Es ist überhaupt keine Frage, dass Entscheidungen von Behörden, sogar von Gerichten, an sich und grundsätzlich natürlich auch kritisiert werden dürfen, und es ist überhaupt keine Frage, dass man auch Vorschläge zu Gesetzesnovellen einbringen kann. Aber was Sie sich heute geleistet haben, das war - es tut mir leid, dass ich das sagen muss - Politjustiz in Reinkultur, die Sie hier persönlich geübt haben! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von StR David Ellensohn.)
So etwas gibt es normalerweise nur in totalitären Staaten. Das ist Marke Oberster Sowjet! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sind Mitglied einer Landesregierung, des höchsten Verwaltungsorgans im Lande Wien, und sind tatsächlich der Meinung, dass Sie sich die Zuständigkeit einer anderen Behörde anmaßen können? Sie halten überhaupt nichts von grundlegenden Rechtsprinzipien und Verfassungsprinzipien unseres Staates, nichts von Gewaltenteilung und vom Rechtsstaat! (Beifall bei der ÖVP. – Ruf bei den GRÜNEN: Wenn die ständig gebrochen werden! Der Minister bricht sie ständig!) 

Haben Sie schon einmal etwas von Montesquieu gehört, von der Teilung von Legislative, Exekutive und Judikative? (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Und dann muss man zuschauen, wenn ein Minister diese Prinzipien ständig bricht! Wie lange soll man denn ...? – StR David Ellensohn: Wir wohnen hier nicht in Guantánamo!) Herr Kollege Margulies! Ich glaube, Sie kennen den eigenen Antrag der GRÜNEN nicht, was da alles drinnen steht! Ich werde jetzt Punkt für Punkt darauf eingehen; es deckt sich leider Gottes auch mit dem, was Herr StR Ellensohn gesagt hat.

Sie üben jetzt, hier und heute, Druck aus und versuchen eine unberechtigte und ungesetzliche Einflussnahme auf das Agieren von vier unterschiedlichen Behörden. - Bei der Polizei lasse ich mir das noch am ehesten einreden. Bei der Staatsanwaltschaft kann ich das schon überhaupt nicht verstehen, noch dazu, wo Sie immer dafür eintreten, dass diese besonders unabhängig von der Politik sein soll, dass diese gegenüber Regierungsmitgliedern besonders weisungsfrei gestellt werden soll. Und jetzt sagen Sie uns hier, wie eine Staatsanwaltschaft reagieren soll?! (Beifall bei der ÖVP.)
Ganz unverständlich ist es, wenn Sie Entscheidungen des Gerichts nicht akzeptieren, wenn Sie Druck auf Richter ausüben, wie sie entscheiden sollen, und wenn Sie auch der Meinung sind, sich hier die Kompetenz des Unabhängigen Verwaltungssenats arrogieren zu müssen; der ist nämlich zuständig, wenn es Verfehlungen der Polizei gibt, wenn diese unangemessen eingeschritten sein sollte. 

Lassen Sie mich jetzt aber im Detail auf das eingehen, was da von Ihnen gekommen ist. 

Sie sagen allen Ernstes, dass sich da Personen lediglich auf Grund diffuser Vorwürfe in Untersuchungshaft befinden und dass die Begründung für diese Untersuchungshaft völlig unzureichend ist. (StR David Ellensohn: Haben Sie Akteneinsicht? Die Anwälte haben keine!) - Ich weiß nicht, ob sie gerechtfertigt ist oder nicht. Ich sage Ihnen etwas: Ich kenne mich nicht besonders gut aus, was den Tierschutz betrifft, aber ich kenne mich ein bisschen aus, was Strafrecht und was Verfassungsrecht betrifft. Und selbstverständlich ist es legitim, partiell, punktuell, bei bestimmten Haftgründen Teile der Akteneinsicht auszunehmen. (StR David Ellensohn: Aber die Beschuldigung wäre ...!) Das ist eine Selbstverständlichkeit! Mit dem leben die Rechtsanwaltschaft und dieser Rechtsstaat aus guten Gründen seit vielen Jahrzehnten, und das exzellent! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Polizei, geschweige denn der Innenminister, die verfolgen niemanden aus Jux und Tollerei. Hier wird der Rechtsstaat nicht mit Füßen getreten, sondern dieses Haus, das Innenministerium, und die Polizei ermitteln und agieren – lesen Sie bitte die neue Strafprozessordnung und auch die Verfassung! – im Auftrag der Staatsanwaltschaft. (Beifall bei der ÖVP.)
Ohne Staatsanwaltschaft gibt es keine Untersuchungshaft! Die muss beantragt werden - nicht von der Polizei, sondern nur im Zusammenspiel von Gericht und Staatsanwaltschaft kann es zu einer Untersuchungshaft kommen! Das sind die elementaren Dinge, die man in einem Rechtsstaat und auch als Mitglied der Landesregierung wissen sollte. - Und wenn Sie es wissen, dann ist es umso schlimmer: Dann akzeptieren Sie nicht diesen grundlegenden Rechtsgrundsatz der Gewaltenteilung in dieser unserer Republik. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn sich jetzt diese Personen seit fünf Wochen in Untersuchungshaft befinden, dann wird die letzte Instanz in einem Verfahren entscheiden, ob das gerechtfertigt war oder nicht. Ich maße mir selbstverständlich nicht an, wie dieses Verfahren zu führen ist. Ich habe keine Ahnung, was konkret zugrunde liegt. Ich weiß natürlich auch nicht, wie das Verfahren in letzter Instanz ausgeht. (StR David Ellensohn: Das weiß niemand!) Nun, Sie scheinen es zu wissen, denn Sie kritisieren das Gericht für seine Entscheidungen! 

Ich halte fest: Bevor es zu einer Untersuchungshaft kommt, kommt es zu einer Festnahme durch die Polizei. Zu einer Untersuchungshaft kann es nur kommen, wenn es einen Staatsanwalt gibt, der den Antrag stellt, so eine Untersuchungshaft zu verhängen. Es ist dann unmittelbar darauf vom Gericht diese Untersuchungshaft verhängt worden. Und darüber hinaus: Wenn die seit fünf Wochen in Untersuchungshaft sitzen, hat es auch schon eine Haftprüfungsverhandlung durch ein Gericht gegeben (Ruf bei der ÖVP: Genau!), und das Gericht ist zur Erkenntnis gekommen, dass ein dringender Tatverdacht vorliegt - ob sie wirklich schuldig sind, kann zu diesem Zeitpunkt noch niemand sagen, aber es reicht ein dringender Tatverdacht und das Vorliegen eines von drei Haftgründen. Und laut Ihrem Antrag liegen sogar zwei Gründe vor - Fluchtgefahr offenbar nicht, aber Verdunkelungsgefahr und Tatbegehungsgefahr. Und daher ist die Verhängung der Untersuchungshaft möglich. Das hat ein Gericht so entschieden.

Ich frage mich jetzt, was Sie damit meinen, dass Sie jetzt zu breitem Einspruch gegen die Entscheidung dieser Behörden aufrufen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das Justizverständnis der SED!) Sie befinden sich da auf sehr dünnem Eis, und ich finde es sehr bedauerlich, dass es zu dieser Wortmeldung und zu diesem Antrag gekommen ist. Es ist natürlich ein Skandal, Sie befinden sich da wirklich an der Grenze zum Aufruf zu einem Rechtsbruch. Sie rufen eigentlich dazu auf, Entscheidungen von Behörden in unserem Rechtsstaat nicht zu akzeptieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie fordern im Punkt 1 Ihres Beschlussantrags dazu auf, dass der Wiener Landtag das Verhalten der Polizei verurteilen sollte. - Es gibt eine Behörde, die dazu berufen ist, und auf Grund des Sicherheitspolizeigesetzes ist das der Unabhängige Verwaltungssenat Wien. Das ist die so genannte Maßnahmenbeschwerde. - Es ist ganz, ganz schlechter politischer Stil, wenn wir hier jetzt das Geschäft von Gerichten oder Unabhängigen Verwaltungssenaten besorgen sollten! Das ist ja auch gar nicht möglich! Uns steht ja auch überhaupt kein Ermittlungsverfahren zur Verfügung, ganz abgesehen davon, dass sich ein Politiker nie und niemals in ein Gerichtsverfahren oder in ein Verfahren des Unabhängigen Verwaltungssenats einmischen darf. (Beifall bei der ÖVP.)
Nächster Punkt Ihres Antrages, Punkt 2: Hier fordern Sie die Justizministerin auf, endlich die angeblichen Haftgründe bekannt zu geben. - Das verstehe ich insofern nicht, als Sie ja vorne schon die Haftgründe selbst nennen, nämlich den Haftgrund der Verdunkelungsgefahr und der Tatbegehungsgefahr.

Jetzt kommen wir zu Punkt 3 Ihres Antrags, wo Sie doch allen Ernstes sagen, dieser Paragraph, der § 278a StGB, soll geändert werden. - Es ist natürlich legitim, eine Novelle des Strafgesetzbuches zu verlangen, das ist ja überhaupt keine Frage, nur: Auf die Art und Weise, wie Sie es gemacht haben, darf man es natürlich unter keinen Umständen machen. Und zwar soll die Novellierung erfolgen „mit dem Ziel, in Zukunft einen Missbrauch dieser Norm gegenüber unangenehmen politischen Aktivisten zu verhindern". - Ich kann das nur so interpretieren, und Sie haben es leider auch so gesagt, dass es bisher und in dieser konkreten Situation bereits einen Missbrauch dieser Norm gegeben hat, und zwar weil politische Aktivisten unangenehm gewesen wären.

Sehr geehrter Herr Kollege Ellensohn! Ich versuche, ein bisschen vorsichtiger zu formulieren als Sie. Ich glaube, das ist bei diesem sensiblen Thema wirklich angebracht. Man sollte sich nicht wie ein Elefant im Porzellanladen bewegen, wenn es um so grundsätzliche Dinge unseres Rechtsstaates geht. Aber das, was Sie da von sich geben, das liegt sehr nahe am Vorwurf des Amtsmissbrauchs. Das ist Ihnen auch bewusst - immerhin.

Sehr verehrte Damen und Herren in diesem Hause! Das war ein arger Ausrutscher, den sich der Herr Stadtrat hier erlaubt hat. Ich weise das namens meiner Fraktion - und ich gehe davon aus, auch namens der Mehrheit in diesem Hause - auf das Allerschärfste zurück. Ich fordere Sie auf, diesen unsäglichen Antrag zurückzuziehen. Sie tun sich selbst damit nichts Gutes - aber das geht mich nichts an; das ist Ihre Sache, das zu entscheiden. Aber Sie tun auch unserer Demokratie nichts Gutes, Sie tun dem Rechtsstaat nichts Gutes, Sie tun dem ganz breiten politischen Konsens, in gerichtliche und behördliche Verfahren nicht einzugreifen, nichts Gutes und natürlich auch den agierenden Beamten, die täglich im Sinne des Gesetzes ihren Vollzugsaufgaben nachkommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Kollege Ulm, Sie haben betont, wie wichtig der Rechtsstaat Ihnen ist, nur: Was genau in diesem Fall passiert, zeigt uns, dass der Rechtsstaat hier offensichtlich seine Schwächen hat. Und natürlich braucht es Politikerinnen und Politiker - und wo kämen wir denn hin, wenn das nicht mehr möglich wäre! -, die darauf hinweisen, dass hier etwas falsch läuft. 

Und wenn Sie jetzt Herrn StR Ellensohn oder uns das Recht absprechen, dass wir uns einmischen, dass wir hier versuchen, Einfluss zu nehmen, so stimmt es: Ja, wir mischen uns ein, denn es braucht hier jemanden, der aufzeigt, was hier falsch gelaufen ist (Beifall bei den GRÜNEN.), mit welcher Unverfrorenheit hier Paragraphen, Gesetze gebrochen werden. Und ganz Österreich schaut zu, keiner regt sich auf, niemand nimmt es zur Kenntnis - und Sie verteidigen dieses Vorgehen auch noch mit Ihrer Wortmeldung! Es war sehr bezeichnend - und auch diese Ihre Ausführungen stehen ja zum Glück im Protokoll, und es wird für einige Menschen sehr, sehr interessant sein -, wie Sie sich hier in diesem Fall verhalten, und es wird natürlich auch von uns dementsprechend kommentiert werden. 

Ja, es braucht PolitikerInnen, die aufzeigen, was hier falsch läuft und wie hier mit Menschen umgegangen wird, wie Paragraphen wahllos herausgegriffen werden, nur um Menschen zu verhaften und in Haft zu lassen, und die hier auch eine Staatsanwaltschaft kritisieren – jawohl, denn es ist ja nicht ohne Grund die Staatsanwaltschaft in Wiener Neustadt mit diesem Fall befasst gewesen und nicht jene in Wien, weil man gewusst hat, dass die Wiener Staatsanwaltschaft da nicht mitgemacht hätte, und so weiter und so fort.

Ich bringe jetzt den schon angekündigten Antrag ein (Die Rednerin übergibt den Antrag dem Präsidenten.) und freue mich auf die weitere Debatte. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist nunmehr Herr Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich nehme den Antrag der GRÜNEN zum Anlass, mich noch zu Wort zu melden. Die Damen und Herren von der Grünen Fraktion haben hier diesen Tagesordnungspunkt zum Anlass genommen, den Tierzuchtrat mit einem Tierschützer besetzen zu wollen. Ich glaube, Sie verwechseln hier den Tierzuchtrat, sehr geehrte Damen und Herren, mit dem Tierschutzrat. Und das ist eine sehr schlechte Sache, die Sie da vornehmen. Denn diesen Tierschutzrat, den gibt es. Da ist auch das entsprechend besetzte Gremium vorhanden, da ist auch der Ombudsmann drinnen. 

Worum es hingegen bei diesem Tagesordnungspunkt geht - und das sei ganz klar und deutlich gesagt -, das ist die Frage, wie Tierzucht betrieben wird. 

Und jetzt schauen wir uns das Ganze auch noch einmal praktisch an. Sie argumentieren hier auch, dass es vor allem um die Rinderzucht geht, was auch völlig falsch ist. In Wien trifft dieses Gesetz in der praktischen Umsetzung hauptsächlich den Pferdesport, und Wien ist auch ein Standort vieler Pferdezuchtorganisationen. Und da geht es um tierzüchterische und veterinärfachmännische Fragen. Und da, glaube ich, haben Fachleute einen Platz, aber sicherlich nicht ein Tierschutzombudsmann, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Claudia Smolik.)
Nein, das ist eindeutig geregelt! Lesen Sie die Verordnung, da haben Sie eindeutig geregelt, wo das drinnen ist!

Ich bringe deshalb gemeinsam mit meiner Kollegin Barbara Feldmann und meinem Kollegen Robert Parzer einen entsprechenden Antrag ein, und zwar betreffend die Entsendung der Wiener Mitglieder in den Tierzuchtrat. Ich glaube, er liegt Ihnen vor, aber ich verlese ihn hier zur Sicherheit nochmals:

„Für den Wiener Tierzuchtrat soll Wien Mitglieder entsenden, die in adäquater Weise fachliche Qualifikation, insbesondere im Bereich der Pferdezucht, die für Wien maßgebliche Bedeutung hat, aufweisen. Daher sollen Vertreter des Landesveterinärrates in den Tierzuchtrat entsendet werden.

Wir beantragen hier in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung.“ - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Danke schön. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Jung. – Bitte.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Kurz einige Anmerkungen, zu denen mich Kollege Ellensohn jetzt doch herausgefordert hat: Ganz so harmlos ist die Geschichte mit den Tierschützern nicht. Die Sache wird ja schon seit Jahren vom Verfassungsschutz verfolgt. Es hat Schäden gegeben, die in die Hunderttausende gegangen sind. Es hat auch Gewaltaktionen und so weiter gegeben.

Ich stimme Ihnen zu, dass die Verhältnismäßigkeit in der Sache eine wichtige Rolle spielt. Man wird das genau überprüfen müssen und wird wahrscheinlich den einen oder anderen auch als Schuldigen darunter finden. 

Ich bin Ihrer Meinung, dass man da sehr genau schauen muss, was die Entziehung der Freiheit für Menschen und auch das Eingreifen von Behörden betrifft. Da würde ich aber nicht in erster Linie den Beamten, den Bediensteten die Schuld geben, die stehen unter einem gewissen Erfolgsdruck und Erfolgszwang, und auch Staatsanwaltschaften sind weisungsgebunden. Und wie wir ja auch aus den Untersuchungsausschüssen wissen, gibt es nicht nur Weisungen, die man schriftlich gibt, sondern auch solche in anderer Form und anderer Art.

Und eines stimmt schon: Es ist in unserer Republik, ebenso wie in allen Bereichen der EU - und das ist auch einer der Punkte, warum wir Skepsis gegenüber der EU an den Tag legen -, mitzuverfolgen, dass die Exekutive ihren Machtbereich ohne Kontrolle ausweitet. Natürlich hat jeder, der eine Aufgabe erledigen muss, das Bestreben, möglichst viele Kompetenzen zu haben, um es sich einfach zu machen. Wenn ich jetzt nur folgendes Beispiel hernehme: Wir haben, glaube ich, seit 1. Juli eine neue gesetzliche Regelung geltend, dass die Polizei ohne richterlichen Beschluss abhören darf. Die Folge ist: Die Abhörfälle haben sich verzigfacht! - Man wird das überprüfen müssen, und wir werden auf allen Ebenen in den gesetzgebenden Körperschaften sehr vorsichtig sein müssen, wenn es um die Frage geht, ob das alles wirklich notwendig ist und ob die Ergebnisse verhältnismäßig sind zu dem, was wir tun. 

Zur Debatte steht im gleichen Bereich jetzt auch die Ausweitung der Abhörmöglichkeiten durch die Nachrichtendienste. Wie Sie wissen, war ich selbst einmal in diesem Bereich tätig, und ich bin sehr skeptisch und gerade deswegen auch vorsichtig. Es ist vieles notwendig, aber bei Weitem nicht immer alles, was gefordert wird. Wobei ich aber durchaus überzeugt bin, dass einige dieser Herrschaften, die jetzt inhaftiert wurden, nicht unschuldig sitzen. – Soweit die eine Geschichte.

Aber eines – und das ist der Hauptgrund, warum ich mich eigentlich gemeldet habe – möchte ich Ihnen, gerade von den GRÜNEN, obwohl Sie es nicht verursacht haben, doch zu bedenken geben: Es schaut immer anders aus, ob man vor oder hinter dem Schreibtisch sitzt, ob man der Betroffene ist oder nicht. Wenn Sie sich an die sich heuer jährende Geschichte mit dem Herrn Fuchs erinnern und das, was damals als Hetzjagd, als wirkliche Hetzjagd gerade gegen das freiheitliche Lager gelaufen ist, führen Sie sich das vielleicht auch einmal vor Augen und denken Sie darüber nach. Damals wurden genauso, nur in viel, viel größerer Zahl, an die 100 oder sogar mehr als 100 Leute in dieser Art und Weise überfallen, über 80-jährige Menschen im wahrsten Sinn des Wortes in der Unterhose mit vorgehaltener Waffe aus dem Haus getrieben, Hunderttausende Akten, persönliche Stücke beschlagnahmt, nur in Teilen zurückgegeben. Alles das ist damals so gelaufen. 

Ich erinnere mich sehr gut daran – ich war damals noch nicht in der Politik, aber man hat mich der FPÖ zugeordnet –, als ich eines Tages hier in Wien war und in der Abendausgabe einer Zeitung lese: „Sitzt das Briefbombenhirn im Nachrichtenamt?", mit Hinweisen Ihres Kollegen Pilz, der mich damals verdächtigt hat, hinter den Briefbomben zu stecken. Heute kann ich darüber lachen, aber ich sage Ihnen, damals habe ich nicht darüber gelacht. Ich habe zu Hause angerufen und gesagt, regt euch nicht auf, wenn eine Hausdurchsuchung bei mir erfolgt. Für die Familie war das keine Gaudi und für mich auch nicht. 

Überlegen Sie sich, wenn Sie so etwas sagen, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, vielleicht auch als Lehre für die Zukunft, nicht mit zweierlei Maß zu messen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich in Wirklichkeit über die Wortmeldung des Herrn Ulm gefreut, so wie ich mich früher immer gefreut habe, wenn der ehemalige Klubobmann der ÖVP, Prochaska, gesprochen hat, weil das ein paar Unterschiede sehr deutlich macht. Denn dieses Geschwafel zwischendurch, wie ähnlich sich irgendwelche Parteien sind – in der Frage von Bürger- und Bürgerinnenrechten unterscheidet sich die ÖVP von den GRÜNEN diametral. (Abg Dr Matthias Tschirf: Vom Rechtsstandpunkt her!)
Die Volkspartei hat kein Interesse an einem Rechtsstaat. Was Sie wollen und was Sie uns jedes Mal vorführen, ist: Egal, was die Polizei macht, egal, ob sie überzieht oder nicht, Sie sind immer auf der Seite der Polizei. Und überzogen und polemisch könnte man sagen, Sie sind eher für einen Polizeistaat als für einen Rechtsstaat. Es gibt gar keinen Grund, warum man der Polizei irgendwas vorwerfen kann, gar keinen in den Augen der ÖVP.

Ein aktueller Fall zur U-Haft und wie das abläuft in Österreich. Und ich frage mich, wann hätte man da etwas sagen dürfen und wie lange muss man denn zuschauen bei so etwas. Ich weiß, wie lange Sie zuschauen bei uns: Bis das fertig ist, was ich Ihnen jetzt erzähle. So lange schauen Sie immer zu bei so etwas, egal, wie lange jemand zu Recht oder zu Unrecht in diesem Fall weggesperrt ist. (Abg Dr Wolfgang Ulm: Wollen Sie das von Politikern prüfen lassen?) 
Ich sage Ihnen jetzt ein Beispiel. (Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf. – Abg Godwin Schuster: Aber das, was Ihr Bundesminister macht, ist schon ein Weggehen vom Rechtsstaat! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ihr Vorbild ist das, was in Guantánamo abläuft, Ihr Vorbild ist das Wegsperren der Leute, ohne irgendwelche Begründungen. Suchen wir irgendwas aus, dann sperren wir sie weg. Alles, was missliebig ist und der ÖVP nicht in den Kram passt, wird weggesperrt. Das ist die Idee, die irgendwo dahintersteht, und das ist eine Zumutung für uns alle und eine Gefahr für Leute, die eine andere politische Idee haben, zum Beispiel für Leute wie mich. So einfach ist das! 

In Deutschland sind Menschen wegen etwas eingesperrt worden, was ich auch glaube, nämlich die GlobalisierungskritikerInnen. In Österreich sind Leute weggesperrt worden dafür, dass sie Tierschutz vorantreiben. (Abg Robert Parzer: Sind Sie für diese Art von Tierschutz?)
Zu diesem Beispiel, an dem ich Ihnen zeige, wie der Rechtsstaat in Österreich versagt, wahrscheinlich mit dem Beifall der Volkspartei:

Ein Herr aus Sierra Leone legt eine Mappe auf den Tisch und schlägt sie auf. Anklageschrift, Beschluss, Untersuchungshaft, viele Beschlüsse, Justizministerium, Europäischer Gerichtshof und, und, und. Vor zwei Jahren und vier Monaten ist der Herr verhaftet worden, da war er gerade acht Tage in Österreich, wegen des Verdachts des Drogenhandels. U-Haft, 18 Monate U-Haft! Nicht eine, nicht fünf Wochen wie jetzt, sondern 18 Monate U-Haft. 18 Monate U-Haft, die er damit verbringen durfte und vor allem sein Anwalt damit verbringen durfte, fragewürdige Beweismittel, fehlerhafte Übersetzungen, Staatsanwälte, die auf neue Erkenntnisse nicht reagiert haben, über sich ergehen zu lassen. 18 Monate! Das kann man alles genau nachlesen in der aktuellen Ausgabe des „Falter" von dieser Woche. 

Die Polizei hat sich da im Wesentlichen auf Telefonate berufen, die dieser Herr angeblich geführt hat, und es war dann in der Verhandlung am Ende relativ einfach festzustellen, das war er nicht. Da hat jemand behauptet, der Herr Tschirf hat telefoniert, es war aber nicht der Herr Tschirf, sondern der Herr Margulies. Dafür ist er aber 18 Monate drinnen gesessen für einen Stimmenvergleich, den man am Ende gemacht hat, für einen Stimmenvergleich, den man am Ende machen musste unter anderem. Es hat noch einen Haufen andere Entlastungen gegeben, aber zuerst natürlich Verdächtigungen, die alle nicht gehalten haben. Und am Ende war er dann heraußen.

Dieser Freispruch am Ende, das ist nicht irgendeine Gnade oder sonst irgendwas, sondern in allen Punkten wird er freigesprochen. Der Herr Fatty wird in allen Punkten freigesprochen. 18 Monate U-Haft! Und der Herr Ulm hätte uns gesagt, wenn wir nach ein, zwei, drei, fünf, sechs Monaten, nach einem Jahr dagestanden wären: Der ist in U-Haft, da darf man nichts sagen, da darf man keine Meinung dazu haben. Und außerdem hat die ÖVP die Meinung, das ist eh alles leinwand, was die machen. Ist er halt 12 Monate eingesperrt oder 13, 14, 15, 16, 17, 18. Wahrscheinlich wäre es Ihnen wurscht, wenn er immer noch eingesperrt wäre. 

Der hat nichts getan. Der war acht Tage in Österreich und hat das Pech gehabt, dass er in einer Wohnung gewesen ist, wo die Polizei geglaubt hat, dass er dazugehört zu irgendwas. Fertig! Nichts ist geblieben von den Vorwürfen! In jedem Punkt ist er freigesprochen worden. 

Natürlich, am Ende sagen alle, da ist zwar einiges schiefgelaufen. Da sagt ein Polizeiinspektor Neumeister, bei den Übersetzungen ist etwas schiefgelaufen. – Na, das glaube ich auch, wenn es in der Übersetzung geheißen hat, er hat über Drogenverkauf gesprochen, er hat aber über einen Autoankauf gesprochen. Der Übersetzungsfehler kostet den Herrn Monate seines Lebens, die er in U-Haft verbringt!

Zu solchen Schlampereien in der Polizei kann man doch nicht einfach sagen, das ist uns wurscht, wie das die ÖVP hier macht. Das ist ja erbärmlich! Man kann sich doch nicht auf die Seite von Leuten stellen, die diesen Rechtsstaat abmontieren. Deswegen hat ja die Polizei mitunter einen sehr schlechten Ruf bei manchen Leuten in diesem Land. Es müsste eigentlich in Ihrem Interesse liegen, dass solche Sachen nicht vorkommen. Das ist es nicht. Ich nehme es zur Kenntnis.

Richter und Staatsanwaltschaft waren natürlich für keine Stellungnahme erreichbar – das ist sowieso logisch –, und die NGOs haben einmal mehr gefordert, dass die Übersetzungen anders gemacht werden, dass sie selber Übersetzer mitbringen dürfen, dass sie was vorlegen dürfen und, und, und.

Der lasche Umgang der Staatsanwälte mit dem Beweismaterial ist in diesem Fall die generelle Schwachstelle. Der sitzt 18 Monate. Jetzt hat der Richter natürlich schon gesagt, Sie können einen Anspruch auf Entschädigung geltend machen. Und das ist das, wo die GRÜNEN sagen: Moment! Ist es nicht cleverer, er wird nicht inhaftiert, sondern darf in Freiheit leben, wenn er schon nichts angestellt hat, statt ihn einzusperren und ihm Geld zu geben dafür, dass man ihn eingesperrt hat. Was ist das für eine komische Art von Bezahlung? 

Ich nehme zur Kenntnis, Herr Ulm, was Sie sich hier vorstellen. Sie sind der Meinung, diese Tierschützer sollten drinnen bleiben. 18 Monate so wie in diesem Fall? (Abg Dr Wolfgang Ulm: Das ist ja ein ganz anderer Fall!) Wie lange sollen sie drinnen bleiben? Wann darf ich mich hierher stellen und sagen: Das geht nicht, dass mit dem Vorwurf einer kriminellen Vereinigung Menschen einfach weggesperrt werden!? Wann darf das in Österreich ein Politiker, eine Politikerin in Ihren Augen sagen? Nie? 

Herr Ulm, Sie vertreten eine Art Staat, die mich erschreckt, die nicht zum Aushalten ist. Würden Sie das durchsetzen dürfen, was Sie möchten, müssten wir auswandern aus dem Land. Ich kann nur hoffen, dass das nicht noch weiter nach oben geht.

Wir kennen natürlich diese Systeme, wo Leute lang weggesperrt werden. Diese Militärjuntas in Südamerika haben das immer wieder leicht machen können. In Guantánamo ist der Rechtsstaat außer Kraft getreten. Dort gibt es keinen. Das ist hinlänglich bewiesen, das brauchen wir nicht lange auszuführen. Aber wir möchten doch nicht, dass wir in Österreich soweit kommen, dass wir heuer 10 TierschützerInnen inhaftieren, nächstes Jahr 20 AntifaschistInnen, übernächstes Jahr 30 GlobalisierungskritikerInnen und, ich weiß nicht, in fünf Jahren die SJ und in sechs Jahren die grün-alternative Jugend oder umgekehrt. Das kann's doch nicht sein, Herr Ulm! Das kann es doch nicht sein!

Was Sie hier sagen, ist: Ich möchte einen Freibrief, wir, die ÖVP, möchten einen Freibrief für die Staatsanwaltschaft und für die Polizei (Abg Mag Barbara Feldmann: Das ist eine Unterstellung!), den § 278a so auszudehnen, wie er ihnen gerade passt, und mögen sie doch festnehmen, wer missliebig ist, wie es ihnen gefällt. 

Das ist ein Rechtsverständnis, das ich tatsächlich nicht teile. Da braucht man kein Jurist zu sein, sondern man muss nur ein bisschen ein Gefühl haben für Menschenrechte, für Bürgerrechte, für Bürgerinnenrechte. Dieses Gefühl haben Sie nicht. 

Ich schließe damit. Die Volkspartei wünscht sich weniger einen Bürgerrechtsstaat, einen Bürgerinnenrechtsstaat, sondern sehr viel mehr einen Staat, der mehr an einen Polizeistaat erinnern würde. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Frau Abg Kato.
Abg Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Gestatten Sie mir, dass ich kurz wieder zurückkehre zu der vorliegenden 15a‑Vereinbarung, unter anderem auch deswegen, weil es einen Antrag gibt, den ich gemeinsam mit Kollegin Smolik einbringe, der von ihr schon eingereicht wurde. 

Ich halte es für eine wesentliche Vereinbarung, die wir heute hier schließen, geht es doch darum, dass sozusagen eine Österreich-weite zentrale Stelle geschaffen wird für Regelungen der Tierzucht, die innerhalb der Europäischen Union natürlich auch liberalisiert wurden. 

Es geht darum, mit diesem Tierzuchtrat eine möglichst einheitliche Beurteilung von tierzuchtrechtlichen Fragen zu gewährleisten, auch grenzüberschreitendes Tätigwerden zu ermöglichen und auch Koordinationsbedarf abzudecken. 

Es geht auch um Verwaltungsvereinfachung und Vermeidung von unnötigen Parallelregelungen. 

Es geht – und das ist sozusagen das Kernstück der inhaltlichen Arbeit – um fachliche Unterstützungen der Behörden und – und das ist wichtig für jemanden, der hier auch noch den Tierschutzaspekt mit einbringt – grundsätzlich aber darum, dass eine nachteilige Auswirkung auf die österreichische Tierzucht vermieden wird. 

Die Geschäftsstelle des Tierzuchtrates – soviel sei auch hier an dieser Stelle gesagt – wird bei der Verbindungsstelle der Bundesländer im Amt der Niederösterreichischen Landesregierung sein. Es wird damit keine zusätzliche Bürokratie geschaffen.

Ich möchte ganz kurz zu dem anderen Antrag, der von Kollegin Smolik eingebracht ist, Stellung nehmen, was die Fiaker angeht, wo meine Fraktion nicht mitgehen kann, weil dies leider Sache des Bundesgesetzgebers ist. Wie auch Sie wissen, gibt es seit dem Jahr 2004 in diesem Bereich bereits Kompetenzverschiebungen.

Abschließend möchte ich trotzdem kurz auch zu der von StR Ellensohn begonnen Debatte auf Grund des Antrages, den Kollegin Smolik eingebracht hat, Bezug nehmen namens meiner Person, aber auch namens meiner Fraktion. 

Es scheint für mich, und ich denke auch auf Grund dessen, was wir vor allem von unabhängigen und in dieser Frage erfahrenen Stellen wie Amnesty International wissen, außer Streit zu stehen, dass die Vorgehensweise unverhältnismäßig ist in diesem Fall. Amnesty International kritisiert die Anwendung des so genannten Mafia-Paragraphen, kritisiert, dass die Inhaftierten oder ihre Rechtsvertreter nur mangelhaft Auskunft erhalten und kritisiert damit auch die Bedingungen der Inhaftierung. 

Ich möchte auch klar vorweg sagen, dass es meiner Fraktion und auch mir persönlich in keiner Weise – weder jetzt noch in Zukunft noch in der Vergangenheit – um Kriminalisierung von Tierschutz geht, ganz im Gegenteil, das ist sozusagen eine Grunderrungenschaft auch einer funktionierenden Zivilgesellschaft, andererseits – und da halte ich mich jetzt wahrscheinlich mehr zurück, als ich es gerne möchte – muss man schon auch aufpassen – und da befinde ich mich auf einem schmalen Grat zwischen zwei sehr oppositionellen Meinungen –, wie sehr man seitens der Politik in laufende Rechtsverfahren eingreift. 

Damit meine ich nicht – und das möchte ich ganz klarstellen – den berechtigten politischen Impuls und auch die berechtigte politische Kritik, dass Rechtsparagraphen geändert werden, deren Sinnhaftigkeit hinterfragt wird, jegliches Mittel der parlamentarischen Demokratie ausgenützt wird, um Licht in dieses Dickicht zu werfen. Dafür haben wir Instrumente, sowohl hier, wenngleich nicht zuständig, als auch im Parlament, wo dies bereits erfolgt ist von verschiedener Seite, auch von unserer Seite, von Herrn Justizsprecher Dr Jarolim. 

Ich persönlich würde auch sagen, dass das nach meiner Wahrnehmung die Ebene der politischen Auseinandersetzung mit einem laufenden Verfahren ist. Ich halte es auch für bedenklich, in ein laufendes Verfahren eingreifen zu wollen – das können wir nicht, das steht uns auch nicht zu –, ich halte es dafür im Gegenzug für sehr relevant, aus dem laufenden Prozess zu lernen, möglichst alles natürlich auch aufzudecken und zu hinterfragen, ans Licht zu bringen und auch die Konsequenz zu ziehen, was die Anwendung dieses § 278a angeht. 

Ich verstehe Polemik als Mittel der politischen Auseinandersetzung, bitte aber trotzdem auch um die Vorsicht, hier nicht letztlich in weiterer Folge einem Zustand Vorschub zu leisten, dessen trauriges Jubiläum wir jetzt zum 75. Mal feiern, wenn ich an das Jahr 1934 erinnern darf. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Was wir vorhin erlebt haben, ist eigentlich unglaublich. Ein Stadtrat, der Kollege Ellensohn, der sicherlich nicht unintelligent ist, der daher weiß, was er sagt, vermischt hier Dinge und bringt dieses Konglomerat in eine wirklich ganz gefährliche Richtung, und das ist daher auch der Grund gewesen, warum der Kollege Ulm hinausgegangen ist. 

Wenn der Herr Kollege Ellensohn hier davon spricht und die ÖVP beleidigt und uns vorwirft, dass wir Guantánamo haben wollen, dass wir für eine Militärjunta eintreten und ähnliche Dinge, dann mag das zu seinem Verständnis aller anderen politischen Kategorien außerhalb seiner eigenen gehören, dort, wo es aber wirklich gefährlich wird, ist, wenn er jene Grenze überschreitet, die eigentlich eine der wesentlichsten für eine Demokratie unseres Verständnisses ist. 

Natürlich, es hat Volksdemokratien gegeben, wie die DDR. Ganz klar, wenn man sich die entsprechenden Rechtsbücher, die so genannten Rechtsbücher der DDR ansieht, da ist bewusst die Grenze zwischen den verschiedenen Gewalten durchbrochen gewesen, da war es bewusst so, dass es eine unabhängige Justiz nicht geben sollte, aber das ist nicht das Verständnis, auf das auch der Kollege Ellensohn hier angelobt worden ist, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben ein anderes Rechtsverständnis in unserer Verfassung. Das geht eben von der Gewaltenteilung aus, und gerade im Bereich der Strafjustiz ist hier eine genaue Unterscheidung zwischen dem, was die Polizei an Aufgaben hat, was die Polizei unter Aufsicht der Staatsanwaltschaft zu tun hat, was die Staatsanwaltschaft zu tun hat und was dann letztlich unabhängige Gerichte zu entscheiden haben. All das hat der Kollege Ellensohn einfach so durcheinandergeworfen, um seiner Verschwörungstheorie entsprechendes Unterfutter geben zu können. 

Das weisen wir mit aller Entschiedenheit zurück, denn das letzte Jahrhundert war ein Jahrhundert, das gekennzeichnet war durch verschiedenste Versuche totalitärer Regimes, die Grenzen zwischen den Gewalten zu zerstören. Das wollen wir nicht, und wir hoffen doch, dass das 21. Jahrhundert aus dem gelernt hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Strafprozessordnung sieht ganz klar vor – und Kollege Ulm hat das ja auch dargestellt –, unter welchen Bedingungen jemand in U-Haft genommen wird und wie das dann durch Haftprüfungen durch unabhängige richterliche Entscheidungen überprüft wird. 

Es ist legitim, über jede Bestimmung eines Gesetzes, natürlich auch des Strafgesetzes, Überlegungen anzustellen, darüber nachzudenken, etwas zu ändern, aber, wie gesagt, im Rahmen dessen, was dem jeweiligen Gesetzgeber zukommt, aber nicht dadurch, dass man Druck auf unabhängige Richter ausübt, denn da sind wir wirklich in schlimmsten totalitären Regimes, wie wir sie im 20. Jahrhundert leider kennen lernen mussten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich würde daher den Kollegen Ellensohn wirklich dringend bitten, seine Worte noch einmal zu überlegen. Ich will ihm ein Engagement für bestimmte Anliegen nicht absprechen, aber in dieser Art und Weise begibt er sich in einen Bereich, der für unseren Rechtsstaat, für unsere Verfassung ganz schlimm war, und gerade aus der Geschichte, auf der diese Verfassung fußt, hätte er lernen sollen. Vielleicht liegt es an der vorsommerlichen Situation, dass manches Wort unbedacht ausgesprochen worden ist. Das ist meine einzige Hoffnung in diesem Zusammenhang.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte aber auch einen kleinen Hinweis geben, weil offensichtlich die Gegensätze hier dann wieder zusammenkommen. Ich kann auch die Behauptung vom Kollegen Jung nicht unwidersprochen lassen, dass die Staatsanwaltschaft einfach eine jeder Weisung unterliegende Behörde wäre. (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) Es kommt noch ärger dann in dem Zitat. 

Es ist so, dass das Staatsanwaltschaftsgesetz 1986 schon ganz deutlich definiert hat, unter welchen Bedingungen überhaupt Weisungen erteilt werden können und dass seither diese Entwicklung weiterging. Interessanterweise hat dieses Staatsanwaltschaftsgesetz – und ich verweise deshalb auf das Jahr 1986 – als Justizminister ein gewisser Ofner, Justizminister der FPÖ, als legistischen Vorentwurf vorgelegt. Darauf ist hinzuweisen. Vielleicht könnten Sie sich da informieren. Justizsprecher der FPÖ war damals ein gewisser Hilmar Kabas. Sie könnten bei denen nachfragen, die wissen das. 

Auch diese Äußerung, als ob die Staatsanwaltschaft eine Behörde wie jede andere wäre, ist zurückzuweisen, vor allem aber der Hinweis, dass die Staatsanwälte so irgendwo informell jederzeit auch irgendwelchen Weisungen unterliegen würden. Wenn dem so wäre, dann wäre das etwas, wo ich sagen muss, auch das gehört entsprechend zurückgewiesen. Aber offensichtlich kommen die Extreme irgendwo zusammen.

Ich würde das Haus hier bitten, wieder zu dem zurückzukehren, was wir eigentlich sein sollten: eine auf dem Boden unserer Verfassung agierende gesetzgebende Körperschaft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Margulies. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident!

In aller Kürze. Ich will Sie nicht lange auf die Folter spannen, aber der Vergleich, den Sie, Kollege Tschirf, ziehen: Welches Land ist das, wo Beschuldigten ihre Rechte vorenthalten werden, wo Beschuldigte kein Recht auf Akteneinsicht haben, wo die Anwälte kein Recht auf vollständige Akteneinsicht haben, obwohl die Beschuldigten mittlerweile seit fünf Wochen in Untersuchungshaft gehalten werden? 

Diese Zustände erinnern eher an die Volksdemokratie, und das ist Ihr Politikverständnis. Ihr österreichisches rechtsstaatliches System ist das rechtsstaatliche System der DDR, wo Kritiker an diesem System mundtot gemacht werden sollen. Und das ist der eigentliche Skandal Ihrer Politik in diesem Zusammenhang. Sie rechtfertigen es, dass Menschen – ein Teil von ihnen lebt zusammen mit Familie und Kindern –, ohne auch nur zu wissen, warum sie eigentlich in U-Haft sitzen, außer dem ominösen Vorwurf des § 278a. Mehr wird diesen Menschen nicht gesagt, mehr wird den Anwälten nicht gesagt, und die Kritiker sollen am besten schweigen.

Sehr geehrter Herr Tschirf! In so einem Zusammenhang werden wir als Grüne niemals schweigen, aber es war die Rolle der ÖVP, bei solchen Situationen immer zuzusehen. Und wenn man den Minister Platter ansieht, dann möchte ich das, was mir jetzt durch den Kopf geht, tatsächlich nicht aussprechen, aber ich bin froh, dass der Minister Platter nicht mehr Innenminister ist. – Danke sehr.

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Noch einmal: Ich komme jetzt nicht auf diese emotionalen Ausdrücke zurück, sondern hier geht es um eine wesentliche andere Sache. Hier zu vermengen, dass man das System der Rechtsstaatlichkeit, das System der Sicherheitsbehörden, der Staatsanwaltschaften und der Justiz an sich in Frage stellt, das ist das Schlimme, was hier passiert. 

Man kann natürlich über jeden Akt einer Staatsanwaltschaft eine Meinung haben, man kann über jeden Akt einer Sicherheitsbehörde eine Meinung haben, man kann sich über jedes Urteil eine Meinung bilden, das ist ja überhaupt nicht die Frage, aber es geht nicht an, dass man ein System an sich in Frage stellt. Das geschieht durch die Grünen, und das sollte Ihnen allen klar sein, was Sie mit einer solchen Diskussion auslösen, die man auf diese Art und Weise führt, dass man Druck ausübt auf einen Richter. 

Wir sind, bitte, ein Land, das seit 55 Jahren der Europäischen Menschenrechtskonvention angehört. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies! Mit Vorbehalt, wie Sie wissen! Mit Vorbehalt!) Entschuldigung, der Vorbehalt der Menschenrechtskonvention ist einer im Bereich von Artikel 5 und Artikel 6. Das bezieht sich auf ganz bestimmte Formen von Behörden, wo wir im Moment gerade durch die Schaffung der Unabhängigen Verwaltungssenate und hoffentlich bald der Landesverwaltungsgerichtshöfe aus diesen Vorbehalten herauskommen, aber das bezieht sich doch überhaupt nicht auf die Grundfragen der Strafprozessordnung. Das ist ja etwas, was Gott sei Dank in Österreich seit dem Jahr 1867 gilt, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Also ich bitte jetzt wirklich, dass die Grünen wieder dorthin zurückkehren, dass sie sagen, dass sie bestimmte Anliegen haben, dass sie sagen, das gehört geändert, aber nicht, dass man hier Druck auf unabhängige Richter ausübt, dass man den Rechtsstaat an sich in Frage stellt und Österreich unterstellt, dass es ein Unrechtsstaat wäre oder dass wir eine DDR wären. Das ist so unglaublich, dass man das wirklich mit aller Macht zurückzuweisen hat! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Es gibt keine Wortmeldung mehr. Das Schlusswort hat die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte kurz zur 15a-Vereinbarung, Stichwort Tierzuchtrat, zurückkommen. Ich bin sehr froh, dass wir diese Vereinbarung geschlossen haben. Ich glaube auch, dass der Tierzuchtrat eine wesentliche Verbesserung darstellt. 

Ich möchte kurz auf eine Passage im Antrag der ÖVP eingehen, über die ich mich, ehrlich gesagt, sehr wundere. Da heißt es: „Auf die rechtliche Implikation für das Bundesland Wien wird mit aller Deutlichkeit verwiesen, wenn hier nur eine tierschutzorientierte Polemisierung von Fachthemen einhergeht."

Was genau wollen Sie uns damit sagen? Warum Sie den Tierschutzombudsmann, den Hermann Gsandtner, in irgendeiner Art Weise desavouieren, die er sich wirklich nicht verdient hat, ist mir ein Rätsel. (Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf.) Herr Kollege Tschirf, Sie werden sich schon anhören müssen, was ich zu Ihrem Antrag zum Berichtspunkt zu sagen habe. Oder ertragen Sie es nicht, weil es so schrecklich ist? (Neuerlicher Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf.) Also da kann ich mich wirklich nur wundern. Ich kenne mich schon ganz gut aus, ich glaube, ich darf zur Sache reden, und es geht um Ihren Antrag zum Tierzuchtrat. Ich glaube, es ist mir wohl noch gestattet, dazu ein paar Worte zu sagen. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass der Kollege Hermann Gsandtner ein ausgebildeter Veterinär ist, ein Experte, der wirklich über alle Parteigrenzen hinweg anerkannt ist. Ich verstehe nicht, warum Sie in Ihrem Antrag ausgewiesene Sachexperten, die ihre Expertise auch auf Bundesebene zur Verfügung gestellt haben, zum Beispiel für die Erstellung des Tierschutzgesetzes, aber der auch sonst einen sehr guten Namen hat, hier in dieser Art und Weise darstellen müssen, noch dazu eine Person, die sich hier an dieser Stelle nicht wehren kann. Das kann ich nicht nachvollziehen, und das finde ich wirklich eigentlich unverfroren. Und das ist noch das höflichste Wort, das mir dazu einfällt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ansonsten darf ich Sie um Zustimmung zu dieser 15a-Vereinbarung ersuchen.

Präsident Johann Hatzl: Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig somit beschlossen. 

Es wurden aber einige Beschluss- und Resolutionsanträge eingebracht. 

Der erste, den ich zur Abstimmung bringe, kommt von den Grünen betreffend Entsendung der Wiener Mitglieder in den Tierschutzrat. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind FPÖ, SPÖ und Grüne und somit mit Mehrheit beschlossen. 
Der zweite Antrag ist ein Antrag der Grünen betreffend Tierschutz für Fiakerpferde. Hier ist in der formalen Form ebenfalls die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der dritte Antrag ist ein Antrag der Grünen betreffend Informationen zur Untersuchungshaft der Tierrechtsaktivisten und Evaluierung des § 278a StGB - Kriminelle Organisation. Auch hier ist die sofortige Abstimmung des Antrages, der in drei Teile gegliedert ist, beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. – Das sind die Grünen. Damit ist auch dieser Antrag nicht beschlossen. 

Der vierte Antrag ist ein Antrag der ÖVP betreffend Endsendung der Wiener Mitglieder in den Tierzuchtrat. Hier ist ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die ÖVP. Das ist auch nicht die entsprechende Mehrheit. Der Antrag ist nicht beschlossen. 

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen. 

Ich sage bewusst eine persönliche Bemerkung zur Debatte. Ich bin nicht Oberschullehrer, ich mache nur aufmerksam: Wir alle kennen die österreichische Verfassung. Wir haben auf diese österreichische Verfassung einen Eid abgelegt. Das hindert uns nicht daran, auch Vorschläge für Änderungen der Verfassung vorzunehmen, aber in der politischen Diskussion sollten wir unsere Verfassung, wie wir sie jetzt haben, nicht in eine Grenznähe ziehen, die – sage ich zumindest – eigentlich nicht passend ist. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Rosemarie Polkorab.)

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur nächsten Post. Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 und die Besoldungsordnung 1994 geändert werden. Berichterstatterin hierzu ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung von vorliegenden Poststück. 

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Einleitung. Wir haben keine Wortmeldung. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Auch hier ist die Einstimmigkeit gegeben. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 3 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlichen Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, für das Jahr 2008. Berichterstatterin hiezu ist Frau Abg Polkorab. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Präsident Johann Hatzl: Zu diesem Tagesordnungspunkt gibt es eine Wortmeldung. Die Frau Abg Antonov hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dem Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses stimmen wir natürlich zu. Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen, einen Antrag noch einmal einzubringen, der von Ihnen schon etliche Male abgelehnt wurde, und zwar den Antrag auf die Offenlegung der Nebentätigkeiten von Landtagsabgeordneten. 

Nicht, dass es mir besondere Lust bereiten würde, immer wieder Anträge einzubringen, die von Ihnen abgelehnt werden, aber ich halte das für einen sehr wichtigen Beitrag zu mehr Transparenz und zu mehr Kontrolle in der Politik. Gerade in Wien ist die Verquickung von Abgeordneten und die Nähe von Firmen zur SPÖ, aber auch zur ÖVP etwas, dem wir immer wieder begegnen. 

Wenn ich eine Offenlegung der Nebentätigkeiten verlange, dann geht es mir nicht darum zu wissen, wer wie viel verdient, sondern es geht in erster Linie darum zu wissen, welche Interessenkonflikte hinter solchen Nebentätigkeiten stecken könnten. Das kann durchaus eine Rolle spielen. Und der Zustand, wie er jetzt ist, ist absolut nicht befriedigend. Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf zu erfahren, was wir zusätzlich zu unserem Abgeordnetenjob an Tätigkeiten haben, weil sie vielfach eben zu solchen Interessenkonflikten führen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das ist keine Forderung, die nur von uns Grünen erhoben wird, sondern das ist eine Forderung, die auch von der internationalen Organisation Transparency International, und zwar ganz eindeutig erhoben wird, nämlich in einem Forderungspapier im Zusammenhang mit der Diskussion um die Korruption. 

Der Antrag, den ich hier einbringe, lautet also, dass die Nebentätigkeiten offengelegt werden sollen. Voriges Jahr im November haben Bgm Häupl und Klubobmann Oxonitsch auch bekannt gegeben, dass der SPÖ-Klub freiwillig die Nebentätigkeiten veröffentlichen wird. Bis jetzt ist das anscheinend nicht passiert, zumindest konnten wir das nirgends finden. Wenn es doch passiert ist, dann begrüßen wir das, aber wenn es noch nicht passiert ist, dann ist das ein weiteres Zeichen dafür, dass das unbedingt gesetzlich geregelt gehört. 

Ich bringe daher den Antrag wieder ein, und ich verspreche Ihnen, das ist ein so wichtiges Thema, und wenn Sie den Antrag ablehnen, wird das so lange kommen, bis er umgesetzt wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht die Frau Berichterstatterin das Schlusswort? – Ja.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Zum Stichtag 15. April 2008 langten 19 Meldungen von Mitgliedern des Landtages, die öffentliche Bedienstete sind, ein. Es wurden sowohl Meldungen über Außerdienststellungen als auch über prozentuelle Dienstfreistellungen beziehungsweise Kürzungen der Bezüge erstattet. Als Mittel der Kontrolle wurde die Dienstaufsicht oder elektronische Zeiterfassung angegeben. 

Im Unvereinbarkeitsausschuss am 25. Juni 2008 wurde dies einstimmig zur Kenntnis genommen und beschlossen. Ich ersuche daher den Wiener Landtag, dem Bericht 2008 des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung zuzustimmen. 

In Sachen Unvereinbarkeit betreffend Offenlegung der Nebentätigkeiten von Landtagsabgeordneten halten wir uns an die Richtlinien des Bundes. Daher empfehle ich die Ablehnung des eingebrachten Antrages. 

Ich bitte um Abstimmung.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2008 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist ein einstimmiges Zeichen gewesen. Damit ist auch dieser Bericht einstimmig zur Kenntnis genommen worden. 

Es gibt einen Antrag der Grünen mit Verlangen nach sofortiger Abstimmung. Dieser Antrag betreffend vollständige Offenlegung der Nebentätigkeiten von Landtagsabgeordneten wurde zuvor begründet. Er hat einige Detailanträge, die alle von der Frau Abgeordneten informativ vorgetragen wurden. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Grünen. Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit und gilt daher als abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 4 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht des Jahres 2007 des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien. Ich freue mich, dass auch die Frau Präsidentin des UVS, DDr Schönberger, anwesend ist. Die Frau Amtsf StRin Frauenberger wird ersucht, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum Bericht. 

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. Hier gibt es eine Wortmeldung. Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich glaube, der durchaus interessante und erfreuliche Bericht des UVS Wien sollte durchaus Gelegenheit geben, dass wir uns hier auch ein wenig mit dieser wichtigen Institution auseinandersetzen. 

Der UVS hat ein bisschen den Ruf, eine spröde Materie darzustellen, aber ich darf Ihnen versichern, so ist es nicht. Es ist eine politische höchst sensible Einrichtung. Es ist auch eine Kontrollinstanz gegenüber der Verwaltung, eine Kontrollinstanz gegenüber der Bundespolizeidirektion, aber auch gegenüber dem Magistrat. Sie sichert die Wahrnehmung der Rechte des Einzelnen, sichert davor, nicht ungerechtfertigt bestraft zu werden, sichert davor, nicht unangemessen Behördenhandeln ausgesetzt zu sein.

Es geht um Materien wie Ausländerbeschäftigungsrecht, Fremdenrecht, Gewerberecht, Verkehr, Parkometergesetz, Führerscheinentzug und auch Haftangelegenheiten und Maßnahmenbeschwerden wie Schubhaftbeschwerden sowie Beschwerdeverfahren nach dem Sicherheitspolizeigesetz, wenn beispielsweise Polizisten unangemessen vollziehen sollten. 

Dem Bericht ist zu entnehmen, dass wiederum eine durchaus exzellente Arbeit geleistet worden ist. Ich glaube, es soll wirklich lobend erwähnt werden, dass die Anzahl der offenen Verfahren aus den Vorjahren wiederum zurückgegangen ist, und zwar kontinuierlich. Seit dem Jahr 2002 konnte die Anzahl der offenen Verfahren mehr als halbiert werden, nämlich von 9 000 offenen Verfahren auf etwas mehr als 4 000. Ich glaube, das ist ein sehr großer Erfolg. Wir dürfen uns bei der Gelegenheit bei den Mitgliedern des UVS Wien bedanken. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Erich Valentin.)
Diese intensive Arbeit bringt es mit sich, dass es mittlerweile nur noch sehr wenig Verjährungen gibt. Das war in der Vergangenheit anders. Rechtsanwälte und auch die Beschwerdeführer sehen das immer mit einem lachenden und mit einem weinenden Auge. Fest steht allerdings, dass es de facto vom UVS Wien keine Verjährungen mehr gibt, denn 20 Verjährungen im Jahr sind praktisch vernachlässigbar. 

Bei der Art der Erledigungen kann man festhalten, dass ungefähr die Hälfte der Anrufungen des Unabhängigen Verwaltungssenates erfolgreich sind. Es gibt 20 Prozent Stattgebungen und 27,7 Prozent teilweise Abweisungen, heißt es hier im Bericht. Eine kleine Anmerkung von mir: Vielleicht kann man es positiv formulieren: Wenn man sagen würde, es gibt 27 Prozent teilweise Stattgebungen, dann wäre es auch richtig und wäre für mich – aber vielleicht habe ich da auch eine berufsspezifische Sicht – charmanter formuliert.

Es ist auch interessant festzustellen, dass von einer Aufhebung von Entscheidungen des UVS Wien nur sehr wenige Verfahren betroffen sind. Der Verfassungsgerichtshof hat lediglich eine Entscheidung aufgehoben und der Verwaltungsgerichtshof nur fünf Entscheidungen. Das ist bei der Anzahl der vielen Entscheidungen des UVS Wien wirklich sehr wenig.

Es finden sich noch andere ganz interessante Dinge in diesem Bericht, zum Beispiel das Thema Sicherheit. Es wird ja immer abgestritten oder relativiert, dass die Stadt Wien eine Verantwortung in Sachen Sicherheit hat und dass die Rathauswache selbstverständlich überhaupt nichts zu tun hat mit Sicherheit und dass da eine Stadtwache an sich schwierig einzurichten wäre. Ich halte fest: Zu fünf Verhandlungen wurde die Rathauswache als Sicherheitsorganisation beigezogen, um den entsprechenden Schutz zu bieten, da es natürlich eine Menge Verhandlungen gibt, wo bedrohliche Situationen nicht auszuschließen sind. Vielleicht keine uninteressante Information für die notorischen Stadtwacheleugner. 

Nicht ganz uninteressant auch, dass es die Bitte gibt an dieses Haus, noch mehr für Sicherheit zu tun. Ich glaube, dass Zutrittskontrollen und Eingangsschleusen in den Gebäuden des UVS nicht mehr allzu lange auf sich warten lassen sollte.

Grundsätzliches zu den Landesverwaltungsgerichten. Sie wissen, dass uns das ein sehr wichtiges Thema ist. Wir warten ungeduldig darauf, dass die Unabhängigen Verwaltungssenate endlich Landesverwaltungsgerichtshöfe werden. Es gibt einen Entwurf der Expertengruppen Stadt- und Verwaltungsreform im Bundeskanzleramt vom 23. Juli 2007. Wir haben es in allen Regierungsübereinkommen drinnen. Zur Umsetzung ist es bislang leider noch nicht gekommen. Nicht zuletzt deshalb, weil das Land Wien hier einen sehr restriktiven Zugang hat. 

Ganz am Anfang des Berichtes gibt es ein kurzes Kapitel „Neue Zuständigkeiten". Hier wurde darauf hingewiesen, dass dem UVS keine neuen Zuständigkeiten übertragen worden sind. Das nehmen die GRÜNEN und wir zum Anlass, eine neue Zuständigkeit für den UVS Wien zu verlangen, damit dieser mit jenen Aufgaben betraut wird, die er auch in sieben weiteren Bundesländern hat, nicht allerdings in Wien, und zwar ist das die Kontrolle in Vergabeangelegenheiten. 

Es freut mich, dass dieser Forderung nach mehr Rechtsschutz, nach mehr Rechtssicherheit und mehr Rechtsstaat bei diesem Geschäftsstück in diesem Fall auch die GRÜNEN beigetreten sind. Es ist nicht ganz so, wie erst vor Kurzem Vorredner gemeint haben, dass es hier überhaupt keine Gemeinsamkeiten zwischen den GRÜNEN und der ÖVP gibt, wenn es um den Rechtsstaat geht. Ich freue mich über einen Beschlussantrag, den ich gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Feldmann und auch gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Vassilakou einbringen darf. Der Beschlussantrag lautet: 

„Die zuständige Stadträtin möge dem Wiener Landtag einen Entwurf einer Novelle des Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes vorlegen, der, bei gleichzeitig entsprechend zu erhöhender personeller Ausstattung des UVS, in Nachprüfungsverfahren des materiellen Vergaberechts künftig anstelle des Vergabekontrollsenats den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien als Kontrollinstanz vorsieht. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr verehrte Damen und Herren! Tun wir alles, um die Unabhängigkeit des UVS weiter zu stärken, und schaffen wir einen weiteren verbesserten Rechtsschutz, indem wir dem UVS in Wien zumindest jene Zuständigkeiten geben in Vergaberechtsangelegenheiten, die er auch in sieben weiteren Bundesländern hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Wir haben es hier mit einem sehr erfreulichen Bericht zu tun in unserer heutigen Auseinandersetzung. Der UVS hat es geschafft, erfolgreich seine Rückstände zu halbieren – das hat auch Herr Abg Dr Ulm schon beschrieben –, und da muss man sehen, welche engagierte Arbeit der einzelnen Mitglieder dahinter steckt. Dafür möchte ich mich an dieser Stelle auch ganz, ganz herzlich bei den Mitgliedern und bei der Frau Präsidentin bedanken. Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.)
Was ich auch noch erwähnen möchte und was sehr bescheiden eigentlich nur im Vorwort beschrieben ist, ist, dass es auch eine internationale Vernetzung der Unabhängigen Verwaltungssenate auf europäischer Ebene gibt. Das macht es natürlich auch einfacher, in diesen Austausch hineinzugehen und auch zu schauen, was passiert da gerade auf europäischer Ebene, und da spielen wir mit dem UVS Wien auch eine führende Rolle. Das, denke ich mir, darf auch nicht so an uns vorübergehen. Das ist eine ganz tolle Sache, denn gerade die Aufgabe des UVS ist natürlich eine viel komplexere geworden und hat auf Grund der europäischen Dimension ganz sicher auch mit einer neuen Herausforderung zu tun. 

Was stimmt, ist, dass wir keine weiteren Kompetenzübertragungen im Jahr 2007 beim UVS verzeichnen können, und das hängt unter anderem auch damit zusammen – was auch schon angesprochen wurde –, dass wir eine Auseinandersetzung auf der Bundesebene haben, wenn es darum geht, in der Zukunft die Landesverwaltungsgerichtshöfe zu gestalten. 

Dem Antrag halte ich das entgegen, denn ich denke, da wird sich jetzt strukturell viel tun und das gilt es jetzt auch einmal abzuwarten, aber ich halte ihm auch inhaltlich entgegen, dass wir in Wien sehr stark auf diese Qualität der derzeitigen Vergabekontrollsenate zählen. Wir haben es hier mit drei Laienfachkräften zu tun, die entsprechend dafür sorgen, fachlich kompetent die richtige Vorgangsweise zu wählen, und wir werden sehen in der Umstrukturierung zu den Landesverwaltungsgerichtshöfen, welche Qualität das annimmt, aber aus derzeitiger Sicht lehnen wir den Antrag, so wie er ja schon einige Male gestellt wurde und auch einige Male schon diskutiert wurde, ab, 

Was das Sicherheitskonzept betrifft, kann ich alle beruhigen. Ich habe mit der Frau Präsidentin besprochen, dass wir schon im Bälde an einem Sicherheitskonzept arbeiten werden, damit wir hier auch den Mitgliedern eine entsprechende Sicherheit garantieren können und die Arbeit in dem Sinne ungestört und auch ohne Angst passieren kann, was ja auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, für die Mitglieder dort ein ganz, ganz wichtiger Punkt ist. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Tätigkeitsbericht für das Jahr 2007 vom Unabhängigen Verwaltungssenat. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der ÖVP und FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer den vorliegenden Tätigkeitsbericht des UVS zur Kenntnis nehmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig somit zur Kenntnis genommen und beschlossen. 

Ich habe einen Antrag, gemeinsam eingebracht von der ÖVP und den Grünen. Er wurde zuvor begründet und sofortige Abstimmung verlangt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und Grüne. Das ist nicht die Mehrheit. Somit gilt dieser Antrag als nicht angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a Bundes-Verfassungsgesetz über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebotes und über die Einführung der verpflichtenden frühen sprachlichen Förderungen in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplanes. Berichterstatterin ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann auf eine Einleitung dieses Aktenstückes im Detail verzichten, weil wir in der Fragestunde schon Gelegenheit hatten, darüber zu diskutieren, und bitte um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. Es gibt mehrere Wortmeldungen. Zuerst Herr Abg Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde mich kurz halten, auch deswegen, weil wir ja schon in der letzten Landtagssitzung unsere Gründe der Ablehnung zu diesem Akt besprochen haben. Ich habe auch den Rat von der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin in der Fragestunde sehr ernst genommen, noch einmal darüber nachzudenken, wie wir diesem Akt gegenüberstehen. Aber je mehr wir drüber nachdenken, desto mehr manifestiert sich unsere ablehnende Haltung. 

Wir können einigen Teilen schon zustimmen. Ich habe das ja beim letzten Mal schon erwähnt. Es sollen die Kinder mit mangelnden Deutschkenntnissen so gefördert werden, dass sie mit Eintritt in die erste Schulstufe der Volksschule die Unterrichtssprache Deutsch nach einheitlichen Standards möglichst beherrschen sollen. Dem stimmen wir zu, das entspricht ja auch unserem Modell „Zuerst Deutsch, dann Schule". Das hat für uns anfangs auch sehr verlockend geklungen, dem zuzustimmen, wir sind aber von dieser Meinung abgekommen, weil eben die Sanktionen, die Durchsetzungsmechanismen sehr, sehr schwammig formuliert sind, und wir daher der Meinung sind, dass sie in der Umsetzung nicht hinhauen werden. 

Denn hier steht – ich zitiere: „Nach diesem Beobachtungszeitraum wird 2009/2010 rechtzeitig die Entscheidung zu treffen sein, ob Durchsetzungsmaßnahmen getroffen werden müssen, wobei die Kopplung an die Familienbeihilfe geprüft werden soll.“ Wird die Entscheidung zu treffen sein, ob geprüft werden soll – also schwammiger geht es wohl nicht. Mit diesen nicht vorhandenen Sanktionen, die wir einfach fordern, ist wohl dieses Modell „Zuerst Deutsch, dann Schule" obsolet, denn es kann nur so funktionieren, dass ein Zwang besteht. Hier müssen die Eltern in die Pflicht genommen werden, und weil das eben nicht der Fall ist, ist eine gewisse Unsicherheit für uns vorhanden, weil das eben nicht in einem Gebot gebettet ist. Das ist auch unser Hauptkritikpunkt, und deswegen sagen wir, hier ist Vorsicht geboten.

Der nächste Kritikpunkt ist, dass die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin angekündigt hat, dass diese Fördermaßnahmen auch in der Muttersprache der Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache stattfinden können. Da sind wir entschieden dagegen. Wo kommen wir denn da hin, wenn hier jeder Einzelne, egal, woher er kommt, in seiner eigenen Muttersprache gefördert wird? Da müsste man dann genügend verschiedene Ausbildungen haben für KindergartenpädagogInnen, genügend Sprachen zu lernen, denn Sie wissen ja ganz genau, dass die Zuwanderer nicht aus einem Land kommen und mit einer Sprache hier zuziehen, sondern aus vielen verschiedenen Länder mit vielen verschiedenen Sprachen kommen. 

Ein weiterer Punkt ist, dass die 34,7 Prozent sprachliche Frühförderung für Wien viel zu wenig sind, weil wir wissen, dass 50 Prozent oder mehr als 50 Prozent Ausländer in den 1. Klassen sein werden. 

Wir sind der Meinung, das ist eine Halblösung, das ist viel zu wenig, und wir haben die Befürchtung, dass das Ganze ein Tropfen auf dem heißen Stein sein wird bei der Bewältigung der Sprachprobleme. Und auch die Belastung für die KindergartenpädagogInnen, die auf die neue Situation vorbereitet werden müssen, wird, glaube ich, eine sehr große sein, und wir zweifeln daran, dass das Ganze zu machen ist. 

Außerdem: Wie kommen die heimischen Kinder oder Kinder von gut integrierten Eltern dazu, dass ihre Kinder im Kindergarten vernachlässigt werden, wo doch die KindergartenpädagogInnen dafür abgestellt werden müssen, die Kinder mit Förderbedarf genauer zu beobachten und zu begleiten. 

Und die Frage ist eben auch, ob die KindergartenpädagogInnen auf diese neue Herausforderung mit der Vermittlung von Sprachkenntnissen vorbereitet sind, ob das rechtzeitig geschieht, ob die Ausbildung richtig stattfindet.

Das sind alles Punkte für uns, die uns das Ganze überdenken haben lassen. Wir sind der Meinung, dass sich in der Praxis wahrscheinlich nicht viel ändern wird. Man darf zwar einen Funken Hoffnung bei der Übernahme unseres Grundsatzes „Zuerst Deutsch, dann Schule" haben, aber die Durchführung und die Umsetzung im Detail ist völlig unklar. Sind überhaupt genügend Plätze in den Kindergärten vorhanden? Es wird ja mehr Bedarf geben. Wird jeder mit Förderbedarf dort seinen Platz bekommen? Ist das sichergestellt? Beim Lehrgang zur Qualifizierung für sprachliche Frühförderung gibt es noch Unklarheiten bei der Finanzierung. Wer finanziert das? Bundesministerium oder Wien? Keine scheint dazu bereit zu sein. 

Also es gibt zu viele offene und ungeklärte Fragen. Wir lehnen daher diese Vereinbarung ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! 

Wir werden dem Geschäftsstück natürlich zustimmen. Wir haben ja das letzte Mal, als wir das sehr ausführlich diskutiert haben, auch zugestimmt. Ich möchte trotzdem noch einmal, wie auch schon in der Fragestunde, auf den Artikel 9 zurückkommen, weil die Antwort in der Fragestunde für mich nicht ganz zufriedenstellend gewesen ist. 

Der Artikel 9 regelt, was das Land Wien und alle beteiligten Länder nachweisen müssen, um zu belegen, ob der Bundeszuschuss widmungsgemäß verwendet wurde. Ich bezweifle nicht, dass das der Fall sein wird, dass es widmungsgemäß verwendet wird, nur ist da sehr genau aufgelistet, was nachgewiesen werden muss. Nämlich erstens die Anzahl der geförderten fünfjährigen Kinder mit festgestelltem Sprachförderungsbedarf; zweitens die Anzahl der geförderten Kinder, die bereits eine institutionelle Kinderbetreuungseinrichtung besuchen und die Anzahl jener, die zur Sprachförderung in einer institutionellen Kinderbetreuungseinrichtung zusätzlich aufgenommen wurden; die institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Fördermaßnahmen durchgeführt wurden, mit der Anzahl a) der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen, b) der zusätzlich für die Sprachförderung eingesetzten Vollbeschäftigungsäquivalente von Kindergartenpädagoginnen und ‑pädagogen und der tatsächlich für die Sprachförderung aufgewendeten Stunden. 

Uns würden einfach diese Zahlen interessieren, die ja erhoben werden müssen, um sie dann an den Bund zu schicken, und da war meine Frage in der Fragestunde eben, ob diese Zahlen, die ja festgestellt werden müssen, nicht zumindest auch den Ausschussmitgliedern zur Verfügung gestellt werden müssten, weil es natürlich für uns auch von Interesse ist, wie viele Kinder gefördert werden und wie das mit den KindergartenpädagogInnen in Zusammenhang zu bringen ist. 

Deswegen würde ich mich freuen, wenn ich eine Antwort kriegen könnte, ob wir das dann spätestens im Juli 2009 oder mit 30. Juni 2009 – da muss ja die erste Abrechnung erfolgt sein – auch zur Verfügung gestellt bekommen werden.

Ansonsten sind wir froh, dass es endlich diesen Schritt von Bundesseite gibt, hier wieder die Mittel zur Verfügung zu stellen, um die Kinderbetreuung in Österreich auszubauen, vor allem für die Unter-Drei-Jährigen, wo wir auch in Wien nach wie vor noch zu wenig Plätze haben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau StRin Cortolezis-Schlager.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Auch wir fassen uns kurz, denn im Grunde ist es besprochen. Aber es geht uns heute so wie Ihrem Bundeskanzler – noch ist er auch unserer, man schaut ja täglich im Teletext, ob er es noch ist oder nicht; momentan ist er es gerade wieder, aber bleiben wir bei dem, was er über die Zeitungen ausrichten hat lassen –: Es ist kein Grund zum Feiern. Und leider ist für uns, obwohl es genau vor einem Jahr eine gemeinsame Übereinkunft auf Bundesebene gab, heute in Wien auch kein Grund zum Feiern. Sehr wohl ist die Vorlage, die uns vorliegt, exzellent – sie wurde ja vor genau einem Jahr miteinander vereinbart –, aber leider mangelt es an der Umsetzung. 

Ich möchte, nachdem jetzt das Gutteil der Vorgangsweise abgewickelt ist, auch auf die Punkte kommen, warum die Umsetzung mangelhaft ist. (Zwischenruf von Abg Heinz Vettermann.) Kollege Vettermann, Sie kriegen ja dann Gelegenheit, wenn Sie wollen, was zu sagen, aber hören Sie sich wenigstens die konstruktive Kritik an, es könnte ja sein, dass Sie über die Ferien nachsitzen und die eine oder andere Nachbesserung noch bewirken in diesem Zusammenhang.
Das Gesetz – und der Herr Präsident hat das ja heue zitiert – heißt nämlich folgendermaßen: „Art 15a-Vereinbarung über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebotes und über die Einführung der verpflichtenden frühen sprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplanes".

Nun, was heißt dieses sperrige Wort, „die frühe sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen"? – Institutionelle Kinderbetreuungseinrichtungen sind, salopp formuliert in der Umgangssprache, Kindergärten. Ein Kindergarten ist also vereinbart gewesen, und was draufsteht, sollte auch drin sein in der Umsetzung. 

Ich habe schön langsam den Eindruck, dass es sich in der Bildungspolitik verhält wie beim Prater: außen eine Fassade, innen nicht viel dahinter. Außen werden die Millionen kassiert, nämlich der Bund zahlt 3,11 Millio-
nen EUR zusätzlich, über den Finanzausgleich hinaus, für den Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen und zusätzlich noch 1,73 Millionen EUR explizit für die Sprachfrühförderung. Das heißt, über den bestehenden Finanzausgleich hinaus, mit dem Sie hochzufrieden waren – ich darf das an der Stelle noch einmal anmerken –, bekommen Sie zusätzliche Millionen, um die institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen auszubauen. 

Wie schaut die Situation im Herbst aus? Im Herbst fehlen bei den Fünf- bis Sechsjährigen 20 Prozent der Kinderbetreuungsplätze. 20 Prozent der Kinder werden im Herbst keinen Kindergartenplatz haben, weil, obwohl seit einem Jahr eine gemeinsame politische Vereinbarung vorliegt, keine Vorbereitungen für die Umsetzung dieses ganz wichtigen Gesetzes getroffen worden sind. 

Ja, wir sind froh, dass Sie bei den ersten Bundesländern dabei waren, die das unterzeichnet haben. Vielen Dank dafür, dass Sie Ihre Mehrheit dafür verwendet haben, hier rasch zu unterzeichnen. Aber ich hätte mich an der Stelle auch gerne bei Ihnen bedankt, dass Sie in der Umsetzung genauso rasch sind. Denn wenn Sie seit 11. Juli 2007 Zeit haben, Kindergartenplätze zu errichten, dann verstehe ich nicht, warum wir eigene Sprachförderkurse brauchen für Kinder mit Migrationshintergrund oder für Kinder mit einem Sprachförderbedarf oder motorischem Förderbedarf, warum das jetzt in eigenen Kursen passieren muss, obwohl der Sinn dieses Gesetzes war, genau von diesen eigenen Förderkursen wegzukommen und die Kinder im Kindergarten gemeinsam zu fördern und gemeinsam voneinander lernen zu lassen.

Bei den Zehn- bis Vierzehnjährigen gehen Sie täglich hausieren mit dem gemeinsamen Lernen, aber bei den Fünf- bis Sechsjährigen, da wollen Sie trennen. Erklären Sie mir einmal, warum Sie hier für eine Trennung sind und bei den Zehn- bis Vierzehnjährigen glauben, es ist zu früh. Also bei den Fünfjährigen soll getrennt werden, aber bei den Zehnjährigen soll es möglichst gemeinsam passieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Vieles ist wunderlich. In der heutigen Fragestunde habe ich mir gedacht, ich bin ins vorige Jahrhundert zurückversetzt. Wir wissen aus zahlreichen Studien, ich möchte nur eine zitieren, - ich könnte meine Redezeit bis heute Abend verwenden, um alle Studien noch weiter zu zitieren – die eine Situation der Kinderbetreuung im Bundesländervergleich genommen hat, und ich nehme exemplarisch das Österreichische Institut für Familienforschung, das ganz klar festgestellt hat, erstens, dass Wien die teuerste Kinderbetreuungseinrichtung hat, und zweitens, dass die Kosten in Wien das Haupthindernis sind, warum Kinder nicht den Kindergarten besuchen.

Ich darf wörtlich zitieren: „In Wien stellen für fast zwei Drittel und im Burgenland und der Steiermark für 30 Prozent dieser Mütter die Kosten das wesentlichste Hindernis für außerfamiliäre Betreuung dar."

Meine Damen und Herren! Auf der einen Seite sagt die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin heute in der Fragestunde, sie ist für die Schulpflicht, und auf der anderen Seite weiß sie aus jeder Studie, dass die Kosten der Hindernisgrund sind, warum die Kinder zwischen dem fünften und sechsten Lebensjahr und zwischen dem dritten und sechsten Lebensjahr den Kindergarten nicht in demselben Ausmaß besuchen wie in allen anderen Bundesländern.

Ich möchte an der Stelle auch eingehen auf das von der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin gebrachte Zitat, sie hätte gerne mit den anderen Bundesländern eine gemeinsame Regelung. Mir würde es reichen, wenn sich Wien an die Entwicklung der anderen Bundesländer endlich anschließt, denn in fast allen anderen Bundesländern sind 98 Prozent der Kinder zwischen fünf und sechs Jahren im Kindergarten. 98 Prozent! Und warum? Weil in fast allen dieser Länder der Kindergarten für diese Altersgruppe fast gebührenfrei angeboten wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich betrachte es als zynisch, wenn man auf der einen Seite die Schulpflicht für die Fünfjährigen will, und auf der anderen Seite den teuersten Kindergartenplatz hat, nicht bereit ist, den Kindergarten, obwohl alle Studien es zeigen, gebührenfrei anzubieten, sondern gestern mussten wir uns vom Herrn Bürgermeister auch noch anhören, es muss eine Kostendeckung geben. Bildung ist nie kostendeckend, sondern wir könnten uns auf das politische Ziel einigen, dass Bildung bis zum 18. Lebensjahr oder bis zum Ende der Sekundarstufe 2 gebührenfrei ist. Und wenn wir, so wie dieses Gesetz es vorsieht, den Kindergarten als Bildungseinrichtung definieren, dann ist er ganz klar gebührenfrei anzubieten.

Um Kollegen Margulies auch zu zitieren, er kennt sich jetzt bei der Linie der ÖVP nicht mehr aus, ab wann ist sie für Gebührenfreiheit, kann ich Ihnen das gerne noch einmal zusammenfassen so wie bei meiner letzten Rede hier im Landtag.

Erstens: Gestern haben wir den Gebührenstopp verlangt. Gebührenstopp heißt, rasch reagieren, denn wer rasch hilft, hilft doppelt. Es stehen 20 Prozent der Fünf- bis Sechsjährigen im Herbst vor der Situation, dass sie entweder in einem Ghetto landen, nämlich in einer eigenen Sprachförderung, weil es keinen Kindergartenplatz für sie gibt, oder dass die Eltern sich den Kindergarten nicht leisten können. Zwischen diesen zwei Dilemmata können Sie sich entscheiden. Möglich wäre es, bereits das bestehende Budget so umzuschichten, dass der Kindergartenplatz von fünf bis sechs ab dem kommenden Herbst gebührenfrei angeboten wird, mit dem Budget aus dem Budgetvoranschlag, wenn man einige sinnvolle Umschichtungen vornimmt.

Zweitens – und da komme ich jetzt zu dem langfristigen Ziel, das ich unbedingt teile – könnten wir sehr wohl den Kindergarten insgesamt gebührenfrei anbieten, wenn wir etwas weniger Kampagnen und mehr Kinderbetreuung finanzierten. (Beifall bei der ÖVP.)
Es geht nur darum, das Budget richtig einzusetzen. Das heißt, selbstverständlich könnten wir uns gemeinsam darauf einigen, die Monate Juli bis Oktober darauf zu verwenden, wie das Budget so umgeschichtet werden soll, dass ab dem kommenden Budgetvoranschlag selbstverständlich für alle Kinder aller Altersgruppen der Kindergarten gebührenfrei möglich ist. Stellen wir uns dieser Herausforderung gemeinsam! Schaffen wir die budgetären Voraussetzungen, um den Kindergarten im kommenden Budgetvoranschlag so vorzusehen, dass eine finanzielle Beteiligung der Eltern, außer für das Essen, nicht mehr notwendig ist! 

Ein konstruktiver Vorschlag – Sie fragen ja immer nach unseren konstruktiven Vorschlägen –: Erstens die Ad-hoc-Maßnahme, ab Herbst sofort für alle Kinder zwischen fünf und sechs gebührenfrei. 

Zweiter konstruktiver Vorschlag: Einigen wir uns, dass wir bis zum November das Budget durchforsten, Ansatzpunkte finden, um umzuschichten und den Kindergarten generell ab dem kommenden Budget gebührenfrei zu gestalten. 

Sie haben es in Ihrer Hand, mit diesen Lösungsvorschlägen konstruktiv umzugehen und die Quote in Wien zu verbessern. Denn für uns ist das Gesetz nicht ausreichend umgesetzt, wenn Sie dreimal in der Woche die Kinder in eine Sprachförderung holen mit dem Argument, das ist mehr als vorher. Wenn es nur um das bisschen mehr gegangen wäre, dann hätten wir uns nicht vorigen Sommer mühsam auf einen Kompromiss einigen müssen. Es ist aber geschehen unter Ihrer Federführung, unter unserer Federführung, und wir sollten jetzt auch hier in Wien diesem gesetzlichen Wunsch entsprechend handeln und die institutionelle Kinderbetreuung einrichten und nicht eigene Sprachförderprogramme außerhalb des Kindergartens vorsehen.

Nächster Punkt, der für mich sehr überraschend war, ist die späte Information der Eltern. Ich bitte Sie, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, möglichst rasch die Eltern besser als bisher zu informieren. Denn Tatsache ist, dass die meisten Sprachfördererhebungen gemacht worden sind – unsere Kritik über die mangelnde Wissenschaftlichkeit in diesem Zusammenhang kennen Sie bereits –, dass aber den Eltern jetzt nicht gesagt wird, was mit dem Förderbedarf konkret passiert. Das heißt, die Eltern gehen jetzt in den Sommer, gehen in die Ferien und wissen bis heute nicht, was mit ihren Kindern passiert. Das, meine Damen und Herren, nenne ich nichts anderes als politische Verunsicherung, als Fassadenpolitik. Hier werden Fassaden vorgetäuscht und keine Inhalte angeboten, keine Kinderförderung angeboten. Was passiert jetzt ganz konkret mit den Kindern? Warum wissen sie bis heute nicht, was los ist? Sie wissen, es ist Schulschluss, Sie wissen, es sind Ferien. Diese Kinder und deren Eltern hätten ein Recht darauf zu wissen: Wo ist ihr konkreter Platz? Wie werden sie gefördert? 

Ich kann mich nur wundern, warum diese Förderung im Hort passiert. Ist das vielleicht Ihre Übersetzung für ein vorschulisches Programm? Weil Hort draufsteht, deswegen ist es besser als der Kindergarten? Also offensichtlich befinden wir uns in der Bildungspolitik schon wieder in einer Türschilddebatte und nicht in einer Inhaltsdebatte. Über das Wort Vorschule oder Kindergarten brauchen wir uns doch nicht auseinanderzusetzen, was hinter den Türen passiert, das ist das Relevante. Mit welcher Ausbildung gehen Kindergärtnerinnen und Kindergärtner heran? Die Ausbildung und Weiterbildung war mangelhaft. Ein Jahr Zeit, fast nichts passiert. Kurzschulungen, ein paar Stunden am Nachmittag, am Vormittag, das macht noch keine gezielte Kompetenz aus. Kindergärtnerinnen und Kindergärtner brauchen eine entsprechende systematische Weiterbildung. 

Ein Jahr ist vergangen. Bis heute ist es unklar, ob die Stadt Wien, ob das Land Wien die Kosten auf den Pädagogischen Hochschulen für die Weiterbildung der Kindergärtnerinnen und Kindergärtner jetzt definitiv übernimmt oder nicht. Ein Jahr ist verstrichen, Sie haben sich nicht darauf vorbereitet. Wir werden einen weiteren Jahrgang verhindern, wir werden einem weiteren Jahrgang jene Bildungschancen, die ihm zustehen, nicht wirklich im vollen Umfang ermöglichen können. 

Hier ist ad hoc Handlungsbedarf. Hier sollten im heurigen Sommer nicht die Schülerinnen und Schüler nachsitzen, sondern vor allem die verantwortlichen SP-Politikerinnen und -Politiker, um rasch ihre Hausaufgaben zu machen, damit im kommenden Herbst die Fünfjährigen jene Förderung bekommen, auf die wir uns vor einem Jahr geeinigt haben.

Zusammenfassend: Ich erwarte mir, dass im September jedes Kind zwischen fünf und sechs Jahren einen Kindergartenplatz hat, und Kollege Wutzlhofer wird mir hoffentlich gleich recht geben, dass auch er sich dafür in seiner Partei einsetzen wird. Ich erwarte mir, dass im kommenden Herbst, im Herbst 2008, ein Jahr nach der gemeinsamen politischen Vereinbarung, jedes Kind zwischen fünf und sechs einen Kindergartenplatz hat, dort eine entsprechende individuelle Sprachförderung von ausgebildeten Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen bekommt, und ich erwarte mir im Schuljahr darauf wesentliche Verbesserungen für die ersten Klassen, weil ganz einfach Kinder in diesem Alter Sprache sehr leicht lernen.

Abschließend sei gesagt: Auch Sie im Erwachsenenalter könnten rasch lernen. Es liegt an Ihnen, wofür Sie den Juli und August verwenden. Ich hoffe, Sie lernen, und im September dürfen wir dann das tun, was der Bundeskanzler jetzt auch machen hätte können, nämlich miteinander ein Fest feiern. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Wutzlhofer.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Hohes Haus!

Ich muss es doch ein bisschen länger machen, weil ich den Eindruck habe, ich bin im falschen Film. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ja, leider!) Wir beschließen eine 15a-Vereinbarung, auf deren Grundlage es zu einem massiven Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen kommt, einem Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen für Kinder von null bis sechs Jahren. Aber über diese 15a-Vereinbarung hinaus – darüber habe ich ja das letzte Mal schon sprechen können – werden wir auch Hortplätze ausbauen, insgesamt 1 800 neue Plätze, und das ist Anlass für eine Fundamentalkritik und ein paar weitere Grundaussagen mit dem Tenor: Das ist überhaupt kein Ausbau. Also 1 800 neue Plätze, das ist überhaupt kein Ausbau. Das finde ich einmal, gelinde gesagt, skurril und schwierig, viel mehr dazu zu sagen, weil ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sie verstehen es eh nicht!) Ja, genau. 

Apropos, Sie verstehen es eh nicht: Ich bin irrsinnig dankbar für Ihre Ausrutscher immer wieder, die ja Ihren Zugang zur Bildung zeigen. Zum Beispiel Nachsitzen über den Sommer. Super! Das ist der Zugang zur Bildung von der ÖVP, das ist der Zugang zur Bildung von der Frau StRin Cortolezis: Nachsitzen über den Sommer. Mehr brauchen wir nicht zu sagen. Und wenn wer anderer Meinung ist, dann versteht er es nicht. 

Aber ich habe den Eindruck, wenn das jetzt alles so schlecht ist und Sie fundamental gegen die Umsetzung dieses Beschlusses sind, dass Ihnen der Ausbau, so wie er geschieht in Wien, offenbar nicht so wichtig ist. Denn wenn Sie heute sagen, vor einem Jahr ist das alles besprochen worden und heute beschließen wir das, dann muss man schon ein paar Wörter verlieren zu dem Thema: Warum ist die Sitzung eigentlich erst jetzt und warum beschließen wir das überhaupt ein zweites Mal? Das finde ich schon spannend. Da gibt es Geld vom Bund, aber es dauert irrsinnig lange in der Umsetzung. Und Sie wissen ja, genauso wie wir alle hier, dass einer der wesentlichen Gründe dafür war, dass alle – alle! – ÖVP-Länder am Anfang dagegen waren. Und zwar warum? Weil sie massive Vorbehalte hatten gegen ein System von Kindergärten in einer Bildungsfunktion mit Vereinbarkeitskriterien, die bedeuten, nicht um 12 Uhr zu, Bildung den ganzen Tag, keine elf Wochen im Sommer geschlossen und so weiter und so fort. Übrigens wird damit vereinbart, eine Art von Kinderbetreuungseinrichtungen als Bildungseinrichtungen anzubieten, wie es in Wien alle Kindergärten tun. 

Trotzdem, ich bin froh – das möchte ich auch heute hier sagen –, dass mittlerweile alle ÖVP-Vertreterinnen und -vertreter – Sie waren ja hier dafür, das möchte ich jetzt nicht im Raum stehen lassen, aber Ihre Kolleginnen und Kollegen in allen anderen Bundesländern waren dagegen – dem Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen grundsätzlich etwas abgewinnen können und eben das Geld vom Bund nehmen.

Ich unterstütze daher das Vorgehen der Bundesregierung voll, den Bundesländern noch einmal eine Chance gegeben zu haben, dass es jetzt auch einen Monat später möglich war. Denn wir wollten nie das Geld, das prinzipiell anderen Bundesländern zusteht, uns ist wichtig, dass sich die Situation für ganz Österreich verbessert. Und das bedeutet nicht nur den Ausbau von Kindergärten an sich in der Zahl, das bedeutet die Ansicht, dass Kindergärten eben Bildungseinrichtungen sind. Das bedeutet im Übrigen ja auch unseren Zugang, dass man die Schulpflicht auf fünf vorverlegen soll. 

Die 15a-Vereinbarung ist ein erster Schritt dazu, und wir glauben, es war auch wichtig, da zuzuwarten und das jetzt noch einmal zu beschließen, weil wir nicht wollen, dass die Leute in den anderen Bundesländern darunter leiden, dass die ÖVP ein Familienbild hat, das keine Bildungseinrichtungen fordert, die vereinbar sind mit Beruf und Familie. 

Ich habe schon den Eindruck – ich meine, vielleicht korrigieren Sie mich – und man gewinnt auch diesen Eindruck auf Grund dieser Politik, dass Ihr Familienbild vorsieht: Die Familie ist Keimzelle der Gesellschaft. Sie ist ideal so organisiert: die Kinder bleiben so lange wie möglich zu Hause. Das wird ermöglicht durch eine aufopferungsvolle Mutter, die wiederum drei bis vier Jahre Berufspause macht. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wissen Sie nichts anderes zu sagen, Herr Kollege Wutzlhofer? Das ist zu wenig!) 

Das ist schon in Ordnung, wenn man das will, nur, was wir nicht in Ordnung finden, ist, wenn man eine Politik betreibt – und jetzt kommt der Beweis, liebe Frau StRin Cortolezis-Schlager –, die Eltern, die Menschen in diesem Land, die Menschen in sehr vielen Bundesländern in dieses Familienweltbild zwingt, wo die Mütter die ersten drei Jahre daheim sind, denn was ist es denn anders, wenn man Situationen anbietet, wo zum Beispiel in Niederösterreich – Sie haben es letztes Mal als tolles Vorbild gebracht – gegenüber 12 161 Krippenplätzen in Wien null Krippenplätze da sind? Man zwingt dann doch die Eltern dazu, bei ihren Kindern von null bis drei Jahren zu Hause zu bleiben. Was ist es denn sonst, wenn man eine Politik macht, die Eltern dazu zwingt, ihre Kinder um 12 Uhr, oder sagen wir vielleicht, es ist eins, vom Kindergarten abzuholen? Was ist denn das für ein Familienbild, das Eltern dazu zwingt, irgendeine Art von Lösung zu finden, wie man elf Wochen im Jahr – das ist nicht nur in Tirol, das ist zum Beispiel auch in Niederösterreich, in sehr vielen Bundesländern so – irgendwie Betreuung organisiert, wenn man es nicht selber kann? Das muss doch eine Politik sein, die von einem Familienbild getragen ist, das das gut findet. Und das lehnen wir ab. (Beifall bei der SPÖ.) 
Unser Familienbild ist anders. Wir wollen glückliche Kinder, wir wollen glückliche Eltern (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN), Menschen, die Familie mit dem Beruf verbinden können, und glauben nicht, dass Politik irgendwem vorschreiben kann oder irgendwem vorschreiben soll, wie man lebt, wie man mit seinen Kindern zusammenlebt et cetera. Dafür braucht es aber ein System, das es ermöglicht, dass man sich das selber aussuchen kann, und ein System, das es ermöglicht, dass Eltern ihre Berufstätigkeit mit ihrem Glücklichsein mit Kindern vereinbaren.

Und von diesem Bild, Frau Kollegin Cortolezis-Schlager, ist die Wiener Politik, was Kindergärten betrifft, getragen, und zwar nicht erst seit einem Jahr, sondern wir haben da am Montag der VBgmin Cortolezis (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ja, genau! Bravo! – Beifall bei der ÖVP), nein, der Frau Vizebürgermeisterin Fröhlich-Sandner gedacht (Abg Christian Oxonitsch: Nicht einmal die eigene Fraktion klatscht da wirklich!) – da klatscht jetzt wirklich niemand mehr –, die ja dafür gestanden ist, mit einer Sache begonnen zu haben, die bis heute Jahr für Jahr gemacht wird, nämlich mit dem sukzessiven Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen für alle in dieser Stadt, und zwar nicht nur als Spielraum am Vormittag für ein paar, die privilegiert sind. 

Ich bin heute, Jahrzehnte später, der Meinung, dass wir auf diesem Weg ein gutes Stück vorangekommen sind, ein großes Stück vorangekommen sind. Wir haben die meisten Plätze verglichen mit allen anderen Bundesländern, wir geben das meiste Geld aus, prozentuell und absolut. 

Übrigens Krippenplätze – Sie erwähnen das nie, warum auch, weil es sie vielleicht in anderen Bundesländern nicht gibt –: Wenn man alle anderen zusammenzählt, hat Wien noch immer viel mehr. Alle Kindergärten – nicht zum Beispiel 10 Prozent wie in Tirol oder 19 Prozent wie in Niederösterreich oder 33 Prozent wie im österreichischen Durchschnitt; das steht übrigens auch in der Studie, aus der Sie nur die eine Sache zitiert haben –, alle Wiener Kindergartenplätze, oder 80 Prozent aller, wenn man die Privaten dazunimmt, sind vereinbar mit dem Beruf. Das heißt, die sperren nicht zu Mittag zu, die haben nicht den ganzen Sommer zu, die haben nicht am Freitag zu oder an irgendeinem Tag unter der Woche, sondern sie sind mindestens acht Stunden am Tag geöffnet. Die Wiener Kindergärten haben übrigens von 5.30 Uhr bis 18 Uhr geöffnet. Das ist eine Bilanz, auf die wir stolz sein können und auf die wir stolz sind.

Natürlich muss der Weg weitergehen, natürlich, Frau StRin Cortolezis, da haben Sie auch recht, muss der Weg weitergehen im Hinblick auf eine Vollversorgung, das ist überhaupt keine Frage. Unser Ziel ist es, dass es Kinderbetreuungsplätze für alle gibt. Es muss auch unser Ziel sein, dass es Bildungsstandards für ganz Österreich gibt, so wie es sie jetzt halt in Wien gibt. Unser Ziel muss sein – das haben Sie auch erwähnt –, dass es eine gute Ausbildung für alle Pädagoginnen und Pädagogen gibt auf österreichischer Ebene und meines Erachtens auf akademischer Ebene. 

Nur, wenn wir jetzt seit Jahrzehnten jedes Jahr – und im Rechnungsabschluss hat man es ja sehr gut sehen können – die Kinderbetreuungsplätze ausbauen, und zwar massiv, im Unterschied zu vielen anderen Bundesländern, die dieses Thema überhaupt erst vor drei Jahren erkannt haben und dann Kindergärten einrichten, die von 9 bis 12 Uhr offen haben, dann lassen wir uns von Ihnen nicht sagen, das Ganze ist irgendein Problem. Das ist eine Situation, auf die man stolz sein kann, und ein Weg, den man weitergehen muss. (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt nur zu zwei wesentlichen Kritikpunkten, denn ich möchte es ja auch nicht länger machen als unbedingt notwendig. Sie sagen – Sie zitieren da diese eine Studie; nein, ich sage zu der Studie sonst nichts mehr –, die Kindergärtenplätze in Wien seien zu teuer, und bringen immer wieder den Vergleich mit den Gratis-Kindergärten in Niederösterreich und so weiter. 

Abgesehen davon, dass Sie ja nie erwähnen, dass 33 Prozent aller Plätze in Wien gratis sind – das ist übrigens nicht irgendwas, das sind 19 000 Plätze, das sind mehr, als es in den meisten Bundesländern insgesamt an Kinderbetreuungsplätzen gibt, insgesamt, die aber am Nachmittag nicht offen haben, zum Beispiel; manche davon sind außerdem nicht einmal gratis, 40 Prozent sind ermäßigt –, abgesehen davon, dass Sie diese Zahlen gar nicht erwähnen, bringen Sie das in einem Zusammenhang mit anderen Bundesländern, wo das alles besser ist, und setzen damit verschiedene Systeme gleich – diesen Vorwurf müssen Sie sich gefallen lassen –, setzen Systeme gleich, die im Vergleich zu 12 100 und noch ein paar Krippenplätzen null anbieten. Siehe Wien im Vergleich zu Niederösterreich.

Oder reden wir zum Beispiel über Gruppengrößen – das hat heute noch niemand gemacht –, denn das kommt auch oft als Vorwurf den Wienern gegenüber. Wieder Ihr Lieblingsland Niederösterreich: Krippe gibt es nicht, das kann man schwer vergleichen, aber da gibt es jetzt eine neue Regelung in Niederösterreich, da dürfen ein paar Privilegierte, die einen Platz dort finden, ihre Kinder auch schon ab zweieinhalb Jahren dort abgeben. Abgeben kann man in dem Zusammenhang schon wirklich sagen, denn in niederösterreichischen Kindergärten ist nur von 9 bis 12 Uhr pädagogische Betreuungszeit, nachher ist nur mehr Betreuungszeit, also pädagogische Zeit von 9 bis 12, nachher nur mehr Betreuungszeit. Wie auch immer, bei diesen ab Zweieinhalbjährigen ist die Gruppengröße 20, in Wiener Krippen ist die Gruppengröße 15. Übrigens sind in Wien zwei PädagogInnen und zwei AssistentInnen, in Niederösterreich ist es eine PädagogIn und eine AssistentIn, die halbtags beschäftigt sind. Auch bei den Kindergartengruppen – derer gibt es ja mehr in Niederösterreich – kommen 28 Kinder auf eine Pädagogin, wir haben 25. 

Über die RK-Kriterien rede ich nicht mehr, ich habe nicht mehr so viel Zeit. 

Wissen Sie, wenn Sie sagen, Sie wollen, dass wir das Budget umschichten, damit sich das alles ausgeht mit dem Gratis-Kindergarten im letzten Jahr: Wie wollen Sie denn das Budget umschichten? So wie es immer wieder kommt bei den Bundesländern, die Sie so als bestes Vorbild bringen? Sollen wir das Budget umschichten, dass man sagt, okay, mit den 33 Prozent, die jetzt gratis den Kindergarten bekommen – übrigens weil deren Familien, deren Eltern sich das nicht leisten können, deswegen gibt es ja eine soziale Staffelung –, machen wir für alle Kindergärten von 9 bis 12 Uhr. Super Umschichtung vom Budget! Da sind wir dagegen, schlicht und einfach, weil es falsch ist. 

Wien hat nicht umsonst die höchste Frauenerwerbsquote – viel zu gering, daran muss man noch weiter arbeiten –, aber die höchste von allen anderen Bundesländern. Was hat das damit zu tun? Dass Berufstätigkeit mit Familie vereinbar ist. Und Ihr Modell lassen wir uns sicher nicht aufzwingen, denn das bedeutet das Ende für diese Situation. (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt neben der Gratis-Geschichte noch ein Satz zum zweiten Kritikpunkt. Es stimmt, dass die Förderung in Kindergärten am besten ist – da haben Sie wirklich recht, ich kann das einfach nur unterstreichen; ich gebe Ihnen ja selten, und wenn, dann nur in Teilgebieten recht –, also dass die Förderung am besten ist, wenn die Kinder alle im Kindergarten sind, überhaupt keine Frage, dass die Förderung am besten wäre, wenn alle Fünf- bis Sechsjährigen in den Kindergärten sind. Das stimmt. 

Aber erstens würde ich Sie schon bitten, dass man einmal von den richtigen Zahlen spricht. Bei allen anderen Bundesländern nimmt man ja alles zusammen, weil es da einen Mix an Angeboten gibt: von 9 bis 12 offen, länger offen, im Sommer zu. Nehmen wir doch einmal die Kindergruppen dazu. Das sind mehr als 7 000 Plätze. Die haben sich in den letzten zehn Jahren verzwanzigfacht. Das vergessen Sie dann immer zufällig und sagen hier nur, Kindergärten gibt es halt für Kinder von fünf bis sechs Jahren wenig. Nehmen wir das einmal dazu, dann bleibt natürlich noch immer eine Situation, dass nicht alle Kinder von fünf bis sechs in Kindergärten gehen, eine Situation, die wir verbessern wollen und die wir verbessern durch noch mehr Ausbau. Aber innerhalb des Systems, eines Systems, wo Kindergarten natürlich auch freiwillig ist, muss man schon sagen, ist die des Ausbaus die besten Art, eines Ausbaus, den wir sukzessive jedes Jahr machen, nicht nur heuer, wenn Geld vom Bund kommt, sondern seit Jahrzehnten machen und weiterhin machen werden. 

Und natürlich ist die Strategie die beste, dass man für die, die dort nicht sind, die Förderung erhöht, und dass wir das jetzt – die Frau Vizebürgermeisterin hat es heute in der Früh schon gesagt – von 120 Stunden auf 360 erhöhen, also verdreifachen, ist nicht nur ein bisserl mehr, und dass das in den Horten passiert, das ist deswegen, weil da halt der Platz frei ist. Ich meine, das ist Ihre Art von Geldumschichten, dass man irgendwie noch zusätzlich irgendwo ein Haus baut, wo das passiert. 

Innerhalb dieses Systems ist das aus unserer Sicht ein großer Sprung, aber ich leugne nicht, dass wir eigentlich ein anderes System wollen, dass wir eigentlich eine Schulpflicht ab fünf wollen, dass wir wollen, dass Kindergärten Bildungsinstitutionen sind, die gesamtösterreichisch – nicht nur in Wien und nicht nur in einzelnen Inseln – als Bildungseinrichtungen gesehen werden, wo Schulpflicht gilt und wo man sich halt mit einer 15a-Vereinbarung die Kosten dafür ausmacht. 

Deshalb sind wir ja die ganze Zeit für eine österreichische Lösung, und daher –ich komme auch schon zum Schluss – bitte ich Sie inständig, dass Sie die Polemik in Zukunft weglassen und dass wir gemeinsam auf Bundesebene für eine österreichische Lösung arbeiten. Es geht schlussendlich um die Zukunft der Kinder und nicht um Profilierung von Einzelnen. Und gerade die 15a-Beschlussfassung heute könnte eigentlich die Basis dafür sein. Es ist eine Zusammenarbeit von allen Bundesländern, es ist eine Zusammenarbeit Bund – Wien. Wir beschließen die wahrscheinlich gemeinsam. Es gibt einen zusätzlichen Ausbau in ganz Österreich – in Wien 1 800 Plätze noch heuer –, aber ich glaube, dass es gerade für die Bundesländer im Westen ein sehr, sehr großer Schritt ist. 

Dass es anders läuft, dass das jetzt wieder Anlass für Fundamentalkritik ist – das zweite Mal jetzt schon –, ist schade, aber ich nehme es zur Kenntnis. Für Wien ist der Beschluss eine gute Sache. Es ist ein weiterer Schritt nach vorn, und daran kann auch die Polemik der Frau StRin Cortolezis nichts ändern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Riha. Ich erteile es ihr.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe zwar eine etwas dicke Rede da, aber ich verspreche, ich werde sie nicht so halten, ich werde einfach ein paar wichtige Punkte herausnehmen, auf die ich noch antworten möchte. 

Dem Kollegen Wutzlhofer – jetzt sehe ich ihn gerade nicht; ach dort; ich bin schon bisserl blind, das macht das Alter – will ich hiermit versichern – und das ist nicht das erste Mal, dass ich das an dieser Stelle mache –, für die ÖVP-Wien ist der Kindergarten eine wichtige Bildungseinrichtung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher begrüßen wir diese 15a-Vereinbarung, und zwar aus zwei Gründen: 

Erstens werden die dringend benötigten Kindergartenplätze ausgebaut, und da gibt es einen großen Bedarf. Und das ist aus zweierlei Gründen wichtig, und zwar erstens – und auch das ist mir hier ganz besonders wichtig zu sagen –, damit Familie und Beruf vereinbar sind. Und es stimmt, im Hinblick auf Öffnungszeiten, im Hinblick auf Schließzeiten ist Wien hier ein Vorbild. 

Sie haben mich allerdings auch herausgefordert, ich wollte das eigentlich überhaupt nicht machen, aber Sie haben mich wirklich herausgefordert. Wenn man schon die Bundesländer anspricht, dann sollte man wirklich auch fair sein. Ich habe mir, weil ich befürchtet habe, dass das wieder kommt, eine Studie des Charlotte-Bühler-Instituts herausgesucht, die ja wirklich nicht im Verdacht steht, dass sie irgendwie parteilich ist. Die haben eine Studie gemacht für den Österreich-weiten Vergleich. Da ist Wien zum Beispiel, so wie Sie gesagt haben, bei den Krippenplätzen Vorreiter. Aber es gibt auch in den Bundesländern eine ganze Menge Schritte, mit denen sie Wien einfach auch ein Stück voraus sind. 

Zum Beispiel, wenn Sie das Thema Krippe ansprechen, so gibt es Krippen nicht nur in Wien. Sie haben zwar recht, es gibt in Niederösterreich keine Krippen, die vom Land Niederösterreich betrieben werden, aber es gibt eine ganze Menge Krippen, die von privaten Trägern betrieben werden. Meine Nichte geht in so eine Einrichtung. Ich kenne eine ganze Menge solcher Einrichtungen. Also es gibt auch im Land Niederösterreich Krippen. 

Wenn ich mir zum Beispiel jetzt Krippen in Salzburg anschaue. Sie haben gesagt, überall gibt es 20 Kinder, bei uns in Wien sind 15 Kinder. Ja, das wurde verbessert durch das letzte Kindergartengesetz, das ist richtig, in Salzburg aber zum Beispiel ist die Höchstgrenze 10 Kinder, und in Salzburg gibt es ab dem sechsten Kind eine zweite Kindergartenpädagogin pro Gruppe gesetzlich vorgeschrieben. Das ist in Wien nicht der Fall. 

In Oberösterreich, zum Beispiel, wenn ich mir die Kindergartengruppenanzahl anschaue, dann ist das oberösterreichische Landesgesetz dahin gehend geändert worden, dass es in den Kindergartengruppen nur mehr 22 bis maximal 23 Kinder gibt. 

Also es gibt durchaus auch in den Bundesländern Ansätze, wo ich einmal sagen würde, die kann man sich anschauen, und da kann man auch in Wien durchaus noch Verbesserungen durchführen. Und das habe ich auch das letzte Mal gesagt, wenn ein System gut ist, heißt das ja nicht, dass es nicht noch verbesserungsfähig ist und dass man es nicht noch verbessern kann. 

Ein Punkt ist mir noch wichtig zu sagen, das ist der Punkt Bildungsplan. Ich unterstütze absolut den Anspruch, dass es einen Österreich-weiten Bildungsplan geben muss, denn es kann nicht sein, dass Bildung für Kinder im Vorschulbereich in Wien anders geregelt ist als in Vorarlberg, als im Burgenland. Die ersten Versuche, die das Unterrichtsministerium dazu allerdings unternommen hat, sind schon in den Ansätzen wieder eingebremst worden, denn auch da ist der Bildungsplan, der vom Charlotte-Bühler-Institut erarbeitet wurde, bereits in seinen Anfängen wieder eingekürzt worden und wird jetzt nur als Rumpf weitervermittelt und nicht im ganzen Ausmaß. Also ich befürchte, da haben wir noch einen langen Weg. 

Ich freue mich, dass Sie meiner Meinung sind und dass auch Sie sagen, der Kindergarten ist die beste Möglichkeit, um vorschulische Bildung bei Kindern zu vermitteln, und ich denke, es ist auch der beste Platz, um Kindern mit Sprachförderbedarf, gerade wenn nur so wenig Zeit ist wie ein Jahr, Sprache zu vermitteln. Da bin ich einfach anderer Meinung. Es ist zwar besser als vorher, aber es ist noch lange nicht gut, und ich verstehe den Grund nicht. Für heuer verstehe ich ihn, heuer ist es einfach zu spät, aber ich verstehe den Grund nicht, warum nicht im nächsten Jahr für jene Kinder, die diesen Sprachförderbedarf haben – und da gibt es ja heuer Zahlen, an denen man sich orientieren kann –, einfach ein Kontingent an Plätzen in den Kindergärten vorgesehen ist. Wenn man weiß, in den Bezirken gab es ungefähr so und so viele Kinder mit Sprachförderbedarf, dann sehen wir in den Kindergärten Plätze dafür vor. Dann wäre das schon im nächsten Jahr möglich, dass es für jedes Kind, das einen Sprachförderbedarf hat, auch einen Kindergartenplatz gibt. 

Zu diesem Punkt möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit Wolfgang Aigner und Ines Anger-Koch einbringen. 

„Der Landtag möge beschließen: Der Wiener Landtag spricht sich für die Sicherstellung eines vollwertigen Kindergartenplatzes für alle Kinder mit Frühförderbedarf und die Einführung des gebührenfreien Kindergartens aus. 

In diesem Zusammenhang fordert der Wiener Landtag in einem ersten Schritt, zumindest die dem durch die verpflichtende frühe sprachliche Förderung entstehenden Bedarf entsprechenden Kindergartenplätze zu schaffen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt.“ (Beifall) 

Ein Punkt ist mir noch wichtig, denn ich denke mir, man sollte einfach aus den Erfahrungen, die jetzt mit der frühen Sprachstandserhebung gemacht wurden, lernen. Was sich gezeigt hat, ist, dass die Datenerfassung der Kinder in diesem Punkt wirklich nicht optimal war. Sie müssen sich vorstellen, die Daten der Kinder gingen erstens vom Magistrat zu den Eltern, dann von den Eltern zur Schule, dann von der Schule wieder zum Magistrat, dann vom Magistrat zu den diversen Kindergärten. Dass hier Fehlerquellen sitzen, glaube ich, verwundert niemanden, und es sind natürlich auch sehr viele Fehler passiert. In den Kindergärten sind Kinder aufgeschienen, die gab es dort gar nicht, Kinder, die aber vor Ort in den Kindergärten waren, sind nicht vorgekommen. 

Daher wäre mein Vorschlag, im nächsten Jahr die Datenerhebung neu zu überdenken und zu überlegen, ob es nicht machbar wäre, dass man zumindest jene Kinder, die schon in den Kindergarten gehen und die ja dort schon vorhanden sind – die muss man ja nicht irgendwo neu erheben –, im Kindergarten erhebt und dann die Daten weiterleitet. Das wäre eine ganz einfache Sache, denn die Daten gingen dann nämlich nur zur MA 10 und wieder zurück, und ich glaube einfach, dass die Fehlerquelle eine viel geringere wäre. Daraus könnte man lernen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein letzter Punkt, der mir noch wichtig ist – das ist wirklich schon der letzte (Abg Dr Alois Mayer: Der allerletzte!), der allerletzte –: An den Pädagogischen Hochschulen gibt es ein Konzept zur frühen Sprachförderung. Im Frühjahr hätte dieser Lehrgang schon stattfinden sollen, ist jedoch aus finanziellen Gründen abgesagt worden. Im September sollen diese Lehrgänge für KindergartenpädagogInnen und LehrerInnen gemeinsam wieder stattfinden. Bis heute ist die Finanzierung noch immer nicht geklärt. Mit dem Verweis auf die Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Land weigert sich das Ministerium, die Kosten zu tragen, und das Land Wien, das zwar formal zuständig ist, finanziert die Ausbildung vorläufig auch nicht. 

Jetzt habe ich mich einmal erkundigt: Wie groß sind denn diese Kosten, wie gigantisch, dass sowohl das Ministerium als auch das Land die nicht tragen können? Es geht um 6 000 EUR! Ich meine, wir haben in letzten Tagen wirklich um Millionenbeträge nur so hin und her diskutiert. Es kann doch ein Lehrgang, der KindergartenpädagogInnen qualifiziert, Kindern nachhaltig frühe Sprachförderung zu vermitteln, nicht an 6 000 EUR scheitern. Daher möchte ich auch hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen. 

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag appelliert an die zuständigen Stellen der Gemeinde Wien, die Bereitstellung von finanziellen Mitteln sicherzustellen, sodass KindergartenpädagogInnen den an der Pädagogischen Hochschule vorgesehenen Lehrlang zur Qualifizierung für sprachliche Frühförderung ohne Kostenbeitrag belegen können.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Die ÖVP-Wien unterstützt die 15a-Vereinbarung. Wir halten sie für einen wichtigen Schritt für den Kindergarten in Richtung Bildungseinrichtung, für einen wichtigen Schritt für die Bildung in diesem Land und für einen wichtigen Schritt vor allen Dingen für die Kinder in diesem Land. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. Bitte, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. 

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Danke vielmals, Herr Präsident!

Lassen Sie mich zu ein paar Punkten noch etwas sagen, in der Hoffnung einerseits, dass vielleicht die Information zu den angesprochenen Fragen doch noch zu einem Umdenken der Freiheitlichen führt, auf der anderen Seite aber auch, um klarzustellen hier in diesem Haus und vor allem für das Protokoll, damit nicht auf Grund von scheinbarer Desinformationen Entscheidungen getroffen werden, die dann einfach so nicht mehr argumentierbar sind, wie wir in den letzten Tagen gelernt haben.

Sie haben formuliert, dass ein Ablehnungsgrund ist, dass die Sanktionen zu schwammig formuliert sind und deshalb abgelehnt wird. Auf der anderen Seite haben Sie gesagt, die Gefahr ist, dass zu wenige Eltern, gerade diejenigen, die es brauchen, kommen und ihre Kinder anmelden beziehungsweise ihnen überhaupt die Chance geben, diese frühe Förderung zu bekommen. 

Zum einen muss man dazu sagen: Im Vergleich zu den vorherigen Schuleinschreibungen ist bei der vorgezogenen Schuleinschreibung für das nächste Schuljahr, wo der erste Teil heuer stattgefunden hat, eine enorme Steigerung einfach durch die sehr dichte Information gewesen. Es waren 90 Prozent der im nächsten Jahr schulpflichtigen Kinder mit ihren Eltern bei der Schuleinschreibung. Diese 10 Prozent sind ein Wert, der deutlich unter jenem liegt, der in den sonstigen Jahren zu verzeichnen ist. Das sind Kinder, die unter Umständen nicht mehr in Wien wohnen, wo Informationen fehlen und wo man jetzt schon nacharbeitet und frühzeitig schaut, also spätestens bis zum Herbst, um klarzustellen, wo diese Kinder tatsächlich sind, damit man sie noch frühzeitig ins System holen kann. – Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Was ich überhaupt nicht ganz verstanden habe, ist Ihr Vorwurf mit der Förderung in der eigenen Muttersprache. Da kann es sich nur um ein Missverständnis handeln, denn Tatsache ist, dass alle Untersuchungen und Expertenmeinungen sich einig sind, dass es ganz wichtig ist für den Spracherwerb, dass man eine Sprache zumindest einmal beherrscht und dass es, wenn man das nicht kann, schwierig ist, eine andere zu erlernen. Das heißt natürlich nicht, dass die Zielsetzung der frühen Förderung im sprachlichen Teil sich nicht darauf ausrichtet, die Kinder auf die Unterrichtssprache Deutsch vorzubereiten, sondern dass es nur ein Hilfsmittel sein kann, dort, wo es nötig ist, auch in der Muttersprache zu unterstützen, egal, welche sie ist. 

Nun ist die Vielfältigkeit der Sprachenlandschaft in Wien sicherlich eine, die so ist, dass man das, was Sie hier gemutmaßt haben, dass man jetzt in dieser Sprachenvielfalt auch das notwendige Personal haben muss, als richtige Vermutung annehmen könnte. Aber gerade erst vorgestern hatte ich die Gelegenheit, einen Kindergarten im Rathaus zu empfangen, in dem die Kinder eine Sprachenvielfalt von knapp 20 verschiedenen Sprachen repräsentieren, wenn ich das richtig in Erinnerung habe, und diese Sprachenvielfalt und die Förderung durch die Pädagoginnen und Pädagogen, die dort schon tätig sind mit ihrer Ausbildung, die sie bisher bekommen haben, hat so gewirkt, dass aus diesem Kindergarten kein einziges Kind im Zuge des Screenings und bei der ersten Phase der Schuleinschreibung in die Maßnahme genommen werden muss. Das heißt, die Förderung funktioniert ja jetzt schon, und die Förderung durch unsere hochqualifizierten PädagogInnen ist so gut, dass wirklich nicht sehr viele dann in diesen Kreis dazukommen.

Damit komme ich auch zu dem dritten Punkt Ihrer Kritik, nämlich dass Sie sagen, die Zuteilung von 34,7 Prozent für Wien ist viel zu wenig. Das ist ein Punkt, den Sie immer wieder im Vergleich mit den Zahlen von Kindern mit Migrationshintergrund bringen. Das ist der Punkt, wo die Entscheidung fallen muss: Sucht man ein Sachargument, um die eigentliche politische Begründung scheinbar zu begründen, dass man nicht zustimmen will, oder akzeptiert man ein Sachargument und sagt dann einfach, trotzdem stimmen wir aus politischen Gründen nicht zu? Das Sachargument ist hier vollkommen klar. Nicht jedes Kind, das Migrationshintergrund hat, hat ein Problem mit der Sprache. Das habe ich Ihnen schon öfter angeboten, dass Sie sich das in jedem Kindergarten, in jeder Schulklasse anschauen können. Ich gehe mit Ihnen hin, verbinde Ihnen die Augen, die Kinder tun das, was sie dort immer machen, nämlich singen, spielen, und Sie sagen mir dann, wie viele Kinder Migrationshintergrund haben und wie viele keinen haben. 

Daher sage ich, jetzt reicht das Geld, wir können genügend Personal damit anstellen, und alle bekommen die Förderung, die sie brauchen. (Beifall bei der SPÖ.)
Das beantwortet auch schon Ihren letzten Zweifel, nämlich die Unterstellung, dass aus den bestehenden Kindergärten Personal abgezogen wird, und sozusagen die Kinder, die keinen speziellen Förderbedarf haben, darunter leiden, dass die PädagogInnen sich jenen zuwenden, die ihn haben. 

Auch das ist falsch, weil – und da haben Sie sich eigentlich selbst widersprochen mit dem Finanzargument – die Finanzen ja dafür da sind, zusätzliches Personal anstellen zu können, und damit ist auch dieses Argument weg. 

Das heißt – letzter Versuch der Überzeugung –, wenn es gelungen ist, Ihnen sachlich nachzuweisen, dass Ihre Zweifel vielleicht unbegründet sind, dann müssten Sie dieser 15a-Vereinbarung zustimmen und vielleicht das Risiko eingehen, dass nach einem Jahr sich das eine oder andere herausstellt, was man verändern muss. Oder Sie sagen: Okay, die Sachargumente sind uns alle wurscht, politisch wollen wir es nicht, und deswegen bleiben wir bei der Ablehnung. Das ist sozusagen die Alternative.

Ein zweiter Satz zur Beantwortung der Frage nach der Information über die Zahlen. Ich habe überhaupt kein Problem damit, nach Vorliegen der Zahlen nach einem Jahr das im Ausschuss zu berichten. Ganz im Gegenteil. Hier ist es wichtig zu informieren, um nicht dann vielleicht mit falschen Argumenten falsche Informationen zu geben.

Die dritte Anmerkung, die ich noch machen möchte, ist eine zur Frage der Datenerhebung und zu dem Vorschlag der direkten Übermittlung. Vielleicht war es nur abgekürzt dargestellt, ich bin gerne bereit, mir diesen Vorschlag noch einmal anschauen. So wie er hier gemacht wurde, ist er aus meiner Sicht deshalb nicht umsetzbar, denn das eine ist sozusagen der Vertrag, den die Eltern mit dem Kindergartenbetreiber KIWI, Gemeinde Wien oder sonstigen abgeschlossen hat, das andere ist die Aufgabenstellung, die die MA 10 in diesem System hat, und das Dritte ist die rechtliche Verpflichtung zur Schuleinschreibung und zur Datenerfassung, die dort in der Schulpflichtmatrik erfüllt werden muss. 


Es ist richtig, dass es sozusagen noch einen Feinschliff geben muss, um nicht da ein Datenschutzproblem zu haben und dort ein Datenschutzproblem zu haben und dazwischen eine geregelte Situation, keine Frage, aber dieser Vorschlag der direkten Übermittlung, der geht deswegen nicht, weil dazwischen eine Pflicht der Eltern einsetzt und eine offizielle Datenerfassung und das andere beides freiwillige Datenerfassungen sind. Aber hier eine Verbesserung herbeizuführen, kann nur helfen. Was vereinfacht, ist gut, was sozusagen gegen die gesetzlichen Normen ist, ist schlecht.

Und damit bitte ich Sie noch einmal, dieser 15a-Vereinbarung zuzustimmen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. - Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtages, die dieser Vereinbarung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist einstimmig sohin zum Beschluss erhoben. (Widerspruch bei der FPÖ.) Nein? (Abg Inge Zankl: Nein, die Freiheitlichen haben nicht mitgestimmt!) Die Freiheitliche Fraktion hat nicht mitgestimmt. Sohin ist dies ein Mehrheitsbeschluss getragen von der Soziademokratie, der Österreichischen Volkspartei und der Grünen Fraktion. 

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge von Abgeordneten der Österreichischen Volkspartei vor. 

Ein Antrag betrifft die Sicherstellung eines vollwertigen Kindergartenplatzes für alle Kinder mit Frühförderbedarf und die Einführung des gebührenfreien Kindergartens. In formeller Hinsicht wird hier die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt, sohin in der Minderheit und damit abgelehnt. 

Beim Beschlussantrag betreffend Kurs zur Qualifizierung für sprachliche Frühförderung wird die Zuweisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. - Wer diese Zuweisung unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. – Dies ist in der Tat einstimmig.

Meine Damen und Herren! Nun bleibt mir nur noch, den Fußball-affinen Damen und Herren des Wiener Landtags noch zwei eindrucksvolle, wenn geht, trefferreiche, faire Spiele, vielleicht sogar mit der Anreicherung von Verlängerung und Elfmeterschießen zu wünschen, Wien jedenfalls die Krönung eines hervorragenden Sport-Events, wo wir uns als sensationelle Veranstalter bereits postulieren konnten. 

Allen Damen und Herren wünsche ich einen gesunden, pannenfreien Sommer, damit wir im Herbst gesund die Arbeit für eine gute Wiener Landespolitik fortsetzen können. Alles Schöne! Auf Wiedersehen! (Allgemeiner Beifall.)
(Schluss der Sitzung um 13.54 Uhr.)

